Bezirksamt Neukdlln von Berlin
Stadtentwicklungsamt
Fachbereich Stadtplanung
Stapl b2— 6144/8-16a/l11-08

Begrindung

zum Bebauungsplan 8-16a

vom 29.10.2013 mit Deckblatt vom 24.9.2014

(,Clay-Oberschule.)

fur die Grundstiicke Kopenicker Stral3e 45, Neudecker Weg 14 / 22, die StralRe
18S und die August-Froehlich-Stral3e sowie fir die Képenicker Stral3e zwischen
August-Froehlich-Strafl3e und Stral3e 18S

im Bezirk Neuk®dlin, Ortsteil Rudow

Festsetzungsbegriindung gemal 8§ 9 Abs. 8 BauGB
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Planungsgegenstand und Entwicklung der Planungstber-
legungen

1 Veranlassung und Erforderlichkeit der Planung

Vom Bezirksamt Neukdlln wurde am 5.10.2010 beschlossen, den Neubau der Clay-
Oberschule auf dem landeseigenen Grundstiick am Neudecker Weg zu realisieren.
Der Bebauungsplan 8-16a soll die planungsrechtliche Grundlage fur die Umnutzung
einer gewerblichen Brachflache zu einer Flache fir Gemeinbedarf fur eine integrierte
Sekundarschule mit gymnasialer Oberstufe, mit Sporthalle schaffen. Der langjahrige,
ursprunglich nur fir zehn Jahre vorgesehene Standort des Ersatzschulgebaudes am
Bildhauerweg ist mit einer Flache von ca. 2,4 ha fir ca. 1.200 Schuler zu klein. Es
fehlen insbesondere ausreichende Freiflachen sowie Sportflachen. (Naheres zur

Standortprifung unter 1 4.2).

2 Beschreibung des Plangebiets

2.1 Stadtraumliche Einbindung

Das fur den Schulneubau vorgesehene ca. 3,6 ha grol3e Gelande befindet sich an
der ostlichen Bezirksgrenze des Ortsteils Rudow. Es liegt in einem Ubergangsbe-
reich zwischen verschiedenen Rudower Wohnquartieren, dem Industrie- / Gewerbe-
gebiet zwischen KanalstralRe und Teltowkanal, Kleingarten sowie - im Nachbarbezirk
Treptow-Kopenick — Erholungs- und Siedlungsflachen des Ortsteils Altglienicke.
Nordlich des Teltowkanals und der parallel hierzu verlaufenden Autobahn A 113 be-
findet sich der Wirtschafts- und Wissenschaftsstandort Berlin Adlershof.

Durch die nahegelegenen drei verschiedenen Buslinien ist das Plangebiet an den
etwa zwei Kilometer entfernten Rudower Ortskern und die dort endende U-Bahnlinie

7 angebunden.

2.2 Geltungsbereich und Eigentumsverhéltnisse

Der Geltungsbereich umfasst die Grundstiicke Neudecker Weg 14 / 22, Képenicker
Stral3e 45, einen Abschnitt der Kdpenicker StralRe, die Stral3e 18S und die August-
Froehlich-Strafl3e im Ortsteil Rudow.

Das fast 36.000 m2 grofRe Gelande innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs-

planentwurfs 8-16a befindet sich, ebenso wie die angrenzenden Stral3en, im Eigen-
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tum des Landes Berlin. Die Herauslosung des Grundstiicks Neudecker
Weg / August-Froehlich-Stral3e aus dem Treuhandvermégen des Liegenschaftsfonds
Berlin als Ersatzstandort fur die Clayschule erfolgte mit Besitzeinweisung zum 1.
Marz 2011.

2.3 Stadtebauliche Situation und Bestand

Bestandssituation im Plangebiet

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplanentwurfs 8-16a befanden sich auf
dem fast vollstandig versiegelten Gelande Abstellplatze flr Fahrzeuge und Contai-
ner, ein Imbiss sowie drei leerstehende Geb&ude. Eines dieser Gebaude wurde vom
Landesdenkmalamt auf seine Schutzwirdigkeit hin Gberpriuft, da es sich um eine
Wirtschaftsbaracke eines Zwangarbeiterlagers aus den 1940er Jahren handelt. (Na-
heres siehe unter | 2.8). Der auf der nérdlichen Teilflache befindliche Imbiss wird wei-
terhin genutzt. Das tbrige Grundstick wurde zwischenzeitlich entsiegelt und einge-
zaunt.

Das fur den Neubau der Schule vorgesehene Gelande wurde zuletzt zwischen den
1950er Jahren bis 2001 als Materialdepot der ehemals an der Kanalstraf’e und Ko-
penicker Stral3e 26 angesiedelten Eternitfabrik (einem rund 250.000 m? grol3en Ge-
lande) am Teltowkanal mit dem Hafen Rudow Ost genutzt.

Bestandssituation auRerhalb des Plangebiets

Das Gelande ist von sehr unterschiedlichen Nutzungen umgeben.

In der ehemaligen Industrieanlage aus dem Jahr 1929, ndrdlich an das Plangebiet
angrenzend, wurden Baumaterialien aus Asbestzement hergestellt. Aufgrund der
~Erkenntnis der Gesundheitsgefahrdung durch Asbest* wurde die Produktion nach
1980 sukzessive reduziert, bis die Fabrik im Juni 2001 geschlossen wurde. Auf dem
Gelande entstehen seit 2012 grof3flachige Logistik- und Speditionshallen.

Unmittelbar angrenzend, ebenfalls im Norden, befindet sich seit 2003 /2004 ein
Holzheizkraftwerk (HHWK; Naheres hierzu unter IV 1.3).

Die beiden benachbarten, nordéstlich an das Plangebiet angrenzenden zwei- und
dreigeschossigen Mehrfamilienh&user an der Kopenicker Straf’e 31-33A fur ehema-
lige Werksmitarbeiter befinden sich in Privateigentum und dienen Wohnzwecken.

Auf den (nord-)6stlich angrenzenden Grundstiicken Neudecker Weg 6 und Kdpeni-
cker Stralle 26 (ehemals 23 und 26) wird seit 2009 ein Nutzfahrzeugzentrum mit

Werkstatt sowie eine Handelsflache fiir Autos mit einem Verkaufspavillon betrieben.
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Ostlich angrenzend verlauft die Grenze zum Bezirk Treptow-Kopenick, Ortsteil Altgli-
enicke, wo sich Grinflachen des Griinzuges entlang des Mauerweges, die in Hoch-
lage verlaufende Trasse der Bundesautobahn A 113 sowie Kleingarten, Wohn- und
Gewerbenutzungen befinden.

Im Suden, auf der gegenuberliegenden Stral3enseite des Neudecker Wegs, befindet
sich ein Wohngebiet mit Mehrfamilienhéusern, eine konfessionelle Kindertagesstatte
mit angrenzenden Einfamilienhausgebieten. Dahinter liegt die offentliche Grinanlage
~-Rudower HOhe", die mit dem, im Zuge des Autobahnbaus der BAB 113, entstande-
nen grol3flachigen Landschaftspark Rudow-Altglienicke verbunden ist.

Hier wurde ein ungefdhr 450m langer, nach 1961 errichteter DDR-
Grenzmauerabschnitt — ,Hinterlandmauer und -zaun“ erhalten und in den Land-
schaftspark integriert. Er steht als historisches Erbe der Nachkriegszeit seit 2001 un-
ter Denkmalschutz.

Die Rudower Hohe war in der Nachkriegszeit ein ca. 70 m hoher Trummerberg, der
zu einem Naherholungsgebiet umgestaltet wurde. In sidlicher Verlangerung der Au-
gust-Froehlich-Stral3e befindet sich An der Werderlake einer der Eingangsbereiche.
In unmittelbarer Nahe liegt auch der Priesterpfuhl, der als Naturdenkmal gilt.

Im Westen zwischen der Kopenicker Stralle und dem Neudecker Weg liegt an der
August-Froehlich-StraRe die Kleingartenanlage ,Neues Heim“, westlich daran an-
grenzend sowie nordwestlich des Plangebiets befinden sich die grof3flachigen Rudo-

wer Einfamilienhausgebiete.

2.4 Geltendes Planungsrecht

Baunutzungsplan als Ubergeleiteter Bebauungsplan

Der Baunutzungsplan fir Berlin in der Fassung vom 28. Dezember 1960 (ABI. 1961
S. 742), der zusammen mit den planungsrechtlichen Vorschriften der Bauordnung fur
Berlin in der Fassung vom 21. November 1958 (GVBI. S. 1104) — BauOBIn 1958 —
und in Verbindung mit den formlich festgesetzten Fluchtlinien als tUbergeleiteter quali-
fizierter Bebauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 1 Baugesetzbuch weiter gilt, trifft far
den Geltungsbereich folgende Ausweisungen:

Der Baunutzungsplan weist die Grundsticke innerhalb des Plangebiets als reines
Arbeitsgebiet mit der Baustufe 6, einer Grundflachenzahl (GRZ) von 0,6 und einer
Baumassenzahl (BMZ) von 8,4 aus. Es gilt die geschlossene Bauweise, eine Bebau-

ungstiefe ist nicht ausgewiesen.
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http://www.gartenkulturpfad-neukoelln.de/gkp/rudow/pfuhle/exkurs

Formlich festgestellte StraRen- und Baufluchtlinien

Innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich formlich festgestellte (f.f.) Strafl3en-
und Baufluchtlinien vom 3.10.1935, 5.4.1907 und 10.2.1905. Bestehende Straf3en-
und Baufluchtlinien innerhalb des Gemeinbedarfsgrundstiicks, die bislang keine
Funktion erfullen, werden durch die kinftigen Festsetzungen des Bebauungsplans
aufgehoben, die Strafl3enfluchtlinien entlang des Kdpenicker Weges und des Neude-

cker Weges durch Stral3enbegrenzungslinien ersetzt.

25 VerkehrserschlielRung

Die Erschlielfung des Plangebiets erfolgt Uber die drei den Geltungsbereich begren-
zenden offentlichen Stral3en Neudecker Weg, Kopenicker Stralle und August-
Froehlich-Stral3e. Die Anbindung an den o6ffentlichen Personennahverkehr ist durch
die Buslinie 162 mit Halt im Neudecker Weg und direktem Anschluss zu dem ca.
1,5 km entfernten U-Bahnhof Rudow derzeit am gulnstigsten, so dass die Haupter-
schlieBung fur den Eingangsbereich der Schule von Stiden erfolgen sollte.

Die geplante Sporthalle im nérdlichen Teil des Geltungsbereichs ware Uber die Ko-
penicker Stral3e bzw. die August-Froehlich-Stral3e zu erschliel3en.

Uber den Neudecker Weg erfolgt eine Anbindung an die Rudower Chaussee und
damit zugleich an die Wohngebiete im benachbarten Bezirk Treptow-Kdpenick.

Die Anschlussstellen Adlershof und Stubenrauchstra3e der Bundesautobahn A 113
befinden sich jeweils in ungefahr zwei Kilometer Entfernung. Der Neudecker Weg als
Teil des Ubergeordneten Stral3ennetzes, Verbindungsstufe Ill (6rtliche StralRenver-
bindung) und die August-Froehlich-Stral3e als Erganzungsstral3e (weitere Stral3e von
besonderer Bedeutung) stellen eine Umfahrungsmdéglichkeit dar und sind zugleich
Bestandteil der ErschlieRung des nérdlich angrenzenden Industrie- / Gewerbegebiets

KanalstralRe.

2.6 Technische Infrastruktur

Die Abwasserversorgung (Regen- /Schmutzwassertrennung) sowie die Versorgung
mit Wasser, Gas, Strom, Fernwarme und der Telekommunikation ist mdglich. Die
Abwasserleitungen vom 0&stlich angrenzenden Nachbargrundstick wurden zwi-
schenzeitlich getrennt.

Im Rahmen der Bauvorbereitung erfolgten bereits grof3flachige Malinahmen zur Ent-

siegelung des Bodens sowie eine temporare Anlegung von Sickerrigolen fur die Re-
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genentwasserung, die bei Ausfihrung der BaumalRnahmen entsprechend geéndert
werden.

AusschlieR3lich auf der nordwestlich gelegenen Ecke des Geltungsbereichs an der
Kreuzung Kopenicker Stral3e / August-Froehlich-Stral3e bleibt ein Hausanschluss-
und Regenwasserschacht fir die Regenentwéasserungsanschlisse der Wasserbe-

triebe erhalten. Dieser ist bei der Anordnung der Sporthalle zu beriicksichtigen.
2.7 Altlasten

Ein Teil des Planungsgebietes liegt auf Flachen, welche im Bodenbelastungskataster
(BBK) auf den Grundsticken Neudecker Weg 14-22, (BBK Nr. 13674), Stral3e 18S,
Nr. 9+10 (BBK Nr. 242) und Stral3e 18S, Nr. 25 (BBK Nr. 398) aufgefuhrt sind:

Die Flachen wurden vom Verdacht auf schadliche Veranderungen des Bodens oder
Altlasten befreit. (N&heres hierzu siehe unter IV 1.2)

Im Rahmen einer Gebaudeschadstoffuntersuchung einer auf dem Gelande vorhan-
denen Baracke wurde ein erheblicher Sanierungsbedarf festgestellt (N&heres hierzu

siehe unter | 2.8).

2.8 Denkmalschutz

Vom Landesdenkmalamt Berlin (LDA) wurde mit Schreiben vom 28.5.2013 mitgeteilt,
dass die Eintragung der sich auf dem Gelande Kopenicker Stral3e 39-45 befindlichen
Wirtschaftsbaracke des ehemaliges Zwangsarbeiterlagers Rudow in die Berliner
Denkmalliste vollzogen wurde und das Objekt somit nachrichtlich als Baudenkmal zu
ubernehmen sei.

Zur Denkmalbedeutung wurde u. a. ausgefihrt, dass die ehemalige Wirtschaftsbara-
cke das letzte erhaltene Gebaude des Zwangsarbeiterlagers Rudow sei. Sie wurde
1942 als modifizierter Typenbau (,Fluko-Baracke®) erbaut und diente als Kiiche. Sie
ist vollstdndig unterkellert und war ursprtinglich ein Holzbau.

Das Zwangsarbeiterlager Rudow I-lll wurde Februar 1941 bis Juni / August 1942 auf
dem Gelande der Deutschen Asbest Zement AG von der Arbeitsgemeinschaft Ru-
dow errichtet. Es zahlte mit 20 Baracken fur 1500 Insassen zu einem der grof3en La-
ger in Berlin. Die Arbeitsgemeinschaft war ein Zusammenschluss ortsanséassiger und
neu zugezogener Firmen, die in die Rustungsproduktion integriert waren. Sie arbeite-

ten vor allem fur die Luftkriegsristung.
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Zunachst als Kriegsgefangenenlager genutzt, wurde es vermutlich im Juni 1942 zum
Lager fir auslandische Zwangsarbeiter und der Baubestand um weitere Funktions-
gebaude (Wasch-, WC- und erstmals Krankenbaracken) erganzt.

Zur Prufung einer Integration in das Bauprojekt und zur Vergewisserung uber Schad-
stoffe wurde eine Gebaudeschadstoffuntersuchung erforderlich. Der Untersuchungs-
befund des Ingenieurbiros fir Umweltschutztechnik (IFUT) vom 04.04.2013 ergab
eine erhebliche Schadstoffbelastung. Das eingeschossige barackenartige Gebaude
hat eine Grundflache von ca. 45 x 12 m. Es wurden Teile der Originalholzfassade,
der Isolierpappe, der Glaswolle, der Innenwandverkleidung, und der Ful3bodenplat-
ten etc. auf krebserzeugende Gefahrenstoffe wie Asbest, Teer, Holzschutzmittel und
lungengangiges K2- Fasermaterial analysiert. Eine Schadstoffsanierung wirde den
kompletten Rickbau des Gebéaudes erfordern. Da die Baracke als Bauzeugnis mit
ihren Original-Bauteilen nicht erhalten werden kann und nicht zu sanieren ist, wurde
vom Hochbauamt empfohlen, die Baracke abzubrechen und fachgerecht zu entsor-
gen.

Dem Abrissantrag des Hochbauamtes wurde von Seiten des Landesdenkmalamtes
stattgegeben (siehe Il 4.4, Landesdenkmalamt, 3. Stellungnahme LDA 14 vom
14.8.2013).

Die Baracke wurde Ende Oktober 2014 abgetragen. Ein Gebauderelikt wurde fach-
gerecht geborgen (s. Fotodokumentation). Die Schadstoffbelastung ist hinsichtlich
der Lagerung im Depot des Landesdenkmalamtes unbedenklich (s. Gutachten). Fir
einen Einbau in den Gedenkort der kiinftigen Schule muss im Planungsprozess ein
Konzept erbracht werden.

Fur die Erstellung eines Gedenkortes sollten Institutionen einbezogen werden, die
Zwangsarbeit erforschen und Erfahrungen in der Vermittlung dieses Themas besit-
zen.

Das Bodengutachten vom 20.08.2013 ergab eine hohe Schadstoffbelastung der Bo-

den, die bei der Ausschreibung zur archaologischen Grabung bertcksichtigt wurde.

Fur die Abriss-Dokumentation wurde das Buro Schulz + Drieschner beauftragt die

Bestandserfassung und die Ruckbaudokumentation in Abstimmung mit der Unteren
Denkmalschutzbehérde (UD) und dem Fachbereich Hochbau durchzufthren.

Der Aufbau und etwaige Fundstiicke sollen als Grundlage flr die spatere Interpreta-
tion der Nutzungsablaufe in der Wirtschaftsbaracke dienen (N&aheres siehe unter
Il 4.4, Stellungnahmen LDA und UD). In dem Zwischenbericht vom 17.8.2014 wur-
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den insbesondere die Spuren der Nutzung der ehemaligen Baracke als Kiichenge-
baude mit dem Keller als grof3e zusammenhangende Lagerhalle nédher erlautert.

Da die Flache des ehemaligen Zwangsarbeiterlagers als archaologische Verdachts-
flache eingestuft wurde, beauftragte der Bezirk das Arch&ologiebiro archaeofakt um
in enger Abstimmung mit den Rickbauarbeiten archaologische Grabungen moglichst
baubegleitend durchzufihren.

Der Zwischenbericht der archaologischen Prospektion zum ehemaligen Zwangsar-
beiterlager Rudow | bis Ill vom 22.9.2014 ergab Erkenntnisse uber Strukturen der
Lagerzeit auch aul3erhalb von Barackenstandorten. Ferner wurden Hinweise eines
urgeschichtlichen Siedlungsbereichs der Romischen Kaiserzeit, eventuell auch der
Bronzezeit festgestellt. Das Landesdenkmalamt beauftragte, die bronzezeitlichen
Grabungsfunde vor Baubeginn- und die Uberreste des Splitterschutzgrabens baube-
gleitend zu bergen.

Denkmalpflegerisches Ziel ist es, den Denkmalwert des Ortes trotz Neubau zu erhal-
ten und die Forschungsergebnisse in die Wettbewerbsausschreibung einzubringen,
um an der Schule eine aktive Gedenkkultur zu etablieren.

Eine auf dem ehemaligen Gelande der Eternitwerke unter Denkmalschutz stehende
Kantine des benachbarten Grundstiicks des Heizkraftwerks an der Képenicker Stra-
Be (nordlich des Geltungsbereichs) wurde 2011 unter denkmalfachlichen Aspekten
zu einem Verwaltungs- und Informationszentrum umgebaut. Das Vorhandensein ge-
sundheitsschadlicher Baustoffe fuhrte zum Ruckbau des Bestandes und einem am
Original orientierten Neubau. Fiur die noérdlich angrenzenden ehemaligen Eternit-

Hallen liegt eine denkmalrechtliche Genehmigung zum weitgehenden Ruckbau vor.

3 Planungsrechtliche Ausgangssituation

3.1 Ziele und Grundsétze der Raumordnung

Der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B — Verordnung tber den
Landesentwicklungsplan Berlin Brandenburg vom 31.3.2009, GVBI.S.182) stellt in
seiner Festlegungskarte 1 den Geltungsbereich als Teil des Gestaltungsraums Sied-
lung dar. Die Siedlungsentwicklung soll gemal3 8 5 Abs.1 LEPro 2007 i.V.m. Ziel 4.5
Abs.1 Nr.2 LEP B-B auf diesen Raum gelenkt werden.
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3.2 Flachennutzungsplan (FNP)

Der Flachennutzungsplan Berlin in der Fassung der Neubekanntmachung vom
5. Januar 2015 (ABI. S.31), stellt fir den Geltungsbereich des Bebauungsplans und
der unmittelbar angrenzenden Umgebung Gewerbliche Bauflache dar.

Mit Stellungnahme der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung IB 17 vom 17.11.2010
wurde darauf hingewiesen, dass die Planinhalte aus den derzeitigen Darstellungen
des FNP nicht entwickelbar sind. Dies mache eine FNP-Berichtigung erforderlich. Auf
Grund der Durchfihrung des Bebauungsplanverfahrens im beschleunigten Verfahren
gem. 8§ 13a BauGB sei eine Anpassung des FNP im Wege der Berichtigung moglich.
Am 25.03.2014 wurde vom Senat von Berlin (Beschluss-Nr. S-1541/2014 die Abwei-
chung vom Berliner Flachennutzungsplan durch den Bebauungsplan der Innenent-
wicklung 8-16a (FNP-Berichtigung) beschlossen.

Nach Festsetzung wird der Flachennutzungsplan im Wege der Berichtigung ange-
passt und die Flache als Gemeinbedarfsflache mit einem Lagesymbol Schule statt

gewerblicher Bauflache dargestellt.

3.3 Landschafts- Artenschutzprogramm Berlin (LaPro 94)

Das Landschaftsprogramm einschlie3lich des Artenschutzprogramms Berlin vom
19.07.1994, zuletzt erganzt mit Bekanntmachung vom 28.6.2006 (ABI. Nr. 32 vom
7.7.2006, S.2350) trifft folgende Aussagen:

e Naturhaushalt und Umweltschutz: Industrie und Gewerbe. (Bei Nutzungsande-
rung gem. FNP gelten die MalRnahmen fiur die neue Nutzung. Die Notwendig-
keit von Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen zur Sicherung der Naturhaus-
haltsfunktion ist zu prufen). Im Einzelnen: Sanierung von Altanlagen, Schutz
angrenzender Gebiete vor Immissionen, Férderung Flachen sparender Bau-
weise, bei Neuansiedlung Férderung emissionsarmer Technologien, Boden-
und Grundwasserschutz, Dach- und Wandbegrinung).

« Biotop- und Artenschutz: Stadtischer Ubergangsbereich mit Mischnutzungen.
Im Einzelnen: Schaffung zusatzlicher Lebensraume fur Flora und Fauna.

« Landschaftshild: Stadtischer Ubergangsbereich mit Mischnutzungen. Im Ein-
zelnen: Beseitigung von Beeintrachtigungen des Landschaftsbilds, Erhalt und
Entwicklung pragender Landschaftselemente wie begriinte Stra3enrdume.

e Erholung und Freiraumnutzung: Sonstige Flachen aul3erhalb von Wohnquar-
tieren. Im Einzelnen: Entwicklung von Wegeverbindungen, Dach- und Fassa-
denbegrinung an offentlichen Gebauden, Schutzpflanzungen bei angrenzen-
der Wohn- und Erholungsnutzung

o Gesamtstadtische Ausgleichskonzeption: Das Gelande ist nicht Bestandteil
der gesamtstadtischen Ausgleichskonzeption.
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34 Verordnung und Richtwerte Giber Schularten und Bildungsgange

Die Richtwerte fiur Einrichtungen der sozialen Infrastruktur von 02/2011 der Senats-
verwaltung fur Stadtentwicklung und Umwelt | A setzten fir integrierte Sekundar-
schulen mit gymnasialer Oberstufe fir die Berliner Bezirke mit Uberregionalem Ein-
zugsbereich eine Frequenz von 25 Schiler/innen je Klasse bei 100 Schiiler/innen pro
Zug in der Sekundarstufe | und 12 Unterrichtsraumen je Zug in Sekundarstufe | und
Il fest. Die Verordnung Uber die Schularten und Bildungsgange der Sekundarstufe |
vom 31. Marz 2010 (GVBI S.175) regelt die Rahmenbedingungen zur Ausgestaltung
der Schularten Integrierte Sekundarschule und Gymnasium in den Jahrgangsstufen
7 bis 10.

35 Stadtentwicklungsplan , Offentliche Einrichtungen — Versorgung mit

sozialen Einrichtungen - Versorgung mit Schulen und Sportflachen

StEP1

Auf die Anwendung der Aussagen des Stadtentwicklungsplans zur Versorgung mit

Schulen und Sportflachen (StEP 1) vom 25.7.1995 zu den anrechenbaren Sportfla-
chen pro Einwohner fur gedeckte (0,34 m?) und ungedeckte (2,5 m?) Sportanlagen
wird aufgrund der Unstimmigkeit hinsichtlich der ehemaligen Richtwerte und dem
tatsachlichen Flachenbedarf mit Empfehlung von der Senatsverwaltung fir Stadtent-

wicklung | A vom 8.4.2011 bis zum Beschluss Uber neue Richtwerte verzichtet.

3.6 Stadtentwicklungsplan (StEP) Industrie und Gewerbe (EpB) / Master-
plan Industriestadt Berlin 2010 - 2020

Der Stadtentwicklungsplan Industrie und Gewerbe mit dem Entwicklungskon-
zept fur den produktionsgepragten Bereich (EpB) vom 25. Januar 2011 stellt das
Gelande unter EpB-Gebiet 26 Kanalstral3e (zwischen Teltowkanal und Kanalstral3e)
als EntwicklungsmafRnahme fir die Aktivierung von Flachenpotential fir den produk-
tionsgepréagten Bereich dar. Darin wird der Standort im Stadtraum Siud-Ost Bezirk
Neukdlln mit einer Gro3e von insgesamt 49 ha als gewachsener Standort mit beson-
derer ErschlieRungsqualitat und einem hohen Anteil verarbeitenden Gewerbes sowie
groReren Unternehmen vorgestellt. Das Flachenpotential wird mit 11,7 ha angege-
ben mit besonderer Eignung fur groRere Produktionsbetriebe, Baugewerbe und Lo-
gistik.

Der Masterplan Industriestadt Berlin 2010-2020 der Senatsverwaltung fir Wirt-

schaft, Technologie und Forschung setzt auf eine zukunftsfahige, moderne und sau-
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bere Industrie als Wachstumsmotor der Wirtschaft. Besonders in den technologiein-
tensiven Zukunftsindustrien im sogenannten MINT-Bereich Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaft und Technik werden neue Arbeitsplatze entstehen. Der Master-
plan setzt daher auf eine breite Forderung der entsprechenden Kompetenzen von
der Schulzeit an. Beziglich des zukunftsweisenden Denkens fir den geplanten
Standort der geplanten Clay-Oberschule ist in Verbindung mit dem ,Aktionsfeld
Fachkrafte* des Masterplans zu bertcksichtigen, dass insbesondere in Sekundar-
schulen mit lhrem Werk-, Arbeits- und Technik-Unterricht und einer gymnasialen
Oberstufe die Grundlagen vermittelt werden, die von spateren Fachkraften der In-

dustrie- und Gewerbebetriebe gebraucht werden.

3.7 Stadtentwicklungsplan Verkehr Planung 2025

Im Stadtentwicklungsplan (StEP) Verkehr (Senatsbeschluss vom 29.3.2011), Be-
stand und Planung, sind der Neudecker Weg als Teil des Ubergeordneten Stral3en-
netzes mit Stufe Il als ,0rtliche Stral3enverbindung” und die August-Froehlich-StralRe
als ErganzungsstralRe (weitere Stral3e von besonderer Bedeutung) eingestuft.

Nach Aussagen der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung VII A vom 1.12.2011 ba-
sieren die folgenden Angaben zur Verkehrsprognose auf der derzeit aktuellen Model-
luntersuchung fur das Prognosejahr 2025 der gemeinsamen Prognose der Lander
Berlin und Brandenburg. Sie verstehen sich als durchschnittlich werktaglicher KFZ-
Verkehr. Neudecker Weg: 15.000 Kfz pro 24 Std. werktags im Querschnitt (mit ge-
schatztem 5% Lkw-Anteil > 3.5t). August-Froehlich-Stral3e: 5.000 Kfz pro 24 Std.
werktags im Querschnitt (mit geschatztem 3% Lkw-Anteil > 3.5t). Kanalstral3e: 6.000
Kfz pro 24 Std. werktags im Querschnitt (mit geschatztem 3% Lkw-Anteil > 3.5t).

3.8 Luftreinhalte- und Aktionsplan Berlin

Gemal der Stellungnahme der Senatsverwaltung fur Gesundheit, Umwelt und Ver-
braucherschutz vom 7.6.2011 werden die Belange des Luftreinhalte- und Aktionsplan
Berlin 2005 — 2010 nicht beruhrt.

Mit dem Luftreinhalteplan 2011 - 2017 (Ausgabe 2012) wird der bisherige Luftreinhal-
te- und Aktionsplan fiir Berlin fortgeschrieben.

Das Ziel der Verbesserung der Luftqualitat konnte gemal des Entwurfs des Luftrein-
halteplans in Berlin durch zahlreiche MalRnahmen in den letzten Jahren verbessert
werden. Demzufolge werden die Konzentrationen der europaischen Luftwertgrenz-

werte fir die Schadstoffe Schwefeldioxid, Benzol, Kohlenmonoxid, die sehr kleinen
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Partikel PM, s und fur Schwermetalle im Feinstaub in Berlin bereits weit unterschrit-
ten. Ein starker Verursacher fir eine hohe Luftbelastung ist der Berliner Stral3enver-
kehr an Hauptverkehrsstral3en. Hier sind gegebenenfalls Malihahmen zur Reduzie-
rung der Grenzwerte fur Feinstaub (PMip ) und Stickstoffdioxid (NO2) notwendig. Als
wesentliche und wirksame Mafinahme hat sich an Stra3en die Reduktion der zulas-
sigen Geschwindigkeit auf Tempo 30 bewahrt.

Gemald der Karte zur verkehrsbedingten Luftbelastung aus dem Umweltatlas vom
September 2011 fur PM;o (Feinstaub) und NO, (Stickstoffdioxid) sind die Stral3en im
Bereich des Bebauungsplanentwurfs mit einem Indexwert von weniger als 1,20 als
gering belastet eingestuft.

Ebenfalls als gering eingestuft wurden die NO,-Konzentrationen in der Kartenebene
Ist-Zustand 2009 und Status-Quo Trends 2015 und 2020 Luftbelastung durch Kfz-
Verkehr und Trendrechnung fir PMyo und NO»,

3.9 Stadtentwicklungsplan Klima

Der Stadtentwicklungsplan Klima (Senatsbeschluss vom 31.05.2011) wurde erstellt,
um die Lebensqualitdt unter dem Vorzeichen des anstehenden Klimawandels zu si-
chern und negative Auswirkungen des Klimawandels abzumildern.

Ein Schwerpunkt liegt hierbei auch auf der sogenannten Klimaanpassung — also der
Anpassung der Stadtstruktur an die zu erwartenden Klimaveranderungen und zu-
nehmenden Extremwetterereignisse (z.B. Hitzeperiode, Starkregen) sowie der stér-
keren Betrachtung des Zusammenhangs zwischen Bebauungsstruktur und Mikrokli-
ma auf Quartiersebene.

Das Plangebiet liegt auRerhalb der im StEP Klima aufgefihrten 12 Aktionsplan-
Projektgebiete. Der MalRnahmenplan zu Bioklima stellt Flachenpotentiale zur Entsie-
gelung unbebauter Flachen dar. Konkrete Mal3hahmen sollen auf Bebauungs- und
Landschaftsplanebene umgesetzt werden. Durch die geplanten Festsetzungen wur-
den bereits im Vorfeld Flachen im Geltungsbereich des Bebauungsplans abgeraumt
und entsiegelt.

Mit der Festsetzung einer GRZ von 0,5 und Festsetzungen von Flachen mit Pflanz-
bindungen werden die Ziele des StEP Klima angemessen bericksichtigt.

Die Karte zur Klimafunktion des Umweltatlas von 2009 stellt fir den betreffenden

Rudower Bereich im Stden Berlins einen mittleren Kaltluftvolumenstrom mit Haupt-
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stromung aus Siden dar. Dieser wird beeinflusst durch die Kaltluftentstehungsgebie-
te im Umland.

Der Geltungsbereich wird in der Karte zu den Planungshinweisen zum Stadtklima
des Umweltatlas von 2009 als Siedlungsraum mit geringer, in Einzelfallen magiger
bioklimatischer Belastung dargestellt mit hoher Empfindlichkeit gegentiber Nutzungs-

intensivierung mit der Forderung keiner weiteren Verdichtung.

3.10 Larmminderungsplanung fir Berlin — Aktionsplan 2015 - 2018

Gemal} der Stellungnahme der Senatsverwaltung fur Gesundheit, Umwelt und Ver-
braucherschutz vom 7.6.2011 werden die Belange der Larmminderungsplanung nicht
bertihrt. Aufgrund des Heranrtickens unterschiedlich sensibler Nutzungsarten wurde
im Rahmen der frihzeitigen Behdrdenbeteiligung gem. 8 4 Abs.1 BauGB empfohlen,
die Larmprobleme durch ein Fachgutachten untersuchen zu lassen und im gegebe-
nen Fall planungsrechtliche Regelungen zur Problembewaltigung zu finden. Am
21.12.2011 wurde ein Immissionsschutzgutachten erstellt, das insbesondere Aussa-
gen zu den Gerduschauswirkungen durch Gewerbelarm und Sportanlagen unter-
suchte. Mit der Ergdnzung vom 21.2.2012, aktualisiert am 10.9.2014 flossen zuséatz-
lich Untersuchungen zu Gerauscheinwirkungen durch Verkehrslarm auf das Plange-

biet ein.

3.11 Angrenzende festgesetzte und im Verfahren befindliche Bebauungs-

plédne

Baunutzungsplan

Der Baunutzungsplan in der Fassung vom 28. Dezember 1960 weist sudlich und
westlich des Geltungsbereichs Allgemeine Wohngebiete mit der Baustufe 11/ 2 und
einen kleinen Teil im Stden als Nichtbaugebiet aus. Der Geltungsbereich sowie die
angrenzenden Grundstiicke im Norden bis zum Teltowkanal und dstlich bis zur Be-

zirksgrenze sind als reines Arbeitsgebiet mit der Baustufe 6 ausgewiesen.
Bebauungsplanentwurf 8-16b

Der 9.11.2004 aufgestellte Bebauungsplan 8-16 wurde mit Beschluss vom 5.5.2007
in die Bereiche 8-16a und 8-16b geteilt. Vorrangiges Planungsziel des nérdlich an-
grenzenden Bebauungsplanentwurfs 8-16b ist die Festsetzung eines Gewerbege-

biets.
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Bebauungsplanentwurf XIV-79b

Der am 11.7.1977 aufgestellte und am 4.1.1989 in die Bereiche XIV-79a und XIV -
79b geteilte Bebauungsplanentwurf XIV-79 grenzt westlich der August-Froehlich-
StralRe an den Geltungsbereich des Bebauungsplans 8-16a. Der Bebauungsplan-
entwurf XIV-79b sieht die Festsetzung einer Grinflache mit der Zweckbestimmung
Dauerkleingarten zur planungsrechtlichen Sicherung der bestehenden Kleingartenko-
lonie Neues Heim sowie eine 6ffentliche Durchwegung mit Anbindung an die Kanal-
stral3e, den Neudecker Weg und die August-Froehlich-Stral3e vor. Eine urspriinglich
geplante StralRenerweiterung der August-Froehlich-Stral’e im Geltungsbereich des
Bebauungsplanentwurfs XIV-79b — zu Lasten der bestehenden Kleingartenanlage —
wird nicht mehr weiterverfolgt; diese soll nunmehr durch die geplanten Festsetzun-

gen des Bebauungsplans XIV-16a sichergestellt werden.
Bebauungsplan XIV-148

In dem nordwestlich an den Geltungsbereich grenzenden festgesetzten Bebauungs-
plan XIV-148 vom 9.11.1972 wird zwischen der KanalstraRe und der Kdpenicker
Stral3e allgemeines Wohngebiet mit einer GRZ von 0,4 und einer GFZ von 0,4, zwei-
geschossig, in offener Bauweise festgesetzt.

4 Entwicklung der Planungsiberlegungen

Die 1975 als integrierte Gesamtschule auf dem Grundstiick Lipschitzallee 25 in Be-
trieb genommene Clay-Oberschule wurde aufgrund erheblicher baulicher Méangel
nach 14 Jahren an dem dortigen Standort geschlossen und von der Gropiusstadt an
den Bildhauerweg in den Ortsteil Rudow verlegt. Das flr die Zwischennutzung in ein-
facher Leichtbauweise — unter Mal3gabe einer 5-jahrigen Nutzungsdauer — geschaf-
fene Ersatzgebaude weist nach nunmehr tber 25 Jahren gravierende Substanz-
schaden und energetische Missstande auf.

Das Gelande fir dieses ,Dauerprovisorium® ist mit 2,4 ha fur die ca. 1.200 Schi-
ler/innen nach wie vor zu klein, es bietet keine Sport- und keine ausreichenden Frei-
flachen. Fur die dringend erforderliche Errichtung des Schulneubaus stand nach ei-
ner langwierigen und differenzierten Standortsuche nur noch das brachliegende Ge-
lande am Neudecker Weg zur Verfugung, nachdem sich die urspriinglichen Planun-
gen zur Ansiedlung auf dem nicht im Eigentum des Landes befindlichen Grundstiick

Ostburger Weg 44 als nicht durchsetzbar erwiesen (siehe hierzu Pkt. | 4.2).
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Aufgrund der Anderung von Dringlichkeitsstufen durch die Senatsverwaltung fir Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung (SenBWF) konnte die Einreichung des Bedarfs-
programms bei der Senatsverwaltung fur Finanzen (SenFin) erst im September 2012
erfolgen. Nach Durchfiihrung eines angestrebten Wettbewerbverfahrens 2015 sowie
der Prufung der Vorplanungsunterlagen und Bauplanungsunterlagen sowie einer
Bauzeit von etwa 3,5 Jahren ist nunmehr im Jahr 2022 mit der Fertigstellung des

Neubaus zu rechnen.

4.1 Flachenbeanspruchung

Da dieser Standort im Stadtentwicklungsplan Industrie und Gewerbe mit dem Ent-
wicklungskonzept fir den produktionsgepragten Bereich (EpB) vom 25. Januar 2011
neu aufgenommen worden war (StEP / EpB-Gebiet 26) und nach Stellungnahme der
Senatverwaltung fur Stadtentwicklung I A vom 10.11.2010 die landeseigenen Grund-
stucke vermarktet werden sollten, gab es auf der Grundlage eines Kooperationsver-
trages zwischen der Senatsverwaltung fur Wirtschaft, Technologie und Frauen sowie
der Liegenschaftsfonds Berlin GmbH vom 31.5.2010 eine Vergabeempfehlung fur
eine Teilflache von 1,95 ha.

Als Bestandteil des Steuerungsausschuss-Vorverfahrens im September 2010 wurde
die Forderungswirdigkeit und Kompatibilitat mit den Zielen des EpB bestatigt,
wodurch dringende Gesamtinteressen Berlins i.S. von § 7 Abs. 1 AGBauGB berihrt
seien. Dem gegeniber stand die Position, dass vor der Zusammenfihrung der bei-
den alten Planwerke StEP Gewerbe (1999) und EpB (Senatsbeschluss Nr. 2447/99,
2004) im Jahr 2011 das Gelande zwischen der Kdpenicker Straf3e und dem Neude-
cker Weg nicht Bestandteil der Gebietskarte 26 - Kanalstral3e - mit der Maf3gabe zur
Sicherung fir den produktionsgepragten Bereich und Aktivierung von Flachenpoten-
tialen war. Durch die Einbeziehung des Gelandes war nun der Geltungsbereich des
Bebauungsplanentwurfs 8-16a betroffen; dies beruhte auf dem Kenntnisstand zum
Zeitpunkt der Erstellung des neuen StEP’s, wonach das betreffende Grundstick be-
reits durch den Liegenschaftsfonds fir eine gewerbliche Nachnutzung verauf3ert
wurde.

Die Darstellungen im EpB waren unter Beteiligung des Bezirks aufgenommen wor-
den, allerdings erfolgte die Stellungnahme des Bezirks zu einem Zeitpunkt, als die

Ruckabwicklung des vom Liegenschaftsfonds geschlossenen Kaufvertrags sowie die
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Standortentscheidung fur die Clay-Oberschule noch nicht abzusehen und der zwi-
schenzeitlich geplante Standort an der Neuhofer Stral3e noch nicht aufgegeben war.
Zum Zeitpunkt des Senatsbeschlusses am 25.1.2011 des StEP Industrie und Ge-
werbe konnte dies fur das Plangebiet bereits als Uberholt angesehen werden (zur
Abstimmung mit SenWTF siehe auch Pkt. | 4.2).

4.2 Alternative Standorte

Die Zusammenfassung uUber die gepruften alternativen Standorte fur den Schulneu-
bau vom 21. November 2011, die fur die Abstimmung von der Senatsverwaltung fur
Wirtschaft, Technologie und Frauen angefordert wurde, verdeutlicht, dass keine wei-
teren ausreichenden Flachenkapazitaten in Rudow und der Gropiusstadt zur Verfi-
gung stehen. Im Wesentlichen liegen folgende Griinde vor:

- Der derzeitige Ersatzstandort am Bildhauerweg 9 ist fir einen dauerhaften Schul-
neubau fur ca. 1.200 Schiler mit dem erforderlichen Raumprogramm und allen
notwendigen Sport- und Freiflachen mit einer Grél3e von 24.000 m2 nicht geeignet.

- Gegen die Rickkehr an den alten Standort Lipschitzallee 25 in der Gropiusstadt
spricht, dass im Umkreis von nur einem Kilometer ein Uberangebot an Schulen be-
steht, wahrend im gesamten Ortsteil Rudow mit Gber 50.000 Einwohnern auf einer
GroRe von 10 Quadratkilometern nur ein Gymnasium vorhanden und der Sekun-
darschulenbereich vollig unterversorgt ist.

- Die Realisierung des Vorhabens auf einem ca. 4 ha (brutto) grof3en, nicht landesei-
genen Grundstiick zwischen Neuhofer StralRe und Ostburger Weq, das bis 1989 als
Flachenreserve fur den Wohnungsbau vorgesehen war, scheiterte an verschiede-
nen Rahmenbedingungen, u. a. den gescheiterten Ankaufsverhandlungen und den
Eingaben einer Rudower Birgerinitiative im Sommer 2010 im Rahmen der frihzei-
tigen Offentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplanentwurf XIV-221a.

- Das Gelande im Bereich Waltersdorfer Chaussee — Sudpark befindet sich im Gel-
tungsbereich des festgesetzten Bebauungsplans XIV-272. Es handelt sich um eine
naturnahe Parkanlage, die Teil der notwendigen Ausgleichs- und Ersatzmal3nah-
men fir den Bau des ,Frauenviertels Rudow" ist. Der Sudpark ist zudem Bestand-
teil des zwischen den Landern Berlin und Brandenburg festgelegten Grungirtels
entlang der ehemaligen Grenze und auf dieser Grundlage im Flachennutzungsplan
von Berlin enthalten. Daher ist die vorgeschlagene Flache sowohl planungsrecht-
lich als auch aus regional- und landesplanerischer Sicht flr eine Bebauung nicht
entwickelbar.

- Das  Nachbargrundstiick der  Schliemann-Grundschule  (GroR-Ziethener-
Chaussee 65) hat nur insgesamt eine Flache von ca.1,7 ha (brutto) und ist daher
ungeeignet.

4.3 Entwurfsiiberlequngen

Ein studentisches Projekt der Hochschule Zittau / Gorlitz, der Fakultat Bauwesen,
Studiengang Architektur richtete mit dem Thema ,Architektur macht Schule” seine

Aufgabenstellung auf das konkrete Schulneubauobjekt in Rudow aus. Die Ergebnis-
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se dieser Diplomarbeiten aus dem Sommersemester 2011 wurden dem Amt fur Bil-
dung, Schule und Sport sowie den Fachbereichen Hochbau und Stadtplanung des
Bezirksamtes Neukéllin im Rahmen einer Dokumentation vorgestellt.

Fur die Hochbauten der Schul- und Sportgebaude ist die Durchfiihrung eines Reali-
sierungswettbewerbs beabsichtigt.

4.4 Art des Verfahrens

Das Bebauungsplanverfahren wird gemaR 8§ 13a BauGB als Bebauungsplan der In-

nenentwicklung im beschleunigten Verfahren durchgeftihrt. Der Bebauungsplan dient
der Wiedernutzbarmachung von Flachen und ist als Infrastrukturvorhaben als
~Sonstige Mallnahme der Innenentwicklung“ einzuordnen. Die flr ein Verfahren nach
§ 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB zulassige Grundflache im Sinne von § 19 Abs.2 der
BauNVO von weniger als 20.000 m? wird mit einer maximal zulassigen Grundflache
von etwa 18.000 m2 unterschritten, welche entsprechend des bisherigen Nutzungs-
konzepts fur die bendtigten Schul- und Sportflachen von rund 13.100 m2 voraussicht-
lich nicht ausgeschopft wird.

Der Bebauungsplan steht in keinem engen sachlichen, rdumlichen oder zeitlichen
Zusammenhang mit einem anderen Bebauungsplan, dessen Grundflachen mitzu-
rechnen wéaren.

Die Voraussetzung zur Durchfihrung eines beschleunigten Bebauungsplan-
verfahrens gemald 8§ 13a Abs.1, Satz 1 BauGB ist erfullt.

Im beschleunigten Verfahren gelten gemald § 13a Abs.2 Satz 1 BauGB die Vorschrif-
ten des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Dadurch
wird auf die Durchfiihrung der Verfahrensschritte der friihzeitigen Offentlichkeits- und
frihzeitigen Behordenbeteiligung gem. 8§ 13 Abs.2 Nr.1 i. V. m. § 13a Abs.2 Nr.1
BauGB verzichtet. Eine Umweltprifung nach 8§ 2 Abs. 4 BauGB wird nicht durchge-
fuhrt, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs.2
Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verflugbar sind, sowie
von der zusammenfassenden Erklarung nach § 10 Abs.4 BauGB wird abgesehen.

Ein sachlicher, zeitlicher oder raumlicher Zusammenhang des Bebauungsplans 8-
16a mit den benachbarten Bebauungsplanen 8-16b, XIV-79b und XIV-148 im Sinne
des 813a Abs.1 Nr. 1 BauGB ist nicht gegeben, eine kumulierende Wirkung liegt

nicht vor.
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Gemal 8§ 13a Abs.2 Satz 2 BauGB kann der Bebauungsplan, der von den Darstel-
lungen des Flachennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Fla-

chennutzungsplan geandert oder erganzt ist.

1 Umweltbericht

Ein Umweltbericht ist nicht erforderlich (siehe unter Art des Verfahrens Kap. | 4.4).
Der Verzicht auf die Umweltpriifung entbindet jedoch nicht von der Pflicht, die Belan-
ge des Umweltschutzes einschliel3lich des Naturschutzes und der Landschaftspflege
gem. 8 1 Abs. 6 Nr.7 BauGB zu bertcksichtigen.

Das betrifft insbesondere die Auswirkungen auf die Schutzguter Tiere, Pflanzen, Bo-
den, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefiige zwischen ihnen. Die Auswirkun-

gen auf die Umwelt sind in Kap. IV aufgefluhrt.
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1] Planinhalt und Abwagung
1 Ziele der Planung und wesentlicher Planinhalt

Der derzeitige, urspringlich fir zehn Jahre befristete provisorische Ersatzstandort
der Clay-Oberschule am Bildhauerweg ist lange nicht mehr tragbar. Eine planungs-
rechtliche Sicherung fur den Neubau der geplanten Sekundarschule mit gymnasialer
Oberstufe ist an dem neuen Standort erforderlich. Dies beinhaltet auch eine Verlage-
rung der dort am Bildhauerweg ansassigen Stadtteilbibliothek. Diese sollte urspring-
lich auch an den Neudecker Weg umziehen, soll inzwischen aber ihr neues Domizil
im Ortskern Alt-Rudow erhalten (siehe IV 3.3).

Der Bebauungsplan soll eine Flache fir den Gemeinbedarf mit den Zweckbestim-
mungen Schule und Sporthalle im noérdlichen Grundstiicksbereich sowie Schule im
sonstigen Grundsticksbereich mit einer zulassigen GRZ von 0,5 (entspricht einer
Grundflache von rund 18.000 m?) festsetzen. Ferner werden die Abschnitte der Ko-
penicker Stral3e und des Neudecker Weges als o6ffentliche StralRenverkehrsflachen
gesichert.

Der Bebauungsplan soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Um-
nutzung der urspringlich gewerblich genutzten, derzeit brachliegenden Flache zur
Sicherung der dringend erforderlichen Infrastruktureinrichtung einer weiterfihrenden
Schule schaffen.

Die Planinhalte (Art und Mal3 der baulichen Nutzung) ergeben sich insbesondere aus
den Angaben fur den schulischen Flachenbedarf aus dem vorlaufigen Raumpro-
gramm der Abteilung Bildung, Schule, Kultur und Sport — Schulorganisation — des
Bezirksamts Neukdlln (AB 11 6 Stand 2012). Darlber hinaus lasst der Bebauungspla-
nentwurf gentigend Spielraume, um gleichermalR3en eine spatere bauliche Erweite-
rung durch ein- oder mehrgeschossige bauliche Anlagen zu ermdglichen.
Vorgesehen ist eine Integrierte Sekundarschule (ISS) mit acht Zugen fur die Jahr-
gangsstufen 7 bis 10 fir ca. 960 Schiuler/innen sowie mit drei Zugen flr eine gymna-
siale Oberstufe fur 225 Schiler/innen. Die gymnasiale Oberstufe dauert an einer ISS
in der Regel 3 Jahre. Insgesamt wird eine Schule fur 1185 Schuiler/innen mit einem
Musikleistungsmodell konzipiert. Der Flachenbedarf der Schule mit Sport- und Frei-
flachen liegt etwa bei rd. 28.500 m.

Fur den Vereinssport ist keine Nutzung der Sportfreiflachen vorgesehen.
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Geplanter Flachenbedarf ca.-Werte Bedarf

in m2; Bedarf | AuRenbereich | Gesamt
Schulgebaude 10.134 10.134
Sporthalle 2.429 2.429
Lesegarten 500 500
Schulgarten 720 720
Sportfreiflachen 6.460 6.460
Pausenflache 5m?/Sch. 5.925 5.925
380 Abstellmadgl. fir Fahrrader 400 400
Flache mit Pflanzbindung 1.750 1.750
6 Kfz-Stellplatze f.M.m.B.* 150 150
Summe 12.563 15.905 28.468

* fur Menschen mit Behinderung

Der Flachenbedarf fir die Gebaude von ca. 12.600 m? ohne Bertcksichtigung einer
maoglichen mehrgeschossigen Bauweise von vier Geschossen entspricht bei einer
Gesamtflache des Grundstiicks von rd. 36.000 m2 etwa einer GRZ von 0,35 - festge-

setzt ist eine GRZ von 0,5.
2 Entwickelbarkeit aus dem Flachennutzungsplan

Am 25.03.2014 wurde vom Senat von Berlin die Abweichung vom Berliner Flachen-
nutzungsplan durch den Bebauungsplan der Innenentwicklung 8-16a (FNP-
Berichtigung) beschlossen (Senatsvorlage Nr. S-1541/2014). Nach Festsetzung die-
ses Bebauungsplans ist der Flachennutzungsplan im Wege der Berichtigung anzu-

passen. Nach Inkrafttreten des Bebauungsplans wird die Flache im FNP als Ge-

meinbedarfsflache mit einem Lagesymbol Schule statt gewerblicher Bauflache dar-

gestellt. Bei der beabsichtigten Planung handelt es sich um eine MalRnahme der In-
nenentwicklung. Die Aufstellung des B-Plans erfolgt nach § 13a BauGB. Nach Ab-
schluss des Verfahrens wird die FNP-Berichtigung in die Planzeichnung des Fla-

chennutzungsplans ibernommen.
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L Abbildung ohne MaRstab

Die Bekanntmachung der Anpassung im Wege der Berichtigung erfolgt im Amtsblatt.
Damit sind die Festsetzungen des Bebauungsplanes 8-16a aus den Darstellungen
des FNP entwickelbar. Die zu dieser Sachlage im Vorfeld erfolgten Abstimmungen
zwischen dem Stadtentwicklungsamt und der Senatsverwaltung fur Wirtschaft, Tech-
nologie und Forschung SenWTF Il B12 kamen mit dem abschlieRenden Antwort-
schreiben vom 20.3.2012 zu dem Ergebnis, dass die geforderte Voraussetzung fur
eine FNP-Anpassung im Wege einer Berichtigung als erflllt betrachtet werde.

Im Ergebnis wurde Einvernehmen daruber erzielt, dass im Bereich Kopenicker Stra-
Be / Neudecker Weg der Neubau der Clay-Oberschule errichtet werden kann. Vo-
raussetzung hierbei war, dass die angrenzenden gewerblich / industriellen Nutzun-
gen in ihrem Bestand, aber auch in ihren Entwicklungsmdglichkeiten, nicht beein-

trachtigt werden.

3 Begrundung der Festsetzungen

3.1 Art der baulichen Nutzung

Die Festsetzung von Flachen fir Gemeinbedarf mit den Zweckbestimmungen
SCHULE / SPORTHALLE sowie SCHULE dient der planungsrechtlichen Sicherung
fur den Neubau der Clay-Oberschule. Eine nordéstlich angrenzende Flache der nicht
hergestellten, keine ErschlieRungsfunktion besitzenden Strale 18S wird hierbei in
das zu entwickelnde Gemeinbedarfsgrundstiick einbezogen (siehe Il 3.6).

Die Gemeinbedarfsflache wird im Planbild durch eine Linie zur Abgrenzung unter-
schiedlicher Nutzungen (,Knotenlinie*) geteilt; dadurch wird ein separates Gebiet fur

die Sporthalle und Schule im Norden und die hauptséchliche Schulnutzung im Siden
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festgelegt. Die Teilung der Flache ist als Resultat des LArmgutachtens zu betrachten,
da der massive Baukorper der vorgesehenen Vierfachsporthalle im besonderen Ma-
3e Abschirmfunktionen tbernehmen soll. Dafir wurde auch die Baulinie an der Ko-
penicker StralRe festgelegt, an die herangebaut werden muss. Die Aul3ensportanla-
gen sind auf beiden Teilflachen zulassig.

Eine auRRerschulische Sportnutzung der Sporthalle wird durch die Schul- bzw. Sport-
verwaltung geregelt. Die Einbeziehung der Au3ensportanlagen fir eine auf3erschuli-
sche Nutzung wurde hierbei nicht in Betracht gezogen. Somit besteht auch kein Re-
gelungsbedarf im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zur Zuléassigkeit einer au-
Berschulischen Nutzung der Aul3ensportanlagen.

Bei einer geplanten Sporthalle mit drei trennbaren Hallenteilen ist mit einer lichten
Hohe flr den uneingeschréankten Sportbetrieb innen mit mindestens 7 m zu rechnen.
Mit Dachbinderh6he und Dachaufbau konnen ca. 9 m Oberkante Dachhaut erreicht
werden; mit einer Attika oder einer Uberhohung der Dachkonstruktion bis zu 11 m.
Durch die differenzierte Festsetzung der Zweckbestimmungen soll verdeutlicht wer-
den, dass die Sporthalle nur im nérdlichen Baufeld - entlang der Kdpenicker Stral3e -
errichtet werden kann. Durch die gebundene Anordnung des Gebaudes (siehe unter
[l 3.3) kann sie fur den sonstigen Schulbetrieb Schutz vor Larm- und Luftbelastigung
gegenuber dem nérdlich angrenzenden Gewerbe- und Industriegebiet herstellen und
dient gleichzeitig als ,Sichtschutz* der raumlichen Trennung zwischen 6&ffentlichem
Stral3enraum und Schulgelande.

Da derzeit noch keine konkrete Entwurfsplanung fir den Neubau vorliegt, soll keine

weitergehende Differenzierung der Zweckbestimmung erfolgen.

3.2 Maf3 der baulichen Nutzung

Mit einer zulassigen GRZ von 0,5 und einer Festsetzung von vier Vollgeschossen bei
einer Grundsticksflache des gesamten Gemeinbedarfsstandorts von rund 36.000 m2
liegt die zuldssige Grundflache bei rund 18.000 mz2.

Damit wird den von der Schulverwaltung berechneten Flachenansprichen von
ca. 12.600 m2 Grundflache ohne Freiflachen - bei gleichzeitiger Sicherung von Fla-
chenreserven - ausreichend Geniige getan.

Die Festsetzung von bis zu vier Vollgeschossen entspricht einer Gebaudehdhe von

ca. 12 m. Eine hiermit verbundene Beeintrachtigung des Orts- und Landschaftsbildes
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ist nicht erkennbar und angesichts der heterogenen Umgebungsbebauung auch nicht
zu befurchten.

Auf die Festsetzung einer GFZ wurde im Ubrigen verzichtet, um auch zukiinftig aus-
reichend HandlungsspielrAume zu haben, um angemessen auf gednderte Flachen-
anforderungen und Raumanspriche reagieren zu kénnen. Durch die Festsetzung
einer GRZ von 0,5 und von vier Vollgeschossen kann hierdurch eine GFZ von 2,0
realisiert werden, was mit dem bisherigen, in einem reinen Arbeitsgebiet der Baustu-

fe 6 zulassigen Nutzungsmald (BMZ 8,4) vergleichbar ist.

3.3 Bauweise, Uberbaubare Grundstiucksflachen

Die Festlegung der Gberbaubaren Grundstiicksflache im sudlichen Baufeld erfolgt
Uber eine flachenhafte Festsetzung mittels Baulinien (nur teilweise, entlang der Ko-
penicker Stral3e) und Baugrenzen auf der Grundlage der funktionalen Anforderungen
des Gemeinbedarfsstandortes. Die Anordnung der Gberbaubaren Flachen leitet sich
zum Uberwiegenden Teil aus dem Ergebnis und den Empfehlungen der Larmschutz-
gutachten ab. Durch die Festlegung der Baugrenzen entsprechend der im Larmgut-
achten ermittelten Werte reduziert sich die Gberbaubare Grundsttcksflache, insbe-
sondere entlang des Neudecker Weges (Reduzierung der Verkehrslarmimmissio-
nen), hier kann ein erweiterter Vorplatz geschaffen werden.

Die Flache zwischen der dstlichen Baugrenze und der 6stlichen Grundsticksgrenze
ermdglicht ausreichend Platz zur Freihaltung fur eine mind. 3 m breite Feuerwehr-
durchfahrt zwischen Neudecker Weg und Kdpenicker Stral3e. Diesbeziigliche Fest-
setzungen sind jedoch nicht Gegenstand des Bebauungsplans.

Um sicherzustellen, dass der grol3tmogliche Abschirmeffekt durch den Bau der
Sporthalle erfolgen kann, wurde fir den betreffenden Abschnitt die Festlegung einer
Baulinie gewahlt. Sie verlauft entlang der Képenicker Stral3e, um so nah wie méglich
an die Larmquelle gertckt die hochste Wirkung erzielen zu kénnen.

Auf die Festsetzung einer Bauweise wird verzichtet. Abweichend von der offenen
Bauweise wird so die Errichtung von Baukdrpern mit einer Lange von mehr als 50 m
ermoglicht; entlang der Képenicker Stral3e ist auf Grund der Festsetzung einer Bauli-
nie auf einer Lange von 60 m eine diesbeziigliche Uberschreitung zwingend geboten.
Die Einhaltung der bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflachen wird durch

die Festsetzungen des Bebauungsplans 8-16a nicht berihrt.
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3.4 Immissionsschutz / Klimaschutz

Fur den aktuellen Bebauungsplanentwurf 8-16a wurde eine schalltechnische Unter-
suchung durchgefihrt. In dem Immissionsschutzgutachten der ACBM Acoustic Con-
sulting, B. Marx vom 21.12.2011 / 28.2.2012 wurden insbesondere die Gerauschein-
wirkungen auf das Plangebiet durch Gewerbe- und Verkehrslarm sowie mdgliche
vom Plangebiet ausgehender Sportlarmemissionen ermittelt und beurteilt.

Das nach der Rechtskontrolle tUberarbeitete Immissionsschutz - Gutachten tber die
schalltechnische Untersuchung im Rahmen der Bauleitplanung fur die Gemeinbe-
darfsflache der SAB Scholz Akustikberatung vom 10.9.2014 kam zusammenfassend
zu folgendem Ergebnis:

Anhand von Berechnungen - unter Einbeziehung der Topografie und der vorhande-
nen Bebauung — wurde nachgewiesen, dass die Beurteilungspegel auf der Basis der
prognostischen Verkehrsbelastung (2025) der angrenzenden Stral3en sowie durch
die benachbarten Gewerbeflachen die Orientierungswerte nach Beiblatt 1 zu DIN
18005 Teil 1 Uberschreiten. Ausgehend von der geplanten Nutzung einer Schule
wurde die Prognose fir den Tagzeitraum (6 - 22 Uhr) durchgefiihrt. Der Nachweis
wurde durch Einzelpunktberechnungen an Nachweisorten und global in Form von
Rasterlarmkarten gefuhrt (siehe Anhang 2).

Da die Gemeinbedarfsflache kein eigenstandiges Baugebiet im Sinne der BauNVO
bzw. der DIN 18005, Beiblatt 1 darstellen, wurden zur Beurteilung der Larmsituation
die Orientierungswerte fur ein Mischgebiet herangezogen (Tagwert: 60 dB(A)). Das
Baufeld wurde so gelegt, dass mdgliche Larmpegeluberschreitungen mdoglichst au-
Berhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen liegen. Die 6stliche Baugrenze be-
ricksichtigt die Belange des angrenzenden Gewerbebetriebes unter Einhaltung von
60 dB(A) / Tag. Auch die westliche und sudliche Baugrenze wurde entsprechend der
Beurteilungspegel fir Verkehrslarm am Tag so festgelegt, dass sie unter Einhaltung
der 60 dB (A) / Tag-Werte liegt.

Mit der Anordnung der Baugrenzen wird eine rdaumliche Trennung zwischen immissi-
onsempfindlichen und emittierenden Nutzungen durch vorhandene Verkehrswege
und benachbarte Gewerbeflachen erreicht. Somit werden entsprechend des Tren-
nungsgrundsatzes gem. 8 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz durch Einhaltung hin-
reichender Abstéande wie auch der Zuordnung der Flache fiir die Sporthalle im nérdli-

chen Geltungsbereich die Anforderungen gegen schédliche Umwelteinwirkungen
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bereits erfullt und keine weiteren planungsrechtliche MalRnahmen fir passiven und
aktiven Schallschutz erforderlich.

Die Richt- bzw. Orientierungswerte werden nicht Uberschritten und das an emittie-
rende Anlagen heranriickende Bauvorhaben setzt sich keinen unzumutbaren Immis-
sionen aus und erfullt somit das Rucksichtnahmegebot. Siehe dazu auch Ausfihrun-
gen zu Anderungen nach der Rechtskontrolle unter Kapitel 111 4.6.1.

Die Geréduschimmissionen innerhalb der Flache fur den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung SCHULE / SPORTHALLE ausgehend von den Umfassungsbau-
teilen der Sporthalle unterschreiten die Immissionswerte fur Ruhezeiten um mindes-
ten 9 dB gegeniber der benachbarten Kleingartenanlage und um 14 dB gegeniber
dem Wohnhaus Kopenicker StralRe 33. Der Gesamtbeurteilungspegel, ausgehend
von vier Stellplatzen fur Menschen mit Behinderungen dstlich der geplanten Sport-
halle ergab mit weniger als 47 dB (A) eine Unterschreitung fur die Ruhezeiten von
8 dB und fuhrten diesbezuglich zu keinen weiteren Regelungen.

In der textlichen Festsetzung TF 3 werden Festlegungen fir die Zulassigkeit von Be-
und Entliftungsoffnungen der Sporthalle getroffen, die aufgrund von Hinweisen des
Umwelt- und Naturschutzamts vom 19.9.2013 aktualisiert und erganzt wurden. Zum
Schutz vor Larm und Luftschadstoffen werden Be- und Entliftungséffnungen an der
nordlichen und 6stlichen Sporthallenfassade ausgeschlossen, um gleichermal3en die
Nutzer der Sporthalle, im Fall einer auRergewodhnlichen Belastung von Seiten des
Gewerbegebiets, als auch die Bewohner des angrenzenden Grundstiicks Kopenicker
Stral3e 31/33A vor Immissionen zu schitzen. Weitergehende Regelungen zum
Schutz vor Gerduschimmissionen waren auf Grundlage des Gutachtens auf der

nordlichen, vorrangig fur die Sporthalle vorgesehene Teilflache, nicht erforderlich.

3.5 Verkehrsflachen

Die August-Froehlich-Stral3e, ein Abschnitt der Kopenicker Stral3e sowie der Teilab-
schnitt des Neudecker Weges werden gemalR § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB als offentli-
che Verkehrsflache mittels StralRenbegrenzungslinien planungsrechtlich gesichert.
Die Einteilung der Straf3enverkehrsflache ist nicht Regelungsgegenstand des Be-
bauungsplans (textliche Festsetzung TF 4). Zur Verbesserung der ErschlieBungssi-
tuation fur das Industrie- und Gewerbegebiet Kanalstral3e, nordlich des Geltungsbe-
reichs, sowie aus Grinden der Verkehrssicherheit wird der Ausbau der August-

Froehlich-Stral3e in einer Ausbaubreite von 10,5 m auf 16,5 m bericksichtigt. Hier-
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durch wird auch der bedarfsgerechte Ausbau fur Ful3ganger und Radfahrer geman
der Ausfuhrungsvorschriften zu 8§ 7 des Berliner Stralengesetzes tber Geh- und
Radwege (AV Geh- und Radwege) vom 16. Mai 2013 planungsrechtlich ermdglicht.
Die mdgliche Einbeziehung der vorhandenen Vegetation entlang der August-
Froehlich-StralRe ist im Rahmen der Entwurfsplanung fir den Ausbau der August-
Froehlich-StralRe zu prifen; dies ist jedoch nicht Gegenstand des Bebauungsplanver-
fahrens. Gleiches gilt fir einen moéglichen Ausbau der Kreuzung Kanalstral3e / Kdpe-
nicker Weg / August-Froehlich-StralRe als kleiner Kreisverkehr (BVV-Antrag, Drs. Nr.
1727/XVIIl), eine mit Ausbau der August-Froehlich-Stral3e verbundene Verlegung der
Buslinie 172 sowie die straBenverkehrsbehdrdliche Anordnung einer Lichtsignal-
anlage im Kreuzungsbereich August-Froehlich-StraRe / Neudecker Weg / An der

Werderlake.

3.6 Grinfestsetzungen

Die in der Plangrundlage verzeichnete, im Eigentum des Landes Berlin befindliche
.Stralle 18S" wird zukinftig nicht als Stral3enverkehrsflache planungsrechtlich gesi-
chert, da diese bereits im Bestand keine ErschlieSungsfunktion besitzt. Bereits mit
Bekanntmachung vom 15.12.1960 (ABI. Nr.59 vom 30.12.1960) sollte sie als offentli-
che Stral3e eingezogen und an den damaligen Péachter zur Bepflanzung der Flache
zur Verfigung gestellt werden. Die betreffende Flache soll planungsrechtlich durch
den Bebauungsplanentwurf 8-16a in die Gemeinbedarfsflache einbezogen und mit
einer Pflanzbindung belegt werden (siehe TF 2). Innerhalb dieser Flache, an der Ko6-
penicker Stral3e, befindet sich ein Holzkreuz als Mauermahnmal zum Gedenken an
zwei Maueropfer, welches aufgrund der Festsetzung erhalten bzw. in die Flache in-
tegriert werden kann.

Als optische abschirmende MalRnahme zum angrenzenden Grundstick Neudecker
Weg 6 sollen im Ubrigen Flachen fir Anpflanzungen entlang der 6stlichen Grund-
sticksgrenze festgesetzt werden (siehe TF 1).

Beide Grinfestsetzungen unterstiitzen ferner die Ziele des Landschaftsprogramms,
insbesondere die Schaffung von zusatzlichen Lebensraumen fir Flora und Fauna,
die Beseitigung von Landschaftsbildbeeintrachtigungen sowie den Schutz vor Immis-

sionen der Ostlich angrenzenden gewerblichen Nutzung.
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3.7 Sonstige Festsetzungen

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen Festsetzungen
und baurechtlichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der im § 9 Abs. 1 des
Baugesetzbuches bezeichneten Art enthalten, aul3er Kraft (TF 5). Hiermit wird ver-
deutlicht, dass die bisher fir den Geltungsbereich getroffenen Festsetzungen des
Baunutzungsplanes (reines Arbeitsgebiet) in Verbindung mit dem Bebauungsplan
XIV-A sowie den formlich festgelegten StraRen- und Baufluchtlinien aufgehoben
werden und kunftig durch die Festsetzungen des Bebauungsplan 8-16a ersetzt wer-
den.

3.8 Nachrichtliche Ubernahmen

Die ca. 480 m2 grol3e ehemalige Wirtschaftsbaracke auf dem Grundstick Koépeni-
cker Str. 45 wurde bis zu ihrem Abriss als Baudenkmal gemal3 8 9 Abs. 5 BauGB
nachrichtlich im Bebauungsplan tilbbernommen.

Nachdem die Wirtschaftsbaracke unter den denkmalschutzwirdigen Aspekten (siehe
Ausfuhrungen unter | 2.8) abgetragen wurde, kann die Darstellung als Baudenkmal
entfallen und wurde im Bebauungsplan redaktionell gestrichen.

Da es innerhalb des Geltungsbereichs archaologische Verdachtsgebiete gibt, wurden
die weiteren archaologischen Untersuchungen zwischen dem Fachbereich Hochbau
und dem Landesdenkmalamt abgestimmt. Da diese insbesondere in den Randberei-
chen des ehemaligen Lagers vermutet werden, sind mogliche Ausgrabungsfunde im
Vorfeld der geplanten Bebauung zu sichern und zu dokumentieren.

Eines nachrichtlichen Hinweises auf ein archaologischen Verdachtsgebiet im Bebau-
ungsplan bedarf es nicht, da die weitere Vorgehensweise verbindlich geregelt wurde.
Sollten sich innerhalb des stadtebaulich vorgegebenen Baufeldes des Bebauungs-
planentwurfs Funde ergeben, flie3en die Ergebnisse dieser Untersuchung neben den
Festsetzungen des Bebauungsplans in die Aufgabenstellung als Vorgaben fir das
weitere Ausschreibungs- bzw. Wettbewerbsverfahrens ein. Hierbei war zu prifen,

ob und wie die Schule diesen historisch authentischen Ort integrieren kann,

der Rudower Standort als Ausstellungsbeitrag in dem seit 2006 eingerichteten Lern-
und Dokumentationszentrum zur NS-Zwangsarbeit, das in einem ehemaligen
Zwangsarbeiterlager in Berlin-Schoneweide eingerichtet wurde, aufnehmen kann.

(Siehe Ausfuhrungen unter | 2.8)
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4 Abwégung von Stellungnahmen

4.1 Mitteilungsverfahren

Gemald Stellungnahme der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung Berlin-
Brandenburg GL 5.1 zur Mitteilung Uber die Planungsabsicht vom 10.11.2010 wurde
mitgeteilt, dass in Bezug auf die vorrangige Nutzung von Innenentwicklungspotenzia-
len unter Inanspruchnahme vorhandener Infrastruktur, Reaktivierung von Siedlungs-
brachflachen, kein Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung festgestellt wird.
Die Festsetzung einer Gemeinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung ,Schule und
Sport" sei hier grundsatzlich zulassig. Die Planungsabsicht berticksichtige auch den
Vorrang der Innenentwicklung aus den Grundsatzen der Raumordnung 4.1 LEP B-B
und 8 5 Abs. 1 und 2 LEPro 2007. Durch die Planaufstellung im beschleunigten Ver-
fahren gemal} § 13a BauGB wirden die Belange der Raumordnung nicht berthrt.

In der Stellungnahme der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung IIL C vom
25.11.2010 wurde mitgeteilt, dass die Planinhalte - Festsetzung einer Gemeinbe-
darfsflache mit der Zweckbestimmung Schule und Sport anstelle eines Gewerbege-
bietes - aus den FNP-Darstellungen nicht entwickelbar seien. Voraussetzung zur An-
passung des FNP gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung ist eine
Klarung und Abstimmung mit der Senatswirtschaftsverwaltung (im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens erfolgt; siehe unter Il 2). Gegen die Durchfiihrung im be-

schleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB bestiinden im Ubrigen keine Bedenken.

4.2 Frihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentli-
cher Belange gemalk § 4 Abs.1 BauGB

Fur den Bebauungsplanentwurf 8-16a wurden 36 Behérden und sonstige Tréager of-
fentlicher Belange (T6B), deren Aufgabenbereich durch die Planung berthrt werden
kann, einschlieRlich der Abteilungen bzw. Amter im BA Neukélln sowie dem Nach-
barbezirk Treptow-Kdpenick, mit Schreiben vom 23.5.2011 zur Stellungnahme aufge-
fordert, sich zu auRRern. Als Frist zur Ruckauf3erung wurde der 27. Juni 2011 festge-
setzt.

Ergebnis:

Den von den beteiligten Behdrden und sonstigen Tragern offentlicher Belange geéu-
Berten Hinweisen wurde nachgegangen, sie fihrten zur Konkretisierung der zeichne-

rischen sowie textlichen Festsetzungen.
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Entsprechend der  Ergebnisse  des Immissionsschutzgutachtens ~ vom
21.12.2011/ 28.2.2012 erfolgte eine differenzierte Festsetzung der Zweckbestim-
mung sowie der tUberbaubaren Grundstiicksflachen. Hierdurch wird insbesondere die
Errichtung der Sporthalle entlang der Kopenicker Stral3e durch Festsetzung einer
Baulinie ermdglicht. Die textlichen Festsetzungen zum Larmschutz wurden konkreti-
siert; es wurden zudem Flachen definiert, fir die besondere Larmschutzanforderun-
gen gelten. Die Begriindung zum Bebauungsplan wurde entsprechend der Hinweise
aktualisiert. Die Auswertung der friihzeitigen Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange gemafR § 4 Abs. 1 BauGB fiihrte nicht zu Anderungen,

welche die Grundziige der Planung berihrten.

4.3 Frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 13a BauGB

Da es sich bei dem Bebauungsplanentwurf 8-16a um ein beschleunigtes Verfahren
gemal 8 13a BauGB handelt, und geméal Abs.2 Satz 1 die Vorschriften des verein-
fachten Verfahrens nach 8§ 13 Abs.2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend gelten wurde
von der frihzeitigen Unterrichtung und Erérterung nach 8 3 Abs. 1 BauGB gem. § 13
Abs. 2 Nr. 1 abgesehen. Die Offentlichkeit erhielt gem. § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
BauGB zwischen dem 6.Juni 2011 und 17.Juni 2011 Gelegenheit, sich Gber die all-
gemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung zu
unterrichten (ABI. Nr. 23 vom 3.6.2011). Der bereitgehaltene Bebauungsplanentwurf
entsprach dem Stand der Planunterlagen zur frihzeitigen Behdrdenbeteiligung. Zu
der Planung eine Stellungnahme einer Rechtsanwaltskanzlei sowie ein Schreiben mit
Anregungen des Bauausschusses der Lehrerschaft der Clay-Oberschule. Im Folgen-
den die Abwagung vom 22.8.2011.

1. Stellungnahme (Rechtsanwaltskanzlei):

Zitat Anfang: ,Namens und in Vollmacht der XXXAG nehmen wir hiermit zum o. g.
Aufstellungsbeschluss des B-Plans 8-16 a wie folgt Stellung: Der Entwurf des B-
Planes 8-16a berlcksichtigt nicht die Ziele des Flachennutzungs-planes und fuhrt bei
seiner Verwirklichung zu erheblichen Konflikten mit den Nachbarn. Urspringlich be-
stand fur eine grolRere Gewerbeflache, gelegen zwischen dem Teltow- Kanal, der
Kanalstraf3e, der August-Frohlich-Stral3e und dem Neudecker Weg, ein Bebauungs-
planentwurf 8-16. Gemal3 Beschluss des Bezirksamtes vom 17.07.2007 wurde die-
ser in den Bebauungsplan 8-16 a, der jedoch groRer ist als der derzeitige 8-16 a,
sowie in den Bebauungsplan 8-16b zwischen Teltow-Kanal, KanalstralRe und Kope-
nicker Stral3e, dessen Flache zum grof3en Teil im Eigentum unserer Mandantin steht,
geteilt. Auch nach Teilung des Bebauungsplanes war wesentlicher Inhalt die Fest-
setzung als Gewerbegebiet, wobei flr das Gebiet des B-Planentwurfes 8-16 a ge-
wahrleistet werden sollte, dass eine mdglichst geschlossene und gestalterische
Harmonie mit der sudlich ,des Neudecker Weg bestehende Randbebauung gewahr-
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leistet wird. Es sollen stral3enbegleitende Baulinien und eine Geschosszahl von min-
destens drei und maximal vier Vollgeschossen bei einer Grundflachenzahl von 0,5
verwirklicht werden. Beide Bebauungsplanverfahren wurden nicht weiter verfolgt.
Hinsichtlich des Bebauungsplanes 8-16 a (neu) wurde durch das Bezirksamt von
Neukdlln am 05.10.2010 festgelegt, dass der Planausschnitt reduziert wird und unge-
fahr nur noch zwei Drittel des urspringlichen Gebietes des 8-16 a Gegenstand eines
Bebauungsplans ist, der im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden soll. Eine
Begriindung fir die Reduzierung der Flache erfolgt nicht. Die ursprunglich fur das
gesamte Gebiet des 8-16 a geplante Festsetzung als Gewerbegebiet wird aufgege-
ben, es soll nur noch das westlich davon liegende Geléande fiir die Neuplanung des
Schulgelandes planungsrechtlich gesichert werden und dann als Gemeindebedarfs-
flache mit der Zweckbestimmung ,Schule und Sport" festgesetzt werden. 1. Zur Pla-
nungsrechtlichen Ausgangssituation.

1.1. Widerspruch zum Flachennutzungsplan. Gemal3 Flachennutzungsplan ist fur
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorgesehen: gewerbliche Bauflache. Die
nunmehr geplante Festsetzung als Flache fur den Gemeinbedarf lasst sich aus den
Entwicklungsgrundsatzen nicht herleiten. Es ist daher eine FNP-Berichtigung erfor-
derlich. Dies kann zwar formal - wie zutreffend ausgefuhrt -auch nach Festsetzung
erfolgen. Inhaltlich hat sich die Behorde bei einer Abweichung des Bebauungsplanes
vom Flachennutzungsplan jedoch an die Prinzipien der geordneten stadtebaulichen
Entwicklung zu halten. Dabei hat der Bebauungsplan der Innenentwicklung die sich
aus der gewachsenen gemeindlichten Entwicklung ergebende Situation aufzugreifen
und angemessen zu bertcksichtigen. D. h. er muss sich mit der gewachsenen Sied-
lungsstruktur ebenso auseinandersetzen wie mit ihrer organischen Fortentwicklung.
,,Die schliel3t tGbrigens auch ein, dass sich der Bebauungsplan mit dem vom Fla-
chennutzungsplan vorgegebenen Grundzigen der Planung auseinandersetzt. Er
kann vom Flachennutzungsplan abweichen, aber er muss sich mit der vorgefunde-
nen und im Flachennutzungsplan vorgegebenen Entwicklung primar auseinanderset-
zen und die Abweichung begriinden.” (Ernst-Zinkahn-Bielenberg, BauGB, Kommen-
tar, 8 13 a Rn. 74). Das Bezirksamt hat sich vorliegend nicht mit der Abweichung
auseinandergesetzt, insbesondere die Abweichung nicht begriindet. Seitens der Se-
natsverwaltung fur Stadtentwicklung IB 17 ist mit Stellungnahme vom 17.11.2010
darauf hingewiesen worden, dass eine FNP-Berichtigung erforderlich sei, diese sei
jedoch erst dann moglich, wenn die erfolgreiche Durchfuihrung der Tragerbeteiligung
zum Bebauungsplan durchgefiihrt worden ist. Die Senatsverwaltung ist der Meinung,
dass die Voraussetzungen fir die Durchfihrung des Bebauungsplansverfahren nach
813a BauGB (beschleunigtes Verfahren) vorliegen und die stadtebauliche Entwick-
lung nicht beeintrachtigt sei (5.6 der Begriindung zum Bebauungsplan 8-16 a). Die
Stellungnahme der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung Il C vom 25.11.2010, zi-
tiert auf S.19 der Begrindung zum B-Plan trifft folgende Aussage: ,,Gegen die plane-
rischen Voraussetzungen zur Umsetzung des Planungsziels: Festsetzung einer Fla-
che fur den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Schule und Sport anstelle ei-
nes Gewerbegebietes - sowie im Entwurf der BA-Vorlage zur Mitteilung der Pla-
nungsabsicht zur Aufstellung des Bebauungsplanes 8-16a, Stand 03.11.2009, darge-
legt, bestiinden aus Sicht der dringenden Gesamtinteressen Berlins an Bebauungs-
planen gemald 8§ 7 AGBauGB erhebliche Bedenken, die einer Festsetzung entgegen-
stehen wirden. Eine Beurteilung der Beeintréachtigung dringender Gesamtinteressen
kénne aufgrund der vorliegenden Unterlagen jedoch nicht abschlie3end erfolgen. Die
in Rede stehenden Planinhalte seien aus den derzeitigen FNP-Darstellungen nicht
entwickelbar." Es wird auf eine Klarung mit SenWT und dem Liegenschaftsfonds
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Uber die Grundstiicksvergabe hingewiesen. Des Weiteren weist SenStadt darauf hin,
dass die Errichtung des Schulneubaus im Widerspruch zu der im neuen StEP Indust-
rie- und Gewerbe vorgesehenen gewerblichen Nutzung im Geltungsbereich steht.

1.2. Widerspruch zum StEP 2 zum StEP 1 sowie zum StEP Industrie und Gewerbe In
der Begrindung zum Bebauungsplan werden zwar StEP 1 und StEP 2 erwahnt, je-
doch wird nicht dargelegt, warum den in den jeweiligen Stadtentwicklungsplanen ge-
nannten Kennzahlen und Einrichtungen nur durch die Errichtung des Schulstandor-
tes mit Sportplatzen an dieser Stelle Rechnung getragen werden kann. Warum die
Aussagen im StEP | aufgrund von angeblichen Unstimmigkeiten hinsichtlich der
ehemaligen Richtwerte nicht mehr anzuwenden sind, wird ebenfalls nicht begrindet.
Der Stadtentwicklungsplan Industrie und Gewerbe vom 25.01.2011 stellt das Geléan-
de als Entwicklungsmalinahme fur die Aktivierung von Flachenpotential fur den pro-
duktionspréagenden Bereich dar (EpB). Die Stadtentwicklungsplane sind die Grundla-
gen fur alle weiteren Planungen 8 4 AGBauGB). Mit Aussagen aus der Begrindung
zum Bebauungsplan war am 31.05.2010 eine Vergabeempfehlung flr eine Teilflache
von 1,95 ha getroffen worden, wobei sich aus den Unterlagen nicht ergibt, ob diese
1,95 ha auch den Bereich des Bebauungsplans 8-16a umfassen, wovon hier auszu-
gehen ist. Diese Vergabe wurde fur forderungswuirdig und als kompatibel mit den
Zielen des EpB bestatigt und es seien dringende Gesamtinteresse von Berlin be-
ruhrt. Dies widerspricht diametral dem hier vorliegenden Planentwurf. Insoweit fuhrt
das Bezirksamt aus, dass zwar zum damaligen Zeitpunkt auch der Bezirk davon
ausging, dass diese Flache dem produktionsdirekten Bereich weithin unterfallen sol-
le. Der StEP Industrie und Gewerbe ist am 25.01.2011 verdffentlich worden. Am
05.10.2010 jedoch wurde durch das Bezirksamt die Standortentscheidung fur den
Ersatzneubau der Klee-Oberschule beschlossen. Dies hat das Bezirksamt getan,
obwohl es sich dariber im Klaren war, dass es noch kurze Zeit vorher in Vorberei-
tung der Erarbeitung des neuen StEP Industrie und Gewerbe anderer Auffassung
gewesen ist. Der Bebauungsplanentwurf widerspricht damit den dringenden Gesamt-
interessen Berlins, da eben genau in diesem Bereich Gewerbe geplant und realisiert
werden sollte. Auch in diesem Fall unterlasst es der B-Plan zu begriinden, warum
hier eine Abweichung vom Stadtentwicklungsplan Industrie und Gewerbe notwendig
ist und inwieweit diese insbesondere begriindet ist.

1.3 Ubereinstimmung mit dem Stadtentwicklungsplan Verkehr-Planung Der Stadt-
entwicklungsplan Verkehr-Planung 2025 sieht vor, dass der Neudecker Weg als Tell
des Ubergeordneten Stral3ennetzes mit Stufe 3 als ,0rtliche Stralenverbindung Ab-
fuhrung” und die August-Frohlich-Stral3e als Erganzungsstralle (weitere StrafRe von
besonderer Bedeutung) eingestuft wird. Da mit dem B-Plan diese beiden Stral3en
ausgebaut werden sollten, dirfte dies in Ubereinstimmung mit dem Stadtentwick-
lungsplan Verkehr-Planung 2025.

2. Abwéagung von Stellungnahmen beteiligter Behdrden

2.1. Umweltbelange

Die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung Il C auf3ert in ihrer Stellungnahme vom
25.11.2010 weitere Bedenken. Aus der direkten Nachbarschaft des Schulstandortes
zur Gewerbeansiedlung mit 24-Stunden-Betrieb kdnnen sich nicht I6sbare nachbar-
schaftliche Konflikte ergeben. AuRerdem bestiinden Bedenken gegen die Festset-
zung des Schulstandortes in ca. 1.600 m Entfernung von einem Seveso-ll-Betrieb
(Tanklager der TBC). Der 24-Stunden-Betrieb des benachbarten Gewerbeunterneh-
mens sei zu beachten. Es wird allerdings eingeschétzt, dass ein Abend- und Nacht-
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betrieb fir eine benachbarte Schule aufgrund der normalen Schulzeiten (anders als
z. B. fur Wohnnutzung) nicht problematisch sei. Auf alle diese Bedenken wird in der
Begriindung zum B-Plan nicht eingegangen. Hinsichtlich des Tanklagers wird darauf
hingewiesen, dass sich in dem genannten Radius von 1.600 m diverse Wohngebiete,
andere Schulstandorte etc. befinden. Dies ist allerdings kein Grund, weitere Standor-
te zuzulassen, wenn schon die bisher bestehenden aufgrund des Bestandsschutzes
nicht zurtickgebaut werden kénnen. Indem eine Gefahr vervielfacht wird, wenn sie
sich denn verwirklicht, werden Grundziige des Bauplanungsrechtes konterkariert.
Der Betrieb des Gewerbeunternehmens ist jedoch nicht auf die Abend- und Nacht-
stunden beschrankt, sondern findet auch am Tage statt. Diese Auswirkungen auf den
Schulstandort werden vollig vernachlassigt. Inwieweit die Umweltbelange im weiteren
Bebauungsplan erst ermittelt und bertcksichtigt werden sollen, ist ebenfalls nicht
nachvollziehbar bzw. widerspricht den Grundsatzen eines ordnungsgeméfen B-
Planverfahrens. Die Ubrigen Belange, die bei der Bauleitplanung zur Bertcksichti-
gung gegeneinander abzuwagen sind, wurden hier véllig aul3er Acht gelassen. Gem.
8 1 Abs. 6 Ziff. 8 sind auch die Belange der Wirtschaft zu beriicksichtigen und es
sind die 6ffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht
abzuwagen. Der Bebauungsplan setzt sich an keiner Stelle ausfihrlich mit der Prob-
lematik der nachbarlichen Wirtschaftsbetriebe und insbesondere denen unserer
Mandantin auseinander und auch nicht mit der Tatsache, dass sich unmittel gegen-
Uber dem Schulstandort an der Kdpenicker Stral3e die Haupteinfahrt fir das Gelande
unserer Mandantin sowie fir die RWE, die dort ein Holz- Heizkraftwerk betreibt, be-
findet. Nicht bertcksichtigt wird, dass entlang des gesamten Schulstandortes in der
August-Frohlich-StralRe und dem Neudecker Weg der LKW-Verkehr aller an der Ka-
nalstralRe und der Kopenicker Stral3e anliegenden Gewerbebetriebe sowie der noch
zu entwickelnden Gewerbeflachen unserer Mandantin bis zur Autobahnanschluss-
stelle abgewickelt wird und damit das Gelande des Schulstandortes entsprechend
belastet ist. Dies ist keine konfliktfreie Bebauungsplanung, sondern eine konflikt-
trachtige. Im Ubrigen werden damit die Anforderungen an gesunde Arbeits- und
Wohnverhaltnisse, die natirlich im weitesten Sinne auch maéglichst wenig beeintrach-
tigenden Larm umfassen, nicht beriicksichtigt. Jedenfalls setzt sich das Bezirksamt
an keiner Stelle mit diesem Problem auseinander.

2.2. Aussagen zu den Immissionen. Die Behdrde bezieht sich unter Ziff. 2.2.12 auf
ein Verkehrsgutachten der Hubner Ingenieure GmbH vom 20.06.2008 fur das be-
nachbarte Gelande, auf dem ein Nutzfahrzeug Center errichtet werden sollte. Aus
den Unterlagen ist nicht ersichtliches, welches benachbarte Gelande gemeint ist.
Das Gutachten kommt zu der Auffassung, dass fur die geplante Schule von einem
geringen Storpotential ausgegangen werden kann, wobei nicht klar ist, welche Unter-
suchungen der Gutachter vorgenommen hat. Er hat jedoch relativ geringe Prognose-
daten -welche auch immer das sind - fir das NFZ-Center angenommen und ist dabei
davon ausgegangen, dass es sich nicht um ein verkehrsintensives Vorhaben han-
delt. Gutachten, inwieweit sich der Lkw-Verkehr von RWE und von Daimler auf den
Schulstandort auswirken konnten, liegen bis zum heutigen Zeitpunkt nicht vor. Die
Auswirkung des Verkehrs der XXXAG, auch unter Beriicksichtigung der prognosti-
zierten und dem BZA bekannten Bauvorhaben, werden vollig aul3er Acht gelassen.

3. Fristen Schlieflich wird auf die sehr kurze Frist hingewiesen. Die Vertffentlichung
im Amtsblatt erfolgte am 03.06.2011. Die Frist fur die Einsicht und die Stellungnahme
wurde festgelegt auf den 06.06.2011 (Zu dem Tag erreicht das Amtsblatt gewéhnlich
erst seine Abonnenten) bis zum 17.06.2011. Dies widerspricht im Ubrigen der Fest-
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legung in der Begriindung zum B-Plan-Entwurf unter Ziff. 1V.f). Danach soll die Of-
fentlichkeit die Gelegenheit erhalten, sich in der Zeit vom 06.06. bis einschliel3lich
06.07.2011 uber das Planvorhaben zu unterrichten und sich zu dieser Planung zu
aufRern. Obwohl dies durch das Bezirksamt Neukdlln am 15.05.2011 so festgelegt
wurde, ist die Frist von einem Monat auf 11 Tage verkirzt wurde. Hier hat sich das
Bezirksamt Uber seine eigenen Vorgaben hinweggesetzt. Zusammenfassung: Wie
dem Bezirksamt bekannt ist, plant die XXX AG auf der Flache des Bebauungsplanes
8-16b eine Ansiedlung mehrerer Gewerbebetriebe. Sie befinden sich damit véllig in
Ubereinstimmung mit dem Flachennutzungsplan und dem Stadtentwicklungsplan
Industrie und Gewerbe. Die XXXAG hat diese planungsrechtlichen Voraussetzungen
als Grundlage der Entscheidung des Kaufs des Grundstiicks angesehen. Es wird des
Weiteren darauf hingewiesen, dass die in der Begrindung als Gewerbebrachen be-
zeichneten Flachen durch die XXX mit einem erheblichen Aufwand durch Abbruch-
maflinahmen und Altlastensanierung bereits wieder baureif gemacht wurden und dies
bereits vor dem Beschluss des Bezirksamtes vom 05.10.2010. Des Weiteren ist in-
zwischen eine erste Baugenehmigung fir gewerbliche Gebaude erteilt worden. Dem
Bezirksamt ist bekannt, dass weitere Ansiedlungen vorbereitet werden. Entgegen
den Darstellungen in der Begrindung zum B-Plan handelt es sich damit nicht um
eine Gewerbebrache, sondern um ein sich in der Vermarktung befindliches Gewer-
begebiet mit einer guten Infrastruktur und einer wachsenden Nachfrage. Mit der nun
verfolgten Planung der Festsetzung einer Gemeindebedarfsflache Schule und Sport
und der Ansiedlung einer Schule unmittelbar gegeniber dem Grundstiick der
XXXAG werden die weiteren geplanten Vorhaben der XXXAG erheblich erschwert.
Damit werden die Gesamtinteressen des Landes Berlin beeintréchtigt, da diese in
den Stadtentwicklungsplanen ihren Niederschlag gefunden haben. Der Bebauungs-
planentwurf 8-16a ist insoweit abwagungsfehlerhaft. Weiterer Vortrag bleibt aus-
dricklich vorbehalten.” Zitat Ende

Hierzu Stellungnahme des FB Stadtplanung:

Das Grundstick des anwaltlich vertretenen Eigentimers befindet sich aul3erhalb des
Geltungsbereichs, nordlich der Kdpenicker StralRe / Kanalstral3e, und liegt zwischen
der KanalstralRe und dem Teltowkanal. Hier soll ein ,Logistikcenter” entstehen, das
so geplant und zwischenzeitlich genehmigt wurde, dass die Aktivitaten nicht zur Ka-
nalstraf3e hin orientiert stattfinden, sondern ausschlief3lich in dstliche Richtung zum
Teltowkanal. Die der Wohnbebauung zugewandten Hallenkomplexe sollen zur Ka-
nalstraf3e geschlossen (ohne Ein- und Ausfahrt) hergestellt werden. Der Zu- und Ab-
fahrtsverkehr soll ausschlie3lich tber die Ausfahrt Kopenicker Str. 36 abgewickelt
werden. Bei der Planung wurde auf die vorhandene Wohnbebauung westlich der Ka-
nalstraf3e sowie sudlich des Kdpenicker Wegs Ricksicht genommen, weitergehende
Schutzanspriche sind durch den geplanten Schulstandort nicht zu erwarten. Im Ein-
zelnen wurde zu den Hinweisen wie folgt Stellung genommen:

Zu 1.1 Widerspruch FNP: Die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes 8-
16a, Gemeinbedarfsflaiche mit den Zweckbestimmungen — SCHULE und STADT-
TEILBIBLIOTHEK — sowie SCHULE UND SPORTHALLE lassen sich aus den Dar-
stellungen einer gewerblichen Bauflache des Flachennutzungsplans gemaf3 der Ent-
wicklungsgrundsatze nicht entwickeln. Daher ist eine FNP-Anderung bzw. eine Be-
richtigung erforderlich.

Bei dieser Anderung wirde das Grundstiick als Flache fiir den Gemeinbedarf darge-
stellt und somit als Regefall eingestuft werden. Folgende Anmerkungen dazu erfolg-
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ten mit der Stellungnahme der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung 1B 17 vom
17.11.2010:

Gegen die Geltungsbereichsreduzierung bestiinden keine Bedenken, die Anderung
der Planinhalte sei jedoch aus den derzeitigen Darstellungen des FNP nicht entwi-
ckelbar. Letzteres mache eine FNP-Berichtigung erforderlich. Mit der nachtraglichen
B-Plan -Verfahrensumstellung nach § 13a BauGB sei eine Anpassung des FNP im
Wege der Berichtigung moglich.

Da die Voraussetzungen fir die Durchfiihrung des Bebauungsplanverfahrens nach
§ 13a BauGB (beschleunigtes Verfahren) vorlagen und die stadtebauliche Entwick-
lung nicht beeintrachtigt sei, kann der Bebauungsplan weitergefuhrt werden, obwohl
er von den Darstellungen des FNP abweicht. Fir dieses Verfahren sei ein Senatsbe-
schluss erforderlich, der frihestens nach erfolgreicher Durchfihrung der Tragerbetei-
ligung zum Bebauungsplan herbeigefiihrt werden kann. Erst danach kénne der Be-
bauungsplan festgesetzt werden und der FNP im Wege der Berichtigung angepasst
werden. Vorgesehen sei eine Darstellung als Flache fir den Gemeinbedarf mit den
Symbolen fur Schule und Sport.

Im Rahmen der friihzeitigen Tragerbeteiligung erfolgte eine Stellungnahme der Se-
natsverwaltung fur Stadtentwicklung | B vom 15.6.2011, die auf die Entwickelbarkeit
aus dem Flachennutzungsplan und Beachtung der regionalplanerischen Festlegun-
gen abzielte.

.Der B-Plan ist aus den derzeitigen FNP-Darstellungen nicht entwickelbar. Die Vo-
raussetzungen fur die Durchfihrung des B-Planverfahrens nach 813a BauGB (be-
schleunigtes Verfahren) liegen vor, sofern der Bezirk nachweist, dass eine geordnete
stadtebauliche Entwicklung nicht beeintrachtigt wird. Dazu ist eine Abstimmung mit
SenWTF beziglich der Gewerbeflachen (StEP Industrie und Gewerbe) erforderlich.
Unter diesen Bedingungen kann der Bebauungsplan weitergefiihrt werden, obwohl er
von den Darstellungen des FNP abweicht. Mit der Verfahrensdurchfiihrung nach
813a BauGB ist eine Anpassung des FNP im Wege der Berichtigung moglich. Dazu
ist ein Senatsbeschluss erforderlich, der frihestens nach abgeschlossener Tragerbe-
teiligung, besser noch nach dem BA-Beschluss kurzfristig herbeigefiihrt werden
kann. Wir bitten diesbezlglich um rechtzeitige Benachrichtigung, um eine entspre-
chende Senatsvorlage vorbereiten zu kbnnen. Nach dem Senatsbeschluss werden
wir lThnen das Ergebnis mitteilen, eine Festsetzung des B-Plans kann erst danach
erfolgen. Anschlie3end wird der FNP im Wege der Berichtigung angepasst. Vorge-
sehen ist eine Darstellung als Gemeinbedarfsflache mit Symbol Schule und Sport.

2. Ubereinstimmung mit Stadtentwicklungsplanen (auRer Verkehr) und sonstigen ei-
genen thematischen und teilrdumlichen Entwicklungsplanungen. Es ist hierzu folgen-
des vorzutragen:

Das Referat fur Stadtentwicklungsplanung sieht die Umsetzbarkeit des B-Plans 8-
16a weiterhin nicht gegeben und halt seine Bedenken der Stellungnahme SenStadt |
A 24 vom 10.11.2010 aufrecht (...). Der Standort ist gem. Senatsbeschluss S-
3385/2011 Bestandteil der Flachenkulisse des EpB (neu jetzt StEP Industrie und
Gewerbe) und soll grundsatzlich einer gewerblichen Ansiedlung dienen. (...)"

Die zu dieser Sachlage erfolgten Abstimmungen zwischen dem Stadtentwicklungs-
amt und der Senatsverwaltung fur Wirtschaft, Technologie und Forschung SenWTF
[l B12 kamen mit dem abschlieRenden Antwortschreiben vom 20.3.2012 zu dem
Ergebnis, dass die geforderte Voraussetzung fur eine FNP-Anpassung im Wege ei-
ner Berichtigung als erfullt betrachtet werden. Darin wurde dargelegt, dass unter Be-
ricksichtigung des derzeitigen Stands der Kenntnisse und sofern die Realisierung
der Schulstandortplanung nicht das gewerblich-industrielle Umfeld beeintrachtigen
wirde, eine Aufgabe der gewerblichen Bauflache zu Gunsten des Schulstandortes
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sowie die Durchfiihrung des Bebauungsplanverfahrens 8-16a von SenWTF IlI B 12
mitgetragen wird.

Zu 1.2 Widerspruch StEP

Die wirtschaftspolitische Bedenken der Senatsverwaltung fur Wirtschaft, Technologie
und Frauen (SenWTF) 1l B 19 vom 24.6.2011 erfolgten insbesondere auf Grundlage
des am 25.1.2011 beschlossenen StEP Industrie und Gewerbe mit Entwicklungskon-
zept fur den produktionsgepragten Bereich (EpB). Bei dem darin beschriebenen Ge-
lande handelt es sich um die Arrondierung einer ca. 7 ha grof3en Flache sudlich der
Kdpenicker Stral3e, des insgesamt 46 ha grof3en Gebiets Nr.26 (Kanalstraf3e) der
Flachenkulisse des EpB. Die darin beschriebenen Ziele stimmen nicht mit den Zielen
des Bezirks Uberein.

Die Aufstellungs- bzw. Planinhaltsanderung des Bebauungsplanentwurfs 8-16a zu
der Entscheidung fir die Inanspruchnahme dieser Flache fur den dringend bendtig-
ten Neubau einer bereits bestehenden Sekundarschule mit Stadtteilbibliothek, sowie
fur eine Sporthalle zwischen Neudecker Weg und Kopenicker Stral3e wurde am
14.12.2010 vom Bezirksamt beschlossen und im Amtsblatt fur Berlin am 30.12.2010
veroffentlicht. Die Mitteilung zur Anderungsabsicht an die Senatsverwaltung fir
Stadtentwicklung IIC erfolgte am 25.10.2010.

Die RuckaulRerung mit den in der Begriindung genannten Bedenken hinsichtlich des
StEP Gewerbe erfolgte am 25.11.2010. Der konkrete Bedarfsnachweis mit den ge-
pruften, alternativen Schulstandorten erfolgte mit Schreiben von Stapl vom
21.11.2011 an SenWTF.

Eine Anpassung des EpB bzw. die Entlassung der Flache aus dem EpB erfolgt nach
Aussage von SenStadtUm | B vom 2.5.2013, nach Klarung der Sachfragen und nach
Anderung bzw. Berichtigung des FNP mit der nachsten Aktualisierung des StEP In-
dustrie und Gewerbe.

Zu 2.1 Umweltbelange:

Zu dem Hinweis auf den benachbarten 24-Stunden-Betrieb fiir Nutzfahrzeuge, lasst
sich feststellen, dass von den dort Uberwiegend zum Verkauf angebotenen Pkw und
der weiter entfernt liegenden Reparaturwerkstatt kaum Konflikte zu erwarten sind.
Mogliche Konflikte sollen durch bauliche Pravention, die im Bebauungsplan festge-
setzt werden, vermieden werden. Gutachten zu Larmschutz wurden beauftragt.
SenGUV IIC 1, ist bei Bebauungsplanverfahren lediglich im Einzelfall zu beteiligen,
wenn die durch sie vertretenen Belange berthrt sind. Da im vorliegenden Fall ein-
deutig weder ein Schutzbereich eines Seveso-II-Betriebes berihrt wird, noch ein In-
dustriegebiet ausgewiesen noch ein Heranrlicken einer schutzwirdigen Nutzung ge-
genuber einem Storfallbetrieb als eine bereits bestehende schutzwirdige Nutzung
vorliegt, ist eine Beteiligung nicht erforderlich. In der Stellungnahme der SenGUV
vom 18.6.2009 zum Bebauungsplanentwurf 8-48 (Geltungsbereich Seidelbastweg /
Kanalstral3e) wurde u.a. ausgefihrt, dass das im Geltungsbereich des Bebauungs-
planentwurfs 8-48 gelegene Tanklager des Betreibers TBG Tanklagerbeteiligungs-
gesellschaft mbH dem Betriebsbereich der Seveso-ll-Richtlinie (RL 96/82/EG) sowie
der Storfall-Verordnung mit erweiterten Pflichten unterféallt und einem externen Not-
fallplan nach dem Berliner Katastrophenschutzgesetz unterliegt; ferner ist das Tank-
lager genehmigungsbedirftig nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz.

Nach 8§ 50 BImSchG i.V.m. Art. 12 Seveso-ll-Richtlinie ist zwischen empfindlicher
Nutzung und dem Seveso-lI-Betrieb ein angemessener Abstand einzuhalten, um ne-
gative Auswirkungen soweit wie moglich zu vermeiden. Unter Berlcksichtigung die-
ser Sachverhalte wird das Brandgeschehen der Klasse | (in der alle brandbezogenen
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Einzelstoffe enthalten sind) mit 200 m Achtungsabstand angegeben. Im Rahmen der
gutachterlichen Ermittlung angemessener Abstande durch den TUV Rheinland er-
folgte zwischenzeitlich eine Reduzierung der immissionsschutzrechtlich gebotenen
Abstande auf max. 90 m (siehe Pkt. 1l 4.2). Das Plangebiet des Bebauungsplanent-
wurf 8-16a liegt mit einer Entfernung von ca.1700 m deutlich auRRerhalb der berech-
neten angemessenen Abstande. Mogliche negative Auswirkungen des ,Seveso-lI-
Betriebes" auf den geplanten Schulstandort sind daher nicht zu erwarten.

Zu 2.2 Immissionsschutzrechtliche Bedenken:

Bei dem zitierten Gutachten, handelte es sich um des Verkehrsgutachten des dstlich
benachbarten Grundsticks. Es ist fur den Bebauungsplan 8-16a nicht von Bedeu-
tung und wird im weiteren Verfahren nicht weiter beriicksichtigt.

Zu 3 Fristen:

Da es sich bei dem Bebauungsplanentwurf 8-16a um ein beschleunigtes Bebau-
ungsplanverfahren gemald § 13a BauGB handelt, gelten gemald Abs.2 Satz 1 die
Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs.2 und 3 Satz 1 BauGB ent-
sprechend. Danach kann gem. 8 13 Abs.2 Satz 1 Nr. 1 BauGB von der friihzeitigen
Unterrichtung und Erdrterung nach § 3 Abs.1 BauGB und 8§ 4 Abs. 1 BauGB abgese-
hen werden.

Die Offentlichkeit wurde gemaR § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr.2 BauGB im Amtsblatt von
Berlin dartiber informiert, innerhalb des Zeitraums vom 6. Juni 2013 bis zum 17. Juni
2013 Kenntnis zu den allgemeinen Zielen und Zwecken sowie den wesentlichen
Auswirkungen der Planung zu nehmen. Die in der Begriindung des Bebauungsplan-
entwurfs 8-16a genannte fehlerhafte Angabe der Beteiligungsfrist vom 6.6.2011 bis
6.7.2011 wird entsprechend korrigiert. Auswirkungen auf das Bebauungsplanverfah-
ren sind hiermit nicht verbunden, da allein die im ortsiibliche Bekanntmachung ftir die
Beteiligungsfrist maRgeblich ist. Im Ubrigen liegen auch keine Stellungnahmen vor,
die auf Grund der Beteiligungsfrist bis zum 17. Juni 2011 nicht berlcksichtigt wurden.

Zur Zusammenfassung:

Der in der Stellungnahme formulierte Anspruch einer nachvollziehbaren und ab-
schlieBenden Abwagung und abwagungsfehlerfreien Dokumentation in der Begrin-
dung zum Bebauungsplanentwurf 8-16a ist aufgrund des friihzeitigen Verfahrens-
standes der friihzeitige Behdrdenbeteiligung gem. § 4 Abs.1 BauGB nicht zu erfllen
und wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sowie der Fortschreibung der
Begriindung zum Bebauungsplan 8-16a weitgehend berlcksichtigt.

Das anwaltlich vertretene Grundstick befindet sich auf3erhalb des Geltungsbereichs,
nordlich der Kdpenicker Stral3e / KanalstraRe, und liegt zwischen der KanalstralRe
und dem Teltowkanal. Darauf entsteht ein ,Logistikcenter”, das so geplant und zwi-
schenzeitlich genehmigt wurde, dass die Aktivitaten nicht zur Kanalstraf3e hin orien-
tiert stattfinden, sondern ausschlief3lich in dstliche Richtung zum Teltowkanal. Die
der Wohnbebauung zugewandten Hallenkomplexe sollen zur Kanalstral3e geschlos-
sen (ohne Ein- und Ausfahrt) hergestellt werden. Der Zu- und Abfahrtsverkehr soll
ausschlief3lich Gber die Ausfahrt Kopenicker Str. 36 abgewickelt werden. Bei der Pla-
nung wurde auf die vorhandene Wohnbebauung westlich der Kanalstral3e sowie sud-
lich der Képenicker StraRe Rucksicht genommen, weitergehende Schutzanspriiche
sind durch den geplanten Schulstandort nicht zu erwarten.
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2. Stellungnahme (Empfehlungen des Bauausschusses
der Clay-Schule vom 31.5.2011)

Zitat Anfang: ,Diskussionsstand in ein drei-dimensionales Modell zur Bebauung des
gesamten Gelandes (...). Auf dem nordlichen Gebaudeteil befinden sich die Sportan-
lagen mit der Turnhalle. Dieser Teil kann/soll durch einen Zaun von dem Restgelan-
de abgetrennt werden.

Von Suden aus gesehen, fanden wir im Erdgeschoss des linken Fliigels die Aula und
im Erdgeschoss des rechten Fliigels die Stadtblcherei geeignet, da beide Raumlich-
keiten Publikumsverkehr vom Haupteingang Neudecker Weg haben.

Im Zentralbau befindet sich der Haupteingang der Schule mit den Fachbereichen
Musik und Kunst (Mitte links) und Naturwissenschaften und WAT (Mitte und rechts).
Die Verwaltung befindet sich im ersten Stock (incl. IT-Bereich). Danach schlief3t sich
im Trakt nach Norden im 1. Stock der Oberstufenbereich an.

Im Erdgeschoss soll sich eine Schulstral3e befinden, die in das flinfeckige Atrium
Ubergeht. In das Atrium minden die beiden zweigeschossigen Jahrgangstrakte (7/9)
und (8/10) sternformig ein. Es schlief3t sich nach Norden der Bereich der Mensa /
Cafeteria und des zentralen AUB an mit einer Zugangsmoglichkeit ins Freie (Schul-
garten - Sportanlagen). Weitere Erlauterungen kénnen wir gern bei einem Besuch
Ihrerseits in der Clay-Schule geben. Wir denken, dass die Vorstellungen des Kollegi-
ums, der Schulerschaft und der Elternschaft nicht grundlegend von unseren Vorstel-
lungen abweichen, so dass unsere Papiere einen ersten Einblick auf unsere Bedurf-
nisse geben.

Empfehlungen des Bau-Ausschusses der Clay-Schule zur Entwurfsplanung des
neuen Schulgebaudes am Neudecker Weg.

Sportanlage

(1) Die Sportanlage (Turnhalle, Spielfeld, Laufbahn u.a.) soll vom restlichen Gelande
abtrennbar (Zaun) angeordnet werden.

(2) Die gesamte Sportanlage soll auf dem ndrdlichen Grundstticksteil errichtet wer-
den.

Erlauterung: Die Sportanlage auf dem sudlichen Grundstiicksteil zu errichten, wirde
dazu fuhren, dass das Grundstiick fir das Schulgebaude sehr schmal wirde und
eine langgestreckte, weitlaufige Gebaudeform zur Folge hatte.

(3) Fur die Gestaltung der Sport-Auf3enflachen mit zusatzlichen Sportméglichkeiten
auf dem AuRRengelande entwirft der FB Sport (Hr. Damm) auf der Basis der vorhan-
denen nutzbaren Flachen ein Konzept, das gesondert vorgestellt wird.
Mittelstufenbereich

(4) Die Trakte fur die Jahrgéange 7-10 sollen maximal 2-geschossig angelegt sein
(EG+0G).

(5) Die Nutzer wiinschen insgesamt eine moglichst gute nattrliche Belichtung in allen
Gebaudeteilen. In Gangen sollte dies durch Fensterfronten, Oberlichter oder Lichth6-
fe realisiert werden.

(6) Die Klassenraume der einzelnen Jahrgénge 7-10 sollen zusammen mit den Diffe-
renzierungsraumen, den Jahrgangslehrerzimmern, einem AUB-Raum, den Bera-
tungs- und Nebenrdumen und den zugehorigen Toiletten jeweils als rdumliche Ein-
heit gestaltet werden. Erlauterung: Die einzelnen vier Jahrgangsbereiche dirfen kein
Durchgangsbereich zu anderen Jahrgangen oder anderen Gebaudeteilen sein.

(7) Ein Differenzierungsraum und der grof3e Jahrgangs-AUB-Raum soll durch eine
mobile Trennwand variabel teilbar sein. Erlauterung: Durch Offnen der Trennwand
bekommt man einen groRen Raum mit 100 m2 fur gré3ere Veranstaltungen im Jahr-
gangsbereich.
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(8) Die als Flugel angelegten vier Jahrgangstrakte sollen von einem zentralen "Hof"
bzw. Atrium abspreizen.

Erlauterung:

Die Wege zwischen den Jahrgangen werden hierdurch so kurz wie mdglich. Gleich-
zeitig ermoglicht dies sowohl eine separate als auch eine jahrgangsubergreifende
Nutzung der aufRerunterrichtlichen Bereiche.

(9) Die Mensa/Cafeteria und der zentrale AUB sollen sich mdglichst nah an den
Trakten fur die Klassenrdume (7-10) befinden. Dabei sollen Mensa/Cafeteria und
zentraler AUB .eine raumliche Einheit bilden, die die teilweise Mitnutzung der Mensa
durch den AUB ermdglicht.

Erlauterung: Insbesondere den Schiilern der Jahrgdnge 7-10 muss es mdglich sein,
die Mensa/Cafeteria und den zentralen AUB in kurzer Zeit zu erreichen.

(10) Die Mensa/Cafeteria und der zentrale AUB sollen freundlich und hell gestaltet
werden und sich zum Schulgarten hin 6ffnen (Glasfronten, Tore).

Erlauterung: Im gebundenen Ganztagsbetrieb missen unbedingt die Voraussetzun-
gen fur ein gemeinsames Mittagessen in angenehmer Atmosphare geschaffen wer-
den.

(11) Der aufRerunterrichtliche Bereich wird in Kombination zentral (260 m2 mit offe-
nem Bereich, Teestube, Trainingsraum, psychologischem Beratungsraum, Kranken-
zimmer und SV/Schilerzeitung) und dezentral (2 RAume mit insgesamt 80 m2 (60 +
20) in jedem Jahrgang) angelegt.

(12) Einer der Rdume des aulRerunterrichtlichen Bereiches soll als Rickzugsmdg-
lichkeit (Raum der Stille) ausgewiesen werden.

(13) Statt Kreidetafeln sollen in allen Klassenrdumen Whiteboards und Smartboards
angebracht werden.

Lehrerzimmer

(14) Zur Aufteilung der geplanten Flachen fur das padagogische Personal wird zur
Zeit vorgeschlagen:

- 4 Jahrgangslehrerzimmer mit je 60 m2 (eventuell in zwei Raumen geteilt)

- Lehrerzimmer fir Oberstufe und NAT mit je 50m?

- Lehrerzimmer Musik mit 40 m2

- Lehrerzimmer Kunst und Arbeitslehre mit je 30 m2,

Eine raumliche Aufteilung innerhalb der Lehrerzimmer wird den Fachbereichen bzw.
Jahrgangen Uberlassen.

(15) Die zum Fachbereich zahlenden Lagerraume sollen nach Mdglichkeit an die
Lehrerzimmer angrenzen und direkt zuganglich, bzw. nutzbar sein.

Pausenhofe

(16) Fur die Schuler der Mittelstufe sollen zwei oder drei getrennte Hofbereiche ent-
stehen.

Schulstral3e

(17) Die Verbindung des Mittelstufenbereichs zum Fachrdume-Trakt soll durch eine
"SchulstraRe" hergestellt werden (vgl. Carl-Zeiss-Schule), die Méglichkeiten und eine
angenehme Atmosphare zum Aufenthalt und Platz fur Ausstellungen und Préasentati-
onen bietet.

(18) Raume der Verwaltung und Schulleitung sollen von der Schulstral3e aus er-
schlossen werden.

Fachraume

(19) Die Fachrdume des FB Naturwissenschaften, Arbeitslehre, ITG, Kunst, Musik
sollen jeweils moglichst separat angeordnet werden, um "Durchgangsverkehr" zu
vermeiden. Die Raume von NAT und AL sollen wegen kombinierter Nutzung relativ
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nah zueinander liegen. (20) Die Raume des FB Musik sollen sich im Erdgeschoss
befinden, moglichst nah an der Aula.

Erlauterung: Wege fur Instrumententransport sollen kurz sein und nicht tber Treppen
gehen.

Oberstufe

(21) Der Bereich der Oberstufe konnte im Obergeschoss der Schulstral3e angesie-
delt werden, er soll an das Atrium anschlielen, um auch hier kurze Wege zu erhal-
ten.

(22) Die Unterrichtsraume der Oberstufe sollen nach Osten oder nach Westen (nicht
nach Siden) ausgerichtet werden.

Erlauterung: Im Oberstufenbereich findet auch an heil3en Tagen nachmittags noch
Unterricht statt.” Zitat Ende.

Stellungnahme des Fachbereichs Stadtplanung:

Die Raumanforderungen wurden zur Kenntnis genommen. Die Anordnung der
Sportanlagen im nordlichen Bereich wurde durch die geplante Festsetzung einer Fla-
che fur Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung ,Schule / Sporthalle* unterstitzt.
Die detaillierten Anforderungen wurden an den Fachbereich Hochbau weitergeleitet,
da die geplanten Festsetzungen nur den planungsrechtlichen Rahmen schaffen, in-
nerhalb dessen eine bauliche Entwicklung ermdglicht wird. Die konkrete Umsetzung
ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens, sondern bleibt der Abstimmung
mit den beteiligten Fachamtern vorbehalten.

4.4 Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager dffentlicher Belange
gemal § 4 Abs.2 BauGB

Fur den Bebauungsplanentwurf 8-16a fur die Grundstiicke Kopenicker Stral3e 45,
Neudecker Weg 14 / 22, die StralRe 18S und die August-Froehlich-Stral3e sowie flr
die Kopenicker Strale zwischen August-Froehlich-Stral3e und Stral3e 18S im Bezirk
Neukdlln, Ortsteil Rudow wurden 41 Behdrden und sonstige Trager offentlicher Be-
lange (T6B), deren Aufgabenbereich durch die Planung berlhrt werden kann, ein-
schlieRlich der Abteilungen bzw. Amter im BA Neukolln sowie dem Nachbarbezirk
Treptow-Kopenick mit Schreiben vom 29.4.2013 per E-Mail zur Stellungnahme auf-
gefordert. Als Frist zur RickauRerung wurde ein Monat festgesetzt. Auf Grund der
erforderlichen Prifung gutachterlicher Stellungnahmen wurde die Frist zur Rickéu-
Berung bis zum 19.9.2013 verlangert, die nachtraglich eingegangenen Rickaulie-
rungen wurden bei der Auswertung und Abwégung nach 8 1 Abs. 7 BauGB bertck-
sichtigt.
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Folgende Stellungnahmen wurden vorgebracht:

Stellungnahme der T6B

‘ Abwégung des Fachbereichs Stadtplanung (Stapl)

Stapl, Untere Denkmalschutzbehdtrde (UD), ¢5/UD vom 20.6.2013

»Ich bitte um die Berlcksichtigung folgender Pkt. im
laufenden B-Plan-Verfahren: Zu Pkt. 1 2.8

Das Objekt wurde am 11.06.2013 in die Berliner
Denkmalliste aufgenommen. Ob die Baracke langfris-
tig erhaltungsfahig und nutzbar ist, wird durch weitere
Untersuchungen Uberpriift. Das erwahnte Gutachten
vom 04.04.2013 wies vor allem an nicht bauzeitlichen
Bauteilen gefahrdende Substanzen nach, die denkmal-
fachlich rlckbaubar sind, da sie fir das Denkmal
~Wirtschaftsbaracke des Zwangsarbeiterlagers Rudow"
nicht konstituierend sind.

Eine zweite, auf dem ersten Gutachten aufbauende
Untersuchung vom 18. Juni 2013 liegt der UD und dem
LDA seit 19.06.2013 vor und wird gepruft. Im Weiteren
muss untersucht werden, welche Bauteile nach einer
Sanierung Ubrig bleiben wirden. Dafir ist eine Bau-
aufnahme mit Sanierungsvorplanung unumgéanglich.
Diese kann im Falle, dass es nicht zum Erhalt der
Baracke kommt, als Grundlage einer Abriss-
Dokumentation dienen. An einer Rekonstruktion ist
den Denkmalschutzbehérden nicht gelegen.

Entgegen den Ausfihrungen von SE FM sind der
Denkmalpflege Mafinahmen bekannt, belastete Bau-
teile so zu behandeln, dass von Ihnen keine Schad-
stoffemission ausgeht und damit eine weitere Nutzung
moglich ist. Dies umfasst Baustoffe, welche zum
Denkmalwert beitragen. Baustoffe spaterer Zeitschich-
ten missen unabhéngig vom Erhalt der Baracke ent-
sorgt werden und dirfen nicht in die Berechnung der
wirtschaftlichen Zumutbarkeit einflieBen.

Entgegen des Entwurfs ,Begriindung zum Bebau-
ungsplan® ist vom ehemaligen Eternitwerk kaum Origi-
nalsubstanz verblieben. Der Umbau der ehem. Eternit-
Kantine unterlag &hnlichen Rahmenbedingungen, wie
die Baracke. Das Vorhandensein gesundheitsbelas-
tender Baustoffe fuhrte zum Rickbau des Bestandes
und einem am Original orientierten Neubau. Denkmal-
fachlich ist dies eine Mdglichkeit ein Baudenkmal zu
Uberliefern, erstrebenswert fir die Denkmalpflege ist
jedoch der Erhalt der Substanz, da sich ein Denkmal
nach dem heutigen Stand der Forschung vor allem
durch Authentizitat auszeichnet.

Bisher nicht erwahnt ist die Archaologie als Teil der
Denkmalpflege. Das B-Plan-Gebiet unterliegt It. LDA
einem Fundortverdacht. Aus mdglichen Bodenfunden
werden Aufschlisse Uber das Lagerleben erwartet.
Kurzfristig sind hier Sondierungen vorgesehen. Des
Weiteren kdnnen Grabungen auf den Bauflachen nétig
werden. Diese MaflRnahmen sind in der finanziellen und
zeitlichen Planung zu bericksichtigen.

Es liegt im Eigeninteresse des Eigentimers und Ver-
fugungsberechtigten in Abstimmung mit dem Landes-
denkmalamt Berlin (Archaologie und Inventarisation)
Voruntersuchungen in Form von archaologischen
Sondagen oder geophysikalischen Prospektionen
durchzufilhren, um das Risiko eines Zufallsfundes mit
den Folgen der Sicherung und Bergung wahrend des
Bauablaufes moglichst gering halten zu kénnen.

Diese MalRnahmen dienen dem Schutz und der Erhal-

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und an
den Fachbereich Hochbau weitergeleitet.

Die Plausibilitatsprifung der Gebaudeschadstoff-
gutachten fir die ehem. W.irtschaftsbaracke vom
4.4.2013 und vom 18.6.2013 wurde im Rahmen eines
denkmalrechtlichen Abrissantrages von der Senats-
verwaltung fir Stadtentwicklung und Umwelt im Au-
gust 2013 durchgefiihrt, dem Abrissantrag wurde sei-
tens des Landesdenkmalamtes unter Auflagen zuge-
stimmt (s.u. - Stellungnahme LDA 14 vom 14.8.2013).
Die Begriindung wird entsprechend erganzt und aktuali-
siert.

Die Anforderungen fir die Bestandserfassung und die
Ruckbaudokumentation wurden abgestimmt und mit
Schreiben vom 18.9.2013 von UD dem FB Hochbau
mitgeteilt. Ziel ist eine Spezifikation und Einordnung
des Bautyps in die Berliner ,Lagerlandschaft".
Wahrend der Dokumentation soll gutachterlich unter-
sucht werden, ob aussagekréftige Teile des Objektes
als Spolien (Bauteile) erhalten werden kénnen. Der
Aufbau und etwaige Fundstiicke sollen als Grundlage
fir die spatere Interpretation der Nutzungsablaufe in
der Wirtschaftsbaracke dienen.
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tung von Denkmalern und obliegen nach Denkmal-
schutzgesetz Berlin (Denkmalschutzgesetz - DSchG
BIn) vom 24. April 1995 (GVBI. S. 274), zuletzt geédn-
dert durch Art. Il des Gesetzes vom 8.Juli 2010 (GVBI.
S. 396) dem Verfugungsberechtigten, der zudem die
Dokumentationspflicht nach den Paragraphen 8 i.V.m.
11 (4) tragt.
Zu Pkt. 111 3.3
Nach § 8 DSchG kann der Denkmaleigentiimer ver-
pflichtet werden, MalRnahmen zum Erhalt von Denk-
malen zu ergreifen. Hierzu gehoéren auch Voruntersu-
chungen, deren Erbringung dem Eigentimer obliegt.
Daraus ergeben sich noch zu spezifizierende Kosten
far
Baubestandaufnahme
Sanierungsvorplanung
Archéaologische Sondierungen
Ggf. daraus folgende archéologische Prospec-
tion

e Dokumentation
Diese sind bisher nicht kalkuliert, belaufen sich jedoch
erfahrungsgemaf auf max. 1 % der Bausumme.

Umwelt- und Naturschutzamt UmNat Il 1, UmNat | 4 vom 19.9.2013

L1l.Immissionsschutz

Nach Durchsicht und Prifung der eingereichten Unter-
lagen werden folgende Hinweise gegeben:

Die Festsetzung einer Gemeinbedarfsflache mit den
Zweckbestimmungen Schule, Sporthalle und integrier-
ter Stadtteilbibliothek auf dem betreffenden Grund-
stiick wird als problematisch angesehen.

Grunde:

1. Interessenskonflikte

Das Grundstick liegt nach Planungsrecht derzeit in
einem reinen Arbeitsgebiet und grenzt zu fast 50%
ebenfalls an reinen Arbeitsgebieten mit Flachen, wel-
che schon seit Jahrzehnten von Industrie und Gewer-
be genutzt werden.

Des weiteren befinden sich die nérdlich zum Grund-
stiick gelegenen gewerblichen Flachen aktuell in der
Umgestaltung durch den Neubau von GroRRhallen.
Interessenskonflikte zwischen den benachbarten
Wohnbebauungen und den Gewerbe- und Industriebe-
trieben bestehen bereits seit geraumer Zeit, welche
vorwiegend auf nicht ausreichende Abstandsflachen
zwischen den Gebieten zuriickzu-fihren sind. Diese
aufern sich vorwiegend durch Larm- und Geruchsbe-
schwerden der Anwohner und entsprechenden Ein-
schrankungen auf gewerblicher Seite beim Betrieb
sowie bei der Errichtung neuer Anlagen (Planung zu-
satzlicher Abschirmungen / Larmschutzwande etc.)

In diesem Zusammenhang kann die Neuplanung einer
weiteren sensiblen Nutzung, hier in Form einer schuli-
schen Nutzung, in nachster Nahe zu gewerblichen und
industriellen Nutzungen, weitere Interessenskonflikte
mit sich bringen, da ein Lehrbetrieb Ublicherweise in
einem gesunden und stérungsarmen Umfeld erfolgen
sollte; ein intensiv genutztes groR3flachiges Indust-
rie/Gewerbegebiet ist als solches Umfeld dafir kaum
geeignet.

Zu 1. Immissionsschutz

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und die
Stellungnahme an den Fachbereich Hochbau weiter-
geleitet. Die Begriindung wird aktualisiert.

Zu 1. Interessenskonflikte
Die planungsrechtliche Situation ist bekannt, aus diesem
Grund wurde ein Bebauungsplanverfahren eingeleitet.

Die Konzeption der Ausrichtung der neu geplanten La-
gerhallen auf dem angefiihrten, nérdlich angrenzenden
Gelande an der KanalstralRe erfolgte insbesondere unter
Berlicksichtigung der vorhandenen Wohnbebauung ent-
lang der KanalstraRe mit dem Hauptaugenmerk eines
abschirmenden Bebauungsriegels. Es ist davon auszu-
gehen, dass nach Fertigstellung eine Verbesserung im
Vergleich zur urspriinglichen industriellen Nutzung eintritt
(vgl. Kap. I 2.3). In diesem Zusammenhang wurde auch
der Rechtsstreit zwischen dem Eigentimer und dem
Bezirksamt beigelegt, da durch den Bebauungsriegel die
Vertraglichkeit mit dem gegeniiberliegenden Wohngebiet
sichergestellt wurde. Dies kann auch auf den geplanten
Schulstandort tGbertragen werden.

Mogliche Konflikte wurden im Vorfeld der Planung ermit-
telt und gutachterlich bewertet, im Ergebnis wurde diese
durch die Anordnung einzelner Nutzungen auf dem zu-
kunftigen Schulgrundstiick (Lageanordnung einer Sport-
halle im Norden entlang der Kopenicker Strafle) sowie
durch die Festsetzung passiver SchallschutzmafRnahmen
weitgehend minimiert. Da die geplante Gemeinbe-
darfsnutzung gleichermafien eine schitzenswerte Nut-
zung darstellt als auch selbst mit Larmemissionen ver-
bunden sein kann (Sporthalle, Au3enanlagen), ist dieser
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Im unmittelbaren Einwirkungsbereich des Plangebietes
befindet sich ein Holzheizkraftwerk/Heizwerk , welches
mit unbehandeltem Holz, mit Abfallhdlzern, die als
gefahrliche Abfalle eingestuft sind, sowie mit Ergas
beheizt wird und eine Feuerungswarmeleistung von
251,6 MW besitzt.

Nach dem laufend fortgeschriebenen ,Abstandserlass*
aus NRW /1/, welcher mehrfach von der Rechtsspre-
chung bestatigt wurde und als antizipiertes Sachver-
standigengutachten gilt, werden Schutz-abstédnde von
700 m zu den sensiblen Nutzungen schon ab einer
Feuerungswarmeleistung bei Kraftwerken von 150 MW
angegeben ( bei Einhaltung dieses Abstandes ist im
allgemeinen ein ausreichender Immissionsschutz ge-
wahrleistet, wenn die angegebenen Anlagen dem
Stand der Technik entsprechen und bestimmungsge-
malR betrieben werden). Der vorliegende Abstand zwi-
schen den Grundstiicksgrenzen betragt lediglich 50
Meter!

2. Gefahrdungen durch Havarien/ nicht bestimmungs-

Standort fir ein stérungsarmes Umfeld nur bedingt ge-
eignet. Die in der Begriindung, Kapitel | 4.1 erlauterten
Kriterien zur Standortwahl verdeutlichen hierbei die
Schwierigkeiten, die sich in den baulich verdichteten
Wohngebieten den Entscheidungstragern stellten, ein
urspringlich vorgesehener Standort innerhalb der Ru-
dower Wohngebiete zwischen Neuhofer Strale und
Ostburger Weg scheiterte u. a. an den Stellungnahmen
der Anwohner im Rahmen der friihzeitigen Offentlich-
keitsbeteiligung.

Der Betrieb des Holzheizkraftwerks (HHKW) wurde ins-
besondere in Bezug auf die Luftbelastung bereits in der
Begrindung bertcksichtigt (s. insbesondere Pkt. IV 2.1,
S.59 ff.). Messergebnisse liegen der zustandigen Behor-
de, dem Landesamt fur Arbeitsschutz, Gesundheit und
technische Sicherheit Berlin (LaGetSi) vor. Diese besta-
tigte in Ihrer Erganzung der Stellungnahme zur frihzeiti-
gen Behordenbeteiligung in Ihrem Schreiben vom
9.1.2012, dass die Anlagen seit der Inbetriebnahme
2002/2003 storungsfrei laufen und die Schadstoffkon-
zentration im Abgas kontinuierlich gemessen und aufge-
zeichnet wird. Ferner wurde dokumentiert, dass bezig-
lich der genannten Staubbelastungen aus Anlieferung,
Transport und Aufbereitung der Holzhackschnitzel vom
Betrieb entsprechende Nachbesserungen durchgefiihrt
wurden. Sollten dem Umweltamt Erkenntnisse vorliegen,
die einen ordnungswidrigen Sachverhalt darstellen, ist
die zustandige Behorde ggf. einzuschalten, um diesen zu
beheben.

Die in dem Abstandserlass des Landes Nordrhein-
Westfalen aufgefuhrten Abstande sind zur Anwendung
bei raumbedeutsamen Planungen und Mafnahmen im
Sinne von 8§ 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (Blm-
SchG) in Bauleitplanverfahren bestimmt. Die Anwendung
des Abstandserlasses, erstmals 1972 eingefihrt, ist fur
das Land Berlin nicht einschlagig. Fur die Ermittlung der
tatsachlichen Konfliktsituation ist die Angabe des Ab-
stands der Grundstiicksgrenzen im Ubrigen wenig ge-
eignet, der Abstand zwischen baulichen Anlagen des
HHKW sowie der geplanten Schule/Sporthalle betragt
voraussichtlich tber 100 m.

Mit Stellungnahme des LaGetSi vom 3.6.2013 wurde im
Ubrigen bestatigt, dass gegen den Bebauungsplan-
entwurf 8-16a keine immissionsschutzrechtlichen Be-
denken bestehen.

Zum Vergleich der Gefahreneinstufung wird hier das
Tanklager an der StubenrauchstraBe / Seidelbastweg in
Rudow herangezogen, das als sogenannter Seveso-lI-
Betrieb eingestuft und somit im Gegensatz zum HHKW,
mit einem hoheren Gefahrdungspotenzial eingruppiert
wurde. Das Ergebnis des Technischen Gutachtens vom
26.11.2012 zur Bestimmung angemessener Abstande im
Sinne der Bauleitplanung zeigte fir das Tanklager, mit
einer flachenspezifischen Strahlungsleistung von 1,6
kW/m?2 fir unterstellte Tankbrande, einen ausreichenden
Radius von weniger als 100 m auf.

Zu 2. Gefadhrdungen durch Havarien/ nicht bestim-

gemaRer Betrieb
Aufgrund der geringen Abstédnde zu den industriellen

und gewerblichen Nutzungen sind im Falle von dorti-

mungsgemager Betrieb
Da Auswirkungen von schweren Unféllen im Sinne des
Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG (Seveso-lI-
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gen Havarien (z.B. Staubexplosionen), Unféllen (z.B.
mit Chemikalien) und Bréanden (z.B. Trafobranden)
Gefahrdungen fir Schiler und Lehrpersonal méglich.
Ansaugoéffnungen fur Hallenbeliftungen sollten daher
auch nicht in Richtung von Industrieanlagen angeord-
net werden.

3. Verkehrsbelastungen

Das Grundstiick ist derzeit dreiseitig von z. T. stark
befahrenen StralRen umgeben.

Ausfiihrungen zum Neudecker Weg sowie der August-
Frohlich Str. sind in der Begriindung zum Entwurf ent-
halten. Nicht ausreichend bewertet wurde bisher die
nordlich angrenzende Kopenicker Str., welche als
Zufahrt fur drei gewerbliche Komplexe dient bzw. zu-
kinftig dienen wird als:

- Zufahrt fur das Center fur Nutzfahrzeuge,

- Zu- und Abfahrt fur Holzlieferungen zum Kraftwerk (It.
Genehmigungsbescheid v. 23.09.2002 max. 60.140
Tonnen/Jahr Anlieferung von Holzbrennstoffen per
LKW) sowie

- Zu- und Abfahrt fir die geplanten GroRRhallen Ka-
nalstr / Kdpenicker Str.

Richtlinie) in Betriebsbereichen immer Stérungen des
bestimmungsgemaRen Betriebes zu Grunde liegen, tra-
gen die in der Abstandsliste aufgefiihrten Abstande dem
im Einzelnen nicht Rechnung. Sind solche Be-
triebsbereiche (vgl. 8 3 Abs. 5a BImSchG) Gegenstand
raumbedeutsamer Planungen und MalRnahmen i.S. des
§ 50 BImSchG oder sind sie von den Planungen tangiert
(z. B. Schaffung der planerischen Voraussetzungen fur
Entwicklungen in der Nachbarschaft bestehender Betrie-
be), wird deshalb zur Ermittlung angemessener Abstan-
de zusatzlich auf den gemeinsamen Leitfaden der Stoér-
fallkommission und des Technischen Ausschusses fur
Anlagensicherheit "Empfehlungen fir Abstande zwischen
Betriebsbereichen nach Storfall-Verordnung und schutz-
bedirftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung -
Umsetzung § 50 BImSchG" SFKI/TAA-GS-1
(www.kasbmu.de) verwiesen. Das Holzheiz-kraftwerk
gehdrt hierbei nicht zu den seitens der Senatsverwaltung
fur Stadtentwicklung und Umwelt benannten Betriebs-
bereichen, die der sogenannten Seveso-lI-Richtlinie
unterliegen.

Der Hinweis zu den Ansaugoéffnungen wird aufge-
nommen und die in der Textlichen Festsetzung TF 3
formulierten Anforderungen des Verbots fiir die Be- und
Entliftungsoffnungen der Sporthalle auch auf die nordli-
che Fassade ausgeweitet.

Die Festsetzungen fir die geplante Sporthalle an der
Kdpenicker Stral3e sollen dazu beitragen, stérende Fak-
toren aus der Nachbarschaft von den Schulfreiflachen
abzuschirmen.

Zu 3. Verkehrsbelastungen

Daten der Verkehrlenkungsbehorde Berlin mit Verkehrs-
erhebungen aus dem Jahr 2010 u. a. fir den Neudecker
Weg sowie die August-Froehlich-StraBe standen dem
Immissionsgutachter zur Verfligung. Eine ergénzende
Bewertung der Verkehrsbelastung der Képenicker Stra-
Be wird auf Grund der geplanten Anlage der Schulsport-
halle entlang der Kopenicker Strale sowie der einge-
schrankten Nutzung fur Lkw-Anlieferverkehr nicht far
erforderlich erachtet. Im Ubrigen ist auch nicht erkenn-
bar, dass die Lkw-Nutzung der Képenicker StraRe durch
die angrenzenden Gewerbe-/ Industriebetriebe mit der
geplanten Nutzung einer Schule / Schulsporthalle nicht
vereinbar ist.

Die im Rahmen des Bauantragsverfahrens fur das Nutz-
fahrzeugzentrum im Verkehrsgutachten der Hibner In-
genieure GmbH favorisierte Anbindung an die Rudower
StralBe im Bezirk Treptow-Kdpenick, im aul3eren Kurven-
bereich, wurde inzwischen realisiert. Die Anbindung des
Grundstiicks erfolgte bis dahin von westlicher Seite tUber
die Kopenicker StralRe und von sudlicher bzw. dstlicher
Richtung tber den Neudecker Weg. Durch die geanderte
ErschlieRungssituation des im 24-Stunden-Betrieb arbei-
tenden Nutzfahrzeugzentrums hat sich die Verkehrs- und
Larmsituation erheblich verbessert. Die im Verkehrsgut-
achten zitierte Schallimmissionsprognose des Ingenieur-
biro Moll GmbH vom 29.4.2008 favorisierte ebenfalls die
ErschlieBungsvariante von der Rudower Strale aus
Grunden der geringeren Belastung fur die Anwohner im
Neudecker Weg 7 und 9.

Ein Gutachten aus dem Bauantragsverfahren der nord-
lich an den Geltungsbereich grenzenden Grundstiicke
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4. Verkehrslarmbelastung
Aufgrund der o.g. Verkehrsbelastungen sollte geprift
werden, ob die Annahmen im aufgefuhrten Larmgut-
achten noch zutreffend sind und welche Anderungen
sich daraus ergeben. Geklart werden sollte, inwiefern:
- die bisher verwendete Verkehrsprognose bis 2025
an die aktuelle Entwicklung angepasst ist,
- die abschirmende Wirkung der Sporthalle, durch den
Verkehr zur neu geplanten Zufahrt der Gewerbehallen
(in Héhe der Feuerwehrzufahrt zum Plangebiet) sowie
des Verkehrs zum Kraftwerk ausreichend ist,
- ggf. notwendige Ampelanlagen in Schulndhe eine
Larmerhohung beim Verkehr (Abbremsen/Anfahren)
bewirken.

5. Luftbelastungen

Es wird darauf hingewiesen, dass durch die o.a.
dreiseitige Umgrenzung des Grundstuicks von teilweise
stark befahrenen VerkehrsstraRen als Zugange fiir die
Industrie/Gewerbebereiche in der Kanalstrale und
Kodpenicker Str., einer ZuflhrungsstraBe zur nahe
gelegenen Autobahn sowie der westlichen Umschlie-
Bung von der Autobahn selbst, erhéhte Luftbelastun-
gen auftreten kdnnen.

Die Schule befindet sich nicht im Bereich des Luftrein-
halteplans von Berlin. Somit ist mit einem erhghten
LKW-Verkehr ohne Ruf3filterausstattung zu rechnen.
Belastungen durch den Kraftwerksbetrieb z. B. bei
Inversionswetterlagen sowie weitere Emittenten sind

KanalstraRe / Kopenicker StraRe zur Verkehrsbelastung
lag dem Fachbereich Stadtplanung vor. Die aus der Be-
urteilung der Schalltechnischen Untersuchung des KSzZ
Ingenieurbiro vom 12.7.2012 fir das geplante Logistik-
zentrum in Bezug auf gewerbliche Gerdusche und anla-
genbezogenen Verkehr traf die Feststellung, dass bei
Einhaltung der fir die beiden Larmminderungsvarianten
ermittelten Verkehrszahlen keine erheblichen Belasti-
gungen im Sinne der TA Larm durch die geplante Anlage
zu erwarten seien. Um die Einhaltung des Immissions-
richtwertes fir die Nacht zu gewahrleisten, erfolgten
Auflagen zur Verschwenkung der Betriebseinfahrt, zur
Errichtung einer 3m hohe Larmschutzwand sowie zu
Errichtung der AufRenbauteile der Hallen und eventueller
Luftungs- und Klimatechnik, so dass die hierdurch verur-
sachten Gerduschanteile keinen wesentlichen Anteil an
der Gesamtgerauschimmission verursachen.

Beziiglich des HHKW erfolgt die Anlieferung des Holzes
hauptséachlich per Schiff ber den Hafen Rudow-Ost. Die
LKW-Notbeschickung erfolgt nur in  Ausnahme-
situationen, wie z. B. bei zugefrorenen Wasserwegen.
Dafir wird vom Betreiber seit 2009/2010 eine mobile fiur
den Winter errichtete Windschutzwand betrieben. (Nach
Gewasserinformation des Wasser- und Schifffahrtsamts
Berlin liegt die Dauer der Vereisung der Berliner Gewas-
ser im langjahrigen Mittel bei 67 Tagen/Jahr.

Der zusatzliche LKW- Verkehr im Bereich der Képeni-
cker StralRe wirde demnach bei Aulentemperaturen
stattfinden, bei denen davon ausgegangen werden kann,
dass die mit dem Schulbetrieb verbundene Nutzung der
AuRenanlagen saisonal nur eingeschrankt statt findet.

Zu 4. Verkehrslarmbelastung

Gegeniber den bisherigen Annahmen liegen insoweit
neue Erkenntnisse vor, dass eine zusétzliche Erschlie-
Bungsstralle von der Rudower StralRe im Bezirk Trep-
tow-Kopenick direkt das Nutzfahrzeugzentrum nérdlich
der Kopenicker Stral3e anbindet, was zu einer Entlastung
des Neudecker Weges und der August-Froehlich-Stral3e
fiihrt.. Grundsétzliche Anderungen des Verkehrs- und
Larmgutachtens sind damit nicht verbunden, ein Erfor-
dernis fur eine Anpassung der bisher verwendeten Ver-
kehrsprognose wird nicht gesehen.

Die Anordnung einer Lichtsignalanlage ist nicht Gegen-
stand der Festsetzungen des Bebauungsplanes, sondern
bleibt der Ausfihrungsplanung fur die August-Froehlich-
StraBe bzw. der straBenverkehrsbehordlichen Anord-
nung vorbehalten.

Zu 5. Luftbelastungen

Der Hinweis zur Luftbelastung wird zu Kenntnis genom-
men, die Begriindung wird in Kap. 1.3.9 erganzt.

Die Aussage beziglich der Rufifilterausstattung von
Lkws gilt allerdings fur alle Nutzungen und Einrichtun-
gen, die aul3erhalb des S-Bahn-Innenrings von Berlin an
Stral3en liegen, und trifft somit fur alle Schulstandorte zu,
die - bedarfsbezogen - in den sidlichen Neukdliner Be-
zirken liegen. Im Ubrigen liegen keine konkreten Er-
kenntnisse vor, die auf eine unzumutbare gesundheitli-
che Belastung schlieRen lassen.

47 von 89




moglich.”

» 2. Altlasten

2.1 Vorliegende bisherige Erkenntnisse zu Altlas-
ten

Allgemeines

Ein groRBer Teil des Planungsgebietes liegt auf Fla-
chen, welche im Bodenbelastungskataster (BBK) auf-
gefihrt sind.

Es liegen Hinweise auf diverse friihere Nutzungen vor.
Geologische Erkundungen weisen zum Teil flachende-
ckende anthropogene Auffillungen auf.

Fur einige Flachen bestand der Verdacht auf verfillte
Kiesgruben.

Weiterhin wurde auf Karten der Verlauf von Splitter-
graben/ Panzergrabenabschnitten eingetragen. Diese
wurden oftmals mit unbekanntem Material verfullt.

Kenntnisse zu den Katasterflachen im Einzelnen:

. Grundstiick Neudecker Weg 14-22, gespei-
chert unter der BBK Nr. 13674

Aus einem im Umweltamt vorliegenden Gutachten mit

orientierenden Untersuchungen gehen fur das Grund-

stiick Neudecker Weg 16-22 keine altlastenrelevanten

Bodenverunreinigungen hervor. Es wurden allerdings

bis zu 2,7m méachtige Aufflllungen mit Bauschuttantei-

len erbohrt.

Aufgrund der ehemaligen Nutzungen konnen lokale

Bodenverunreinigungen nicht ausgeschlossen werden.

Flachendeckende Daten zu Boden und Grundwasser

liegen dem Umweltamt nicht vor.

Diese Flache wurde vom Verdacht auf schadliche

Bodenveranderungen oder Altlasten befreit.

e Grundstick StraBe 18s, Nr. 9+10, gespeichert
unter der BBK Nr. 242

Es wurden Auffiillungen von 1 bis 2,7m Machtigkeit

(mit Bauschutt) erbohrt. Weitere Auffillungen in bisher

nicht untersuchten Bereichen kdnnen nicht ausge-

schlossen werden, da auch angrenzende Flachen von

Auffiillungsschichten tiberdeckt sind.

Es erfolgte die Befreiung der Flache vom Altlastenver-

dacht hinsichtlich Grundwasserpfad.

e Grundstick StraRe 18s, Nr. 25, gespeichert
unter der BBK Nr. 398

Es wurden anthropogene Auffullungen von 1 bis 2m

Méachtigkeit erbohrt, welche Bauschuttanteile enthiel-

ten. Untersuchungen des Bodens liegen nicht vor.

Lokale Belastungen des Bodens sind nicht auszu-

schliel3en.

Es erfolgte die Befreiung der Flache vom Altlastenver-

dacht hinsichtlich Grundwasserpfad.

2.2 Darstellung der neuesten Erkenntnisse aus den
Gutachten vom Oktober 2012 und August 2013
Zwischenzeitlich erfolgten im Planungsbereich eine
,Orientierende Baugrunduntersuchung’ (keine Bo-
denanalytik) und eine ,Orientierende umweltgeotechni-
sche Bodenuntersuchung’ (mit Analytik) durch das
IngGeo Ing.-Biro Danny Behm. Die Gutachten vom
16.10.2012 und 20.08.2013 liegen dem Umwelt- und
Naturschutzamt seit Mai bzw. August 2013 vor und
wurden mit folgendem Ergebnis ausgewertet:

Zu 2. Altlasten

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und die
Stellungnahme an den Fachbereich Hochbau weiterge-
leitet. Die Begriindung wird aktualisiert.
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Bei beiden Erkundungen wurden Auffullungen von
0,2m bis maximal 2m Méachtigkeit erbohrt.

Es wurden Uberwiegend sandige Auffiillungen ange-
troffen, nur sehr vereinzelt wurden Betonreste bzw.
Reste von RC Material erbohrt.

An den untersuchten Bohrpunkten wurden keine Hin-
weise auf das Vorhandensein von verfillten Kiesgru-
ben oder ehemaligen Splittergraben festgestellt.

Die untersuchten Proben aus den Auffillungs-
bereichen waren nahezu schadstofffrei. Lediglich in 2
Bodenproben (Bohrung RKB 5 und RKB 6) wurde ein
erhdhter Gehalt an Quecksilber in der Eluatbestim-
mung gemessen. Die Herkunft dieser Belastungen ist
nicht bekannt, ist aber vermutlich auf die vorliegende
Auffiillung zuriickzufiihren.

Da der Untergrund vom Gutachter als nur bedingt
tragfahig eingestuft wurde, ist von einer Entfernung der
Auffullungsschicht auszugehen.

2.3 Zu erforderlichen MaRnahmen fur eine sensible
Nutzung

Vor der Realisierung der geplanten baulichen Veran-
derungen im Planungsbereich empfiehlt das Umwelt-
u. Naturschutzamt detaillierte Bodenuntersuchungen
geman der Bundes-Bodenschutzverordnung
(BBodSchV vom 12.07.1999), welche zuvor mit dem
Umwelt- u. Naturschutzamt abzustimmen sind. Bei
diesen Bodenuntersuchungen steht die geplante sen-
sible Nutzung im Vordergrund. Dazu sind dann die
oberen 10 bzw. 30 cm des anstehenden Bodens ge-
maR der BBodSchV zu untersuchen.

2.4 Vorsorgender Bodenschutz

Der gesamte Planungsbereich ist als Unerheblich-
keitsbereich gekennzeichnet. Hier sind daher die all-
gemeinen Belange des Bodenschutzes zu bertcksich-
tigen.

Einschatzung der Planungsabsicht aus Altlasten-
sicht:

Aus Altlastensicht bestehen gegen die Planungsab-
sichten grundsatzlich keine Einwande.

Sehr kleinrAumig vorhandene Bodenbelastungen kon-
nen trotz der erfolgten Bodenuntersuchungen nicht
vollig ausgeschlossen werden. Dann wirden ggfs.
erhohte Entsorgungskosten anfallen.

Es werden Bodenuntersuchungen fur die Bereiche mit
einer geplanten sensiblen Nutzung nach der
BBodSchV empfohlen, welche zuvor mit dem Umwelt-
u. Naturschutzamt abzustimmen sind.“

Fundstelle: /1/ Immissionschutz in der Bauleitplanung
Abstande zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohn-
gebieten im Rahmen der Bauleitplanung... (Abstandserlass)
Hrsg.: Ministerium fur Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz MUNLV) des Landes Nordrhein-
Westfalen, 40190 Dusseldorf Stand Oktober 2007

Jugendamt JugPlan, 7.5.2013

»Zum 0.g. B-Plan bestehen seitens des Jugendamtes
keine eigenen Planungen oder Einwande Planungen.
Die Sicherung von Einrichtungen der sozialen Infra-
struktur- hier Schule- liegt grundsatzlich auch im Inte-
resse des Jugendamtes. ,,

Kenntnisnahme
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Gesundheitsamt Ges Hyg 109, 2.5.2013

.Der vorliegende Bebauungsplan wurde von mir ge-
pruft. Es bestehen von Seiten des Gesundheitsamtes -
FB Hygiene und Umweltmedizin - keine Einwéande
gegen das geplante Bauvorhaben, wenn im Rahmen
der Objektplanung das Gesundheitsamt -FB Hygiene
und Umweltmedizin - rechtzeitig mit einbezogen wird.
Eine Bau- und Betriebsbeschreibung und die Geneh-
migungsplanungen sind mir einzureichen. Eine Stel-
lungnahme folgt hierzu anschlieend mit separatem
Schreiben.”

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und an
den Fachbereich Hochbau weitergeleitet.

Berliner Stadtreinigung BSR 15.5.2013

,Bauliche oder Grundstiicksinteressen der Berliner
Stadtreinigungsbetriebe sowie Belange der Abfallbe-
seitigung werden nach den vorliegenden Unterlagen
nicht berthrt. Aus reinigungstechnischer Sicht beste-
hen keine Einwénde gegen die geplante Baumalnah-
me. Folgendes sollte jedoch nach Méglichkeit Berlick-
sichtigung finden: Bei der Einrichtung markierter Stell-
flachen fir den ruhenden Verkehr ware es fir kinftig
durchzufiihrende Reinigungsarbeiten von Vorteil, die
Einlaufe fir die Oberflachenentwasserung so anzule-
gen oder auszusparen, dass diese nicht durch parken-
de Fahrzeuge verstellt werden kénnen, um Absaugen
der Schlammféange setzen wir Baggersaugfahrzeuge
mit einem zulassigen Gesamtgewicht von 22 t und
einem Schwenkbereich des Saugrussels von 5m ein.
Werden Schlammféange der Oberflachenentwasserung
im Gehwegbereich so angelegt, dass sie Uber 5 m von
der Bordsteinkante entfernt sind, sollte eine Zufahrt fir
diese Fahrzeuge gewahrleistet sein. Bei einer vorge-
sehenen Aufstellung von Pollern im Gehwegbereich
bitten wir moglichst zu beachten, dass die ungehinder-
te Zu- und Abfahrt fir unsere zur Gehwegreinigung
zugelassenen Kleinkehrfahrzeuge mit einer aulRersten
Breite von 1,70 m gewahrleistet wird.

Erhoéht angelegte Baumeinfassungen oder &hnliche
Aufbauten sollten in der Form so gestaltet werden,
dass sie moglichst ohne Vorspriinge gerade bis zur
Gehwegebene verlaufen, um eine optimale Reinigung
der Gehwege zu ermdglichen. In Ihrer Mitteilung Gber
den Tag der Verkehrsubergabe weisen Sie uns bitte
auf die eventuelle Ubernahme der ordnungsméRigen
(einschl. winterlichen) Reinigung von Gehwegflachen
ohne Anlieger besonders hin. Um eventuelle Schaden
an neu- oder wiederhergestellten Gehwegflachen
durch den Einsatz von Kleinkehrfahrzeugen zu verhin-
dern, bitten wir in jedem Fall nach der Fertigstellung in
dieser Meldung auch die Gehwegabschnitte zu benen-
nen, die vorerst mit diesen Fahrzeugen nicht befahren
werden sollen.”

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und an
den Fachbereich Hochbau weitergeleitet.

Berliner Verkehrsbetriebe BVG, 8.5.2013

~Stellungnahme Bereich Omnibus:

Gegen die Durchfiihrung der vorgesehenen Arbeiten
gemal den uns zugestellten Planunterlagen bestehen
aus unserer Sicht keine Bedenken. Vorsorglich weisen
wir auf unseren Omnibuslinienverkehr in Ihrem Planbe-
reich hin. Wir gehen davon aus, dass lhre Arbeiten so
ausgefihrt werden, dass unsere dort verkehrenden
Omnibuslinien wahrend der gesamten Bauzeit plan-

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und an
die Fachbereiche Hochbau und Tiefbau weitergeleitet.
Es wurden keine bauleitplanerisch relevanten Hinwei-
se gegeben.
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maRig verkehren kdnnen. Sollten in diesem Zusam-
menhang MaRnahmen erforderlich werden, die den
Omnibuslinienbetrieb beeintrachtigen, bitten wir Sie,
Ihrerseits bei Umleitungen 12 Wochen bzw. bei Halte-
stellenverlegungen 10 Tage vor Baubeginn einen Orts-
termin mit unserem Herrn ......... unter der Tel.-Nr.:
256 29144 anzuberaumen.”

Gemeinsame Landesplanungsabteilung GL 5, 16.5.2013

»im Rahmen der Zustandigkeit fir die Raumordnung
(Artikel 13 Landesplanungsvertrag) auf3ern wir uns
erneut zu der Planung. Der Entwurf des Bebau-
ungsplanes ist mit den Zielen der Raumordnung
vereinbar.

Die fur die Planung relevanten Grundsatze der
Raumordnung sind angemessen bericksichtigt
worden. Zur Begriindung verweisen wir auf unsere
Mitteilung der Ziele und Grundséatze der Raumord-
nung vom 10. November 2010"

Kenntnisnahme.

Berliner Wasserbetriebe, 27.5.2013

gemal den beiliegenden Anlagen befinden sich im
Bereich des Bebauungsplanentwurfes Wasserver-
sorgungs- und Abwasserentsorgungsanlagen der Ber-
liner Wasserbetriebe, die im Rahmen ihrer Leistungs-
fahigkeit zur Verfigung stehen. Die innere Erschlie-
Bung der Trinkwasserversorgung kann entsprechend
den jeweiligen Erfordernissen vorgenommen werden.
Die Dimensionierung der Versorgungsleitungen erfolgt
grundsétzlich nur entsprechend dem Trinkwasserbe-
darf. Loschwasser kann im Rahmen der Leistungsfa-
higkeit des Trinkwasserversorgungsnetzes bereitge-
stellt werden. Im o. g. Baubereich befindet sich im
Neudecker Weg eine Abwasserdruckleitung DN 400
und in der Kopenicker Stral’e eine Abwasserdrucklei-
tung DN 300 (teilweise im Schutzrohr DN 500). Diese
Leitungen sind in Betrieb und missen erhalten bleiben.
BaumafRnahmen sind von unserem Unternehmen im
Bereich Kopenicker Stralle vorgesehen. Geplanter
Baubeginn ist September 2013. Grundsatzlich gilt,
dass bei privaten Verkehrsflachen zugunsten der Ber-
liner Wasserbetriebe beschrankte persénliche Dienst-
barkeiten im Grundbuch eingetragen werden missen.
Die ErschlieBungskosten fur die Trinkwasserver- und
Abwasserentsorgung sind zu 100% vom Grundsticks-
eigentimer zu tragen. Alle Anlagen unseres Unter-
nehmens, die im nicht 6ffentlichen Straenland liegen
sind zu sichern. Diese Anlagen/Schutzstreifen dirfen
nicht bebaut, Uberbaut oder mit Tiefwurzlern bepflanzt
werden. Zur Sicherstellung eines reibungslosen Bau-
ablaufes beachten Sie bitte, dass die ErschlieBungsin-
vestitionen bis zum Marz des Vorjahres bei den Berli-
ner Wasserbetrieben angemeldet und die Planung
beauftragt sein muss. Wir bitten Sie, die Belange der
Berliner Wasserbetriebe im weiteren Verlauf des Be-
bauungsplanverfahrens zu bertcksichtigen.”

In Bezug auf die Leitungen erfolgten keine neuen
Erkenntnisse; die Leitungen liegen innerhalb der vor-
handenen StraRenverkehrsflachen. Bezuglich der
BaumaRnahmen in der Kdpenicker StralRe erfolgte die
Weiterleitung an den Fachbereich Tiefbau zur Kennt-
nisnahme.

Der Fachbereich Hochbau wurde bereits im Rahmen
der frihzeitigen Behdrdenbeteiligung am 21.6.2011
informiert.

Landesamt fur Arbeitsschutz, Gesundheit un

d technische Sicherheit Berlin - vom 3.6.2013

.In unserer bereits zum Bebauungsplanverfahren ab-
gegebenen Stellungnahme vom 23.06.2011 wurde
angeregt, die Turn- und Sporthalle in den nérdlichen
Bereich des Plangebietes zu legen und das Schulge-
baude mit den UnterrichtsrAumen dahinter zu positio-

Kenntnisnahme. Die Stellungnahme wurde bereits im
Rahmen der Entwurfsbearbeitung durch differenzierte
Festsetzung der Zweckbestimmung der Gemein-
bedarfsflache bericksichtigt
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nieren, da ausgehend vom gegentber befindlichen
HHKW in der Koépenicker Str. ein akustisch leichtes
Rauschen, das vorwiegend auf Ansauggerausche und
den Foérderanlagen /Transportbandern zurtickzufiihren
ist, wahrnehmbar ist. Unsere Anregung wurde, wie aus
der, dem B-Plan 8-16a beigefligten Zeichnung ersicht-
lich ist, berlcksichtigt, so dass aus immissions-
schutzrechtlicher Sicht keine weiteren Bedenken be-
stehen.

Hinsichtlich unserer Ergdnzung vom 15.11.2011 zu
0.g. Stellungnahme zum Thema "Feinstaub" unter
Punkt 1.2 Luft teile ich lhnen mit, dass die darin ge-
troffenen Aussagen nach wie vor Bestand haben. *
Ansonsten sind mir aus dem Zustandigkeitsbereich
des LAGetSi keine immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren bekannt, die von dem Bebau-
ungsplanverfahren betroffen waren.”* (siehe Kap.lV
1.3)

Feuerwehr, 31.5.2013

,Die von der Berliner Feuerwehr wahrzunehmenden
offentlichen Belange werden durch den Bebau-
ungsplan nicht berihrt.”

Kenntnisnahme.

Vattenfall Europe Warme AG, 8.5.2013

,der oben genannte Bebauungsplan wurde auf die
Belange der Warme Berlin tberprift. In dem be-
troffenen Gebiet befinden sich keine Leitungen der
Warme Berlin.

Gegen den Entwurf bestehen unsererseits keine
Bedenken. Gern informieren wir Sie auch uber ein
alternatives Warme- bzw. Kalteversorgungskonzept
fur die Bebauung im Plangebiet. lhre Fragen dazu
beantwortet unser Mitarbeiter (...) Tel.: 030/267-
45034".

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und an
die Fachbereiche Hochbau und Tiefbau weitergeleitet.

Vattenfall Europe Business Services GmbH,

24.5.2013

,den oben genannten Entwurf zum Bebauungsplan
haben wir geprift und nehmen im Namen der
Stromnetz Berlin GmbH dazu Stellung.

In dem betrachteten Gebiet befinden sich Nieder-
und Mittelspannungsleitungen der Stromnetz Berlin
GmbH. Einen Plan mit den vorhandenen Anlagen
erhalten Sie beiliegend zu diesem Schreiben. Uber
Planungen oder Trassenfiihrungen fir die Versor-
gung mdglicher Kunden nach der Bebauung kénnen
wir zurzeit keine Aussage treffen.

Unsere Stellungnahme vom 21.06.2011 sowie die
Ihnen Ubergebenen Planunterlagen sind weiterhin
verbindlich und sind in der Begriindung (zur ToB
gem. 84 (2)) auf Seite 43 vermerkt.

Als fachlicher Ansprechpartner fir Ruckfragen steht
Ihnen der Bereich Vattenfall Europe Netzservice
GmbH, Netzanlagenbau Berlin, ... gern zur Verfi-
gung. Bitte nennen Sie hierbei die Eingabenummer
(GO ).Die beigeflgte ,Richtlinie zum Schutz von 1 -
11 QkV Kabelanlagen der Stromnetz Berlin GmbH,
die ,Richtlinie zum Schutz von Anlagen der Offentli-
chen Beleuchtung des Landes Berlin der Vattenfall
Europe Netzservice GmbH" und die "Allgemeinen
Hinweise fir Leitungsanfragen bei geplanten Bau-
vorhaben" sind genau zu beachten.”

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und an
die Fachbereiche Hochbau und Tiefbau weitergeleitet.
Kabeltrassen sowie Netz- und Ubergabestation befin-
den sich im StralRenland.
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Netzgesellschaft Berlin Brandenburg NBB vom 13.5.2013

.die WGI GmbH (nachfolgend WGI genannt) wird
von der NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg
mbH & Co. KG (nachfolgend NBB genannt) beauf-
tragt, Auskunftsersuchen zu bearbeiten und handelt
namens und in Vollimacht der NBB.

Die NBB handelt namens und im Auftrag der GA-
SAG Berliner Gaswerke AG, der EMB Energie Mark
Brandenburg GmbH, der Stadtwerke Belzig GmbH,
Gasversorgung Zehdenick GmbH und der Spree-
Gas GmbH.

Es wird hiermit ausdrtcklich darauf hingewiesen,
dass die in den beigefugten Planunterlagen enthal-
tenen Angaben und Mafzahlen hinsichtlich der
Lage und Verlegungstiefe unverbindlich sind. Mit
Abweichungen muss gerechnet werden. Dabei ist
zu beachten, dass erdverlegte Leitungen nicht
zwingend geradlinig sind und daher nicht auf dem
kurzesten Weg verlaufen. Darliber hinaus sind auf-
grund von Erdbewegungen, auf die die NBB keinen
Einfluss hat, Angaben zur Uberdeckung nicht ver-
bindlich. Die genaue Lage und der Verlauf der Lei-
tungen sind in jedem Fall durch fachgerechte Er-
kundungsmafinahmen (Ortung, Querschlage, Such-
schlitze, Handschachtungen usw.) festzustellen.
Bei nicht bekannter Lage der Leitung ist auf den
Einsatz von Maschinen zu verzichten und in Hand-
schachtung zu arbeiten. Die abgegebenen Plan
unterlagen geben den Bestand zum Zeitpunkt der
Auskunftserteilung wieder. Es ist darauf zu achten,
dass zu Beginn der Bauphase immer das Antwort-
schreiben mit aktuellen Planunterlagen vor Ort vor-
liegt. Die Auskunft gilt nur fir den angefragten
raumlichen Bereich und nur fir eigene Leitungen
der NBB, so dass gegebenenfalls noch mit Anlagen
anderer Versorgungsunternehmen und Netzbetrei-
ber zu rechnen ist, bei denen weitere Auskinfte
eingeholt werden missen. Die Enthnahme von Ma-
Ben durch Abgreifen aus den Planunterlagen ist
nicht zuldssig. Stillgelegte Leitungen sind in den
Planen nicht oder nur unvollstandig enthalten. Im
Zusammenhang mit der Verwirklichung des oben
genannten Bebauungsplanes / Vorhaben- und Er-
schlieBungsplanes bestehen seitens der NBB zur-
zeit keine Planungen. Eine Versorgung des Pla-
nungsgebietes ist grundsatzlich durch Nutzung der
offentlichen ErschlieBungsflachen unter Beachtung
der 01 N 1998 herzustellen. Darliber hinaus not-
wendige Flachen fir Versorgungsleitungen und
Anlagen sind gemal § 9 Abs. 1 BauGB im Bebau-
ungsplan festzusetzen. Nach Auswertung des Be-
bauungsplans und der entsprechenden Begriindung
ist folgendes zu beachten bzw. in die weitere Pla-
nung einzuarbeiten: Bei Baumpflanzungen ist ohne
SicherungsmalBnahmen ein Abstand zu Leitungen
von mindestens 2,5 m von der Rohrauflzenkante zu
den Stammachsen einzuhalten. Bei Unterschreitung
dieses Abstandes sind in Abstimmung mit der NBB
SchutzmalRnahmen festzulegen.

Ein Mindestabstand von 1,5 m sollte jedoch in allen

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und an
die Fachbereiche Hochbau und Tiefbau weitergeleitet.
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Fallen angestrebt werden. Bei Unterschreitung die-
ses Abstandes sind nur flach wurzelnde B&aume
einzupflanzen, wobei gesichert werden muss, dass
beim Herstellen der Pflanzgrube der senkrechte
Abstand zwischen Sohle Pflanzgrube und Oberkan-
te unserer Leitung mindestens 0,3 m betragt. Weiter
ist zwischen Rohrleitung und zu pflanzendem Baum
eine PVC-Baumschutzplatte einzubringen. Der Um-
fang dieser Einbauten ist im Vorfeld protokollarisch
festzuhalten. Beim Ausheben der Pflanzgrube ist
darauf zu achten, dass unsere Leitungen nicht be-
schadigt werden. Wir weisen darauf hin, dass bei
notwendigen Reparaturen an der Leitung der jewei-
lige Baum zu Lasten des Verursachers der Pflan-
zung entfernt werden muss. Kabelanlagen sind in
der vorgefundenen Lage zu belassen. Veranderun-
gen sind unzuléssig. Werden Kabelanlagen be-
schadigt, ist die NBB unverziglich unter der Tele-
fonnummer (030) 81876 1890, Fax (030) 81876
1749 zu benachrichtigen. Schaden an der Kabe-
lummantelung werden kostenlos beseitigt, sofern
die NBB vor der Grabenverfillung Kenntnis erhalt.
Ist im Baubereich eine Gas-Stralenbeleuchtung
vorhanden, wenden Sie sich bitte an den Betreiber:
Vattenfall Europe Netzservice GmbH, Offentliche
Beleuchtung, Puschkinallee 52, 12435 Berlin. Die
Zustandigkeit fur die Zuleitungen liegt ebenfalls
beim Betreiber. Des Weiteren weisen wir darauf hin,
dass die Zuleitungen zu vorhandenen und ehemali-
gen Gas-StralRenlampen nicht vollstandig in unse-
ren Planen dokumentiert sind. Sollte der Geltungs-
bereich Ihrer Auskunftsanfrage verandert werden
oder der Arbeitsraum den dargestellten raumlichen
Bereich Uberschreiten, ist der Vorgang erneut zur
Erteilung einer Auskunft der NBB vorzulegen.

Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung und

Umwelt | B 17 vom 2.5.2013

LAufgrund der originaren Zustandigkeiten der Refe-
rate | A und | B fir die vorbereitende Bauleitplanung
(Nr. 8 Abs. 2 ZustKatAZG) auliern wir uns zur Ab-
stimmung der Bauleitplanung wie folgt zur

1. Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan und
Beachtung der regionalplanerischen Festlegungen
(textliche Darstellung 1)

Es ist hierzu folgendes vorzutragen:

Wir weisen erneut darauf hin, dass nach Abschluss
der Tragerbeteiligung eine Benachrichtigung an uns
erforderlich ist, damit wir den notwendigen Senats-
beschluss herbeifiihren kdnnen. Erst danach kann
der B-Plan festgesetzt werden.

2. Ubereinstimmung mit Stadtentwicklungsplanen
(aul3er Verkehr) und sonstigen eigenen themati-
schen und teilrAumlichen Entwicklungsplanungen
Es ist hierzu folgendes vorzutragen:

Eine Anpassung des EpB / Entlassung aus dem
EpB erfolgt nach Klarung der Sachfragen und nach
Anderung bzw. Berichtigung des FNP friilhestens
mit der ndchsten Aktualisierung des StEP Industrie
und Gewerbe."

Kenntnisnahme. Die Senatsverwaltung fur Stadtent-
wicklung und Umwelt | B wird entsprechend tber das
Ergebnis der Behdrdenbeteiligung informiert.
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Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung und

Umwelt IX C 31 vom 13.5.2013

»(--.)hinsichtlich verkehrsverursachtem Larm werden
zu dem Planentwurf keine weiteren Hinweise gege-
ben. Der vorliegenden Entwurf setzt sich in ausrei-
chender Form mit der durch das Vorhaben ausge-
l6sten Verkehrssituation und mit dem Larmaktions-
plan 2008 auseinander. ,,

Erganzung vom 15.3.2015

»(...) folgende Hinweise zum L&arm.

Solange in der Schule keine Wohnung (z. B. Haus-
meisterwohnung) entsteht, ist flr die benachbarten
Kraftwerke und Gewerbestandorte durch die An-
siedlung der Schule aus Sicht des Anlagenlarms
keine zusatzliche Einschrankung zu erwarten. Aber
darauf, dass keine Wohnung geplant wird, sollte
geachtet werden oder im B-Plan festgeschrieben
werden. Fiur die Turnhalle, die haufig auch fur den
Freizeitsport genutzt wird, sollte spéatestens in der
Baugenehmigungsplanung ein Schalltechnisches
Gutachten gefordert werden, weil deren Immissio-
nen nach 18. BImSchV zu beurteilen sind und die
Lage konflikttrachtig ist. Die Betrachtungen kénnten
zum Beispiel Einfluss auf die Gestaltung der Fens-
ter oder die Lage des Parkplatzes haben. Aul3er-
dem kann im Interesse der Raumakustik (Schul-
akustik!) ein Gutachten aul3erordentlich hilfreich
sein.,,

Kenntnisnahme.

Zur Erganzung:

Die Einbeziehung der Auflensportanlagen fiir eine
auBerschulische Nutzung (Freizeitsport) wird nicht in
Betracht gezogen

Mit dem Immissionsschutzgutachten vom 21.12.2011
wurden Aussagen zu den Gerduschauswirkungen
durch Gewerbelarm und Sportanlagen untersucht. Die
daraus resultierenden Empfehlungen bildeten die
Grundlage fur die Festsetzungen zum Immissions-
schutz (siehe Kap.lll 3.4). Diese treffen zwar mit den
Regelungen fir Aufenthaltsraume Schutzmal3nahmen
auch fir die Mdglichkeit der Einrichtung einer Haus-
meisterwohnung — Diese ist jedoch ohnehin nicht in
der Kostenplanung vorgesehen. Daher wird im Be-
bauungsplan dazu keine zusatzliche Aussage getrof-
fen.

Die Beachtung der Raumakustik gehdrt beim Fachbe-
reich Hochbau zum Standard bei der Ausfuhrungspla-
nung.

Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung und

Umwelt vom 28.5.2013

.ES wurden folgende Fachbereiche der Abteilung X
beteiligt und um Stellungnahme gebeten:

XF1, XPS A, XOlI, XPSE, XOS ,XPW, XOW , XPIA,
XPIE"

Kenntnisnahme

Landesdenkmalamt 1. Stellungnahme LDA

14 vom 28.5.2013

.im Rahmen der Beteiligung von Behdrden und
sonstigen Tragern o6ffentlicher Belange gem. § 4
Abs. 2 BauGB nimmt das Landesdenkmalamt auf
diesem Weg innerhalb der vorgesehenen Monats-
frist Stellung zum B-Plan 8-16a "Clay -Oberschule".
Nach Rucksprache mit dem Leiter des Referats
Inventarisation wird die Eintragung der auf dem
Gelande befindlichen Wirtschaftsbaracke des ehe-
maligen Zwangsarbeiterlagers Rudow, Kdpenicker
Stral3e 39-45 in die Berliner Denkmalliste vollzogen.
Damit ist das Objekt nachrichtlich als Denkmal in
den B-Plan zu ibernehmen.”

Kenntnisnahme
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Landesdenkmalamt 2. Stellungnahme LDA 34 vom 31.5.2013

“(...)beigefugt den aktuellen Text zur Denkmalbe-
deutung der Zwangsarbeiterbaracke Koépenicker Str.
45 in Neukdlln, Rudow. In der Begrindung zum
Bebauungsplan, Punkt 2.8, ist der 3. Absatz auf S. 6
und der 1. Absatz auf S.7 durch die neueren Kennt-
nisse, die in der beigefigten Denkmalerlauterung
beschrieben sind, Uberholt. Des weiteren bitte ich,
eine Bemerkung zur Schadstoffbelastung einzufi-
gen: Zur Schadstoffbelastung: Hier misste Uber-
pruft werden, welche der belasteten Materialien zur
Denkmalsubstanz gehdren. Als nachster Schritt
ware daher eine bauhistorische Dokumentation der
Baracke erforderlich. Anhang der E-Mail, Stand
vom 25.1.2013: Erlauterungen zum Vorliegen der
Merkmale eines Denkmals nach § 2 DSchGBIn vom
24.5.95 Grundstuck(e): Kopenicker Str. 45 (fruher
39-45), Neudecker Weg 16/22. In Berlin- Neukélin
Ortsteil: Rudow Bezeichnung: Zwangsarbeiterlager
Rudow (Februar 1941-26.4.1945) Gebaudetyp:
Wirtschaftsbaracke eines Zwangsarbeiterlagers
Bauzeit: 1941-1942 Architekt(en): Gartenarchitek-
ten: Bauherr: Arbeitsgemeinschaft Rudow Bau-
denkmal Bedeutungskriterien: geschichtliche Be-
deutung

Erlauterung der vorliegenden Denkmalbedeu-
tung:

Die ehemalige Wirtschaftsbaracke ist letztes erhal-
tenes Gebéude des Zwangsarbeiterlagers Rudow.
Sie wurde als modifizierter Typenbau (Fluko-
Baracke) erbaut zwischen Januar 1942 und vor dem
19.8.1942 und diente als Kuche vermutlich fir das
gesamte Lager. Sie ist vollstandig unterkellert und
war urspringlich ein Holzbau.

Das Zwangsarbeiterlager Rudow wurde Februar
1941 bis Juni/August 1942 in drei Bauabschnitten
von zehn, vier und sechs Holzbaracken zuziglich
Funktionsgebauden auf dem Geldnde der Deut-
schen Asbest Zement AG von der Arbeitsgemein-
schaft Rudow errichtet. Die Arbeitsgemeinschaft
war ein Zusammenschluss ortsansassiger und neu
zugezogener Firmen, die in die Ristungsproduktion
integriert waren. Die Mitglieder der Arbeitsgemein-
schaft Rudow, so u. a. das Flugzeugwerk Johannis-
thal und das Flugzeugreparaturwerk Rudow, arbei-
teten vor allem fir die Luftkriegsristung. Die Grin-
dung der Arbeitsgemeinschaft und der Bau des
Lagers erfolgten auf Anregung und unter Beteili-
gung des Rustungsbereichs Berlin IV. Auch die
Gestapo nahm 1943 Einfluss auf BaumalRhahmen
im Lager. Ab 18. April 1942 ging die Zustéandigkeit
fur Bauleitung und Genehmigung zum Lagerbau im
Grolsraum Berlin an eine neugegriindete Abteilung
beim Generalbauinspektor fir die Reichshauptstadt
Albert Speer Uber, von deren Baustab auch die
Wirtschaftsbaracke im Abschnitt Rudow Il vollendet
wurde. Zunéachst als Kriegsgefangenenlager gebaut
und genutzt, wurde das Lager vermutlich im Lauf
der Fertigstellung des Abschnitts Rudow Il im Juni
1942 zum Lager fir auslandische Zwangsarbeiter.

Kenntnisnahme. Die Begrindung wird entsprechend
erganzt.
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Wohl deshalb wurde 1942-43 der Baubestand um
weitere Funktionsgebdude erganzt (Wasch-, WC-
und erstmals Krankenbaracken).

Das Zwangsarbeiterlager Rudow I-lll z&hlte mit 20
Baracken fur 1500 Insassen zu einem der grof3en
Lager in Berlin. Bereits wenige Jahre nach Kriegs-
ende waren mit Ausnahme der Wirtschaftsbaracke
alle Bauten des Rudower Zwangsarbeiterlagers
verschwunden. 1953 stand nur noch die Wirt-
schaftsbaracke, die dank sténdiger Nutzung bis in
jungste Zeit heute das letzte Zeugnis des Zwangs-
arbeiterlagers Rudow ist. Dabei wurden im nordli-
chen Teil die Holzwande durch Massivwande er-
setzt.

Geschichtliche Bedeutung: Wahrend des Il. Welt-
krieges entstanden allein in Berlin mehrere tausend
Barackenlager fur Kriegsge-fangene und Zwangs-
arbeiter. lhre Gesamtzahl kann heute nur noch ge-
schatzt werden. In einer Liste des Hauptgesund-
heitsamts von 1942/43 sind 1012 Lager erfasst.
Diese Zahl dirfte bis Kriegsende noch deutlich ho-
her ausfallen. Bremberger schéatzt aufgrund eigener
Untersuchungen seit 2001, dass die Zahl im finf-
stelligen Bereich gelegen haben dirfte, darunter
mehr als 1000 Barackenlager. Haufig war auch die
Unterbringung in umgenutzten Geb&auden oder ein-
zelnen Baracken Ublich. Von den Barackenlagern ist
kaum mehr etwas erhalten. Wahrend die Forschung
laufend neue Quellen fir Zwangsarbeiterlager ent-
deckt, schwindet der erhaltene bauliche Bestand
rapide. Das spiegelt sich wider in der Berliner
Denkmalliste. Bisher sind darin nur drei Beispiele
vertreten. Die wenigen erhaltenen Zeugnisse ver-
dienen deshalb besondere Aufmerksamkeit. Die
Masse der Kriegsgefangenen und verschleppten
Zivilpersonen war Anfang 1942 zur Grundvoraus-
setzung fur die Wirtschaft, die Kriegfuhrung, den
ganz normalen Alltag geworden. Jede erhaltene
Zwangsarbeiterbaracke bezeugt, mit welcher Ver-
achtung sich das NS-Regime die dringend benétig-
ten Arbeitskréafte als bloRes Menschenmaterial ein-
verleibte und verschliss.

Gleichzeitig besitzen Zwangsarbeiterbaracken ar-
chitekturgeschichtliche Bedeutung. Die Masse der
Zwangsarbeiterbehausungen war das provisorische
Pendant zu den fir die Ewigkeit errichteten steiner-
nen Zeugen der NazigroBbauten. Ausgangspunkt
fur die Beschaffung von massenhaften auslandi-
schen Arbeitskraften war die Neugestaltung der
Reichshauptstadt mit ihren ungeheuren Baumas-
sen. Das Barackenbauprogramm wurde unter Agide
desselben GBI Speer genauso radikal und in nie
gekanntem Malstab organisiert wie das Programm
zur Neugestaltung der Reichshauptstadt und war im
Ruckblick seine Hauptbauaufgabe, nachdem das
Neugestaltungsprojekt durch den Krieg zum Erlie-
gen gekommen war. Schutzgutbezeichnung: Der
Denkmalschutz erstreckt sich auf: Baudenkmal.

Zu einem Bau- oder Gartendenkmal gehéren sein
Zubehor und seine Ausstattung, soweit sie mit die-
sem eine Einheit von Denkmalwert bilden.
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Dem Erlauterungsbogen ist ein Lageplan mit farbig

Ausschnitt Denkmalkarte Berlin
Eternitwerke (oben), blau umgrenzt: Baracke Zwangsarbeiterlager

Landesdenkmalamt 3. Stellungnahme von LDA14 vom 14.8.2013 (zum Abrissantrag vom

24.07.2013)

~Wirtschaftsbaracke des ehemaligen Zwangs-
arbeiterlagers Rudow

Ihr Schreiben vom 29.05.2013, Unser Gespréach
mit Thnen im Bezirksamt vom 19.06.2013

Ihr Abrissantrag vom 24.07.2013

Sehr geehrter Herr (...... ),

mit lhrem Schreiben vom 29.05.2013 haben Sie
dem Landesdenkmalamt einen Bericht "Untersu-
chung auf Geb&audeschadstoffe" des Ingenieurbiros
IFTU vom 4.4.2013 geschickt. Wir haben daraufhin
telefoniert und einen Gespréachsrunde vereinbart.
Der gemeinsame Gesprachstermin fand am
19.06.2013 in Ihrem Haus statt. Zu diesem Termin
haben Sie dem Landesdenkmalamt eine Uberarbei-
tete Fassung des Untersuchungsberichts Giberreicht.
Wir vereinbarten, dass es sowohl fir das Landes-
denkmalamt als auch fur den Bezirk Neukolln wiin-
schenswert ist, wenn die Ergebnisse der Schadstof-
funtersuchung von dritter Stelle durch einen Exper-
ten gegengelesen wird, um eine Plausibilitdtskon-
trolle zu gewahrleisten.

Inzwischen haben Experten der Abteilung V der
Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung und Umwelt
die Plausibilitat des vorgelegten Schadstoffgutach-
tens bestatigt. Das Landesdenkmalamt beabsichtigt
nicht, ein weiteres Gutachten zu beauftragen.

Das Gelande des ehemaligen Zwangsarbeiter-
lagers wurde, wie Sie aus der Besprechung vom
19.06.2013 wissen, inzwischen als archaologisches
Verdachtsgebiet ausgewiesen.

Insbesondere im Randbereich des ehemaligen La-
gers ist mit Abfallgruben zu rechnen, die Ruck-
schlisse auf die Herkunftslander und die Lebens-
verhaltnisse der Insassen zulassen, die nicht in den
Quellen zu finden sind. Bei einer archaologischen
Untersuchung misste auf diesen Bereich sowie auf
den Keller der ehemaligen zweiten Wirtschaftsbara-
cke besonderes Augenmerk gerichtet werden. Letz-

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und an
den Fachbereich Hochbau weitergeleitet.

Die Anforderungen fir die Bestandserfassung und die
Ruckbaudokumentation wurden abgestimmt und mit
Schreiben vom 18.9.2013 von UD dem FB Hochbau
mitgeteilt.

Die Begriindung wird entsprechend ergénzt.
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terer kdnnte womaoglich als authentischer Ort inte-
griert werden in ein noch zu entwickelndes Erhal-
tungs- und Vermittlungskonzept zur Aufarbeitung
der Geschichte an diesem Ort. Unabhéngig davon
werden archéologischen Belange in einem Bauge-
nehmigungsverfahren zu prifen sein.

Zur Beurteilung des Umgangs mit dem Baudenkmal
im Zusammenhang mit einer Neuord-
nung/Neubebauung des Grundstiicks sollten die
planungsrechtlichen Erfordernisse der in unserem
Gesprach angedeuteten Baufeldereintei-
lung/Baukorperanordnung bzw. die von Seiten der
bezirklichen Stadtentwicklung angefihrte einge-
schrénkte Flexibilitdét der Bebaubarkeit des Areals
noch einmal detailliert dargestellt werden. Vorbe-
haltlich einer Klarung der Schadstoffe im Boden,
musste eine arch&dologische Voruntersuchung Ori-
entierung zur Befundlage im Boden sowie zum Er-
haltungszustand der Reste des ehemaligen Lagers
im Boden geben. Eine archaologische Untersu-
chung wirde sich an der geplanten Stellung der
neuen Baukoérper ausrichten. Die archaologischen
Untersuchungen sollten auch zu lhrer Planungssi-
cherheit und wegen der Kosten nach dem Verursa-
cherprinzip moglichst im Vorfeld der geplanten Be-
bauung abgeschlossen werden. In Abwagung mit
dem offentlichen Interesse an einem Schulneubau
auf dem Gelénde des ehemaligen Arbeitslagers in
Neukdlin  stellt das Landesdenkmalamt seine
schwerwiegenden denkmalfachlichen Bedenken
gegen den Abriss des Baudenkmals zurlick. Die
Dokumentation des Abrisses der Baracke sollte so
umfanglich wie mdéglich erfolgen, ggf. auch unter
Einsatz verschiedener Medien, z.B. auch Film bzw.
Video. So konnte eine laufende/begleitende Abriss-
dokumentation wahrend der Abriss- und Grin-
dungsarbeiten der neuen Geb&ude spater auch fur
die Aufklarungs-, Erinnerungs- und Geschichtsarbeit
eingesetzt werden. Mdgliche Kooperationspartner
fiir ein solches Projekt, das im Ubrigen auch Vorbild
sein kénnte fir den Umgang und die Dokumentation
solcher Denkmaler der Zeitgeschichte und fiur die
Vermittlung der Zwangsarbeitertopographie in Ber-
lin, waren neben dem Stadtmuseum Neukolln zum
Beispiel die Filmhochschule und das Berliner Forum
fur Geschichte und Gegenwart. Eine griindliche
Dokumentation ist auch eine wichtige Grundlage fur
den auszulobenden Wettbewerb zur Neubebauung
des Areals, um zu gewéhrleisten, dass die Befunde
angemessen kommentiert und gewurdigt werden.”

Senatsverwaltung fir Wirtschaft, Technologie und Forschung vom 24.5.2013

.Im Vorfeld der Erarbeitung des Bebauungs-
planverfahrens 8-16a erfolgten umfangreiche Erér-
terungen und Abstimmungen zwischen dem Bezirk-
samt Neuk®olln von Berlin und der Senatsverwaltung
fur Wirtschaft, Technologie und Forschung. Im Er-
gebnis wurde im Rahmen einer Einzelfallentschei-
dung Einvernehmen dartber erzielt, dass im Be-
reich Kdpenicker StralRe / Neudecker Weg der Neu-

Im Baunutzungsplan werden angrenzende Grundsti-
cke als reines Arbeitsgebiet ausgewiesen, was weit-
gehend einem Industriegebiet im Sinne von § 9 der
Baunutzungsverordnung entspricht.

Einschrankungen des in einem Industriegebiet zulas-
sigen Storungsgrades ergeben sich im Bestand auf
Grund vorhandener schitzenswerter Wohn-
nutzungen westlich der Kanalstral3e, sudlich der Koé-
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bau der Clay-Oberschule errichtet werden kann.
Voraussetzung hierbei war und ist, dass die an-
grenzenden gewerblich / industriellen Nutzungen in
ihrem Bestand aber auch in ihren Entwicklungsmég-
lichkeiten nicht beeintrachtigt werden. ,Obwohl die
tatsachliche Bebauung noch nicht hinreichend be-
stimmt ist“ (vgl. Begriindung 3.4 Seite 27) bitte ich
diesen Aspekt durch entsprechende bauli-
che/technische Vorgaben bei der beabsichtigten
Realisierung des Neubaues der Clay-Oberschule zu
berticksichtigen. Hierbei missen m. E. nicht nur der
»status quo® sondern auch die potentiellen Méglich-
keiten des gewerblich/industriellen Umfeldes auf der
Basis des Baunutzungsplanes berticksichtigt wer-
den.”

penicker Stral3e sowie sudlich des Neudecker Weges.
Die geplante Festsetzung eines Standortes fur Ge-
meinbedarf fuhrt zu keinen zuséatzlichen Einschran-
kungen angrenzender Gewerbebetriebe.

Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung und

Umwelt VIII D 25 vom 13.5.2013

»ZU dem o.g. B-Plan(-entwurf) nehme ich fur die
Wasserbehérde des Landes Berlin (Ref. 1l D) wie
folgt Stellung: Gegen die Planungsziele bestehen
keine Einwande. Hinweis: Die teilweise Rickhal-
tung des Niederschlagswassers auf dem Grund-
stiick ist anzustreben. Sofern die Altlasten beseitigt
werden und ein Abstand zum Grundwasser von
mindestens 1,0 m eingehalten wird, kdnnen Nieder-
schlagswasser von Dachflachen direkt in den Un-
tergrund eingeleitet und von Fahr- und Parkflachen
Uber die belebte Bodenzone versickert werden.*

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und an
den Fachbereich Hochbau weitergeleitet.

Vorbereitungen und Ausflhrungsarbeiten zur Entsiege-
lung des Gelandes sowie eine vorlaufige Entwasse-
rungskonzeption sind bereits durch den Fachbereich
Hochbau durchgefihrt worden

Senatsverwaltung fir Finanzen ID 13 vom 26.7.2013 (neu)

I. An fachlichen Interessen sind aufgrund der Zu-
standigkeit fir 1. Dingliche Grundstlicksgeschéfte
(Nr. 6 Abs. 2 ZustKat) zu benennen: Keine Beden-
ken. 2. Haushaltswirtschaftliche Aspekte (vgl. Nr.6
Abs. 2 ZustKat): Nach Riicksprache mit der der
Abteilung Il der Senatsverwaltung fiir Finanzen bitte
ich folgende Anmerkungen/Anderungswiinsche zu
beriicksichtigen: Aus S. 63 der Begriindung ist
unter Nr. 3.1 die Angabe "Platz 13 der 25 Positio-
nen" zu &ndern in "Platz 9 der 30 Positionen".

Auf S. 64 ist ein neuer Absatz 3 mit folgendem
Wortlaut einzufiigen: "Nach Prifung der Gesamt-
kosten des Bedarfsprogramms (Schreiben der Se-
natsverwaltung fir Stadtentwicklung und Umwelt
vom 31.01.2013) betragen diese nunmehr 41.230
T€. dieser Betrag vermindert sich noch um die Kos-
ten fir die Errichtung der Stadtteilbibliothek, da die-
se und die Kosten fir den Umzug der Stadt-
teilbibliothek an den neuen Ort anderweitig und
nicht aus Mitteln fir die gezielte Schulzuweisung fur
die Clay-Oberschule zu finanzieren sind." Auf3er-
dem sollte auf den Seiten 29 und 63 des B-
Planentwurfs die Angaben beziglich des Sporthal-
lenbaus einheitlich mit "Vierfach- bzw. Vierfeld-
sporthalle" gemacht werden.

Il. Weitere origindre Aufgaben aufgrund fachgesetz-
licher Regelungen liegen hier nicht vor.

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und an
den Fachbereich Hochbau weitergeleitet. Die Begrin-
dung wird entsprechend aktualisiert
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Bezirksamt Treptow Képenick vom 23.5.2013

fur die Information des Bezirksamtes Treptow- | Kenntnisnahme.
Kdpenick als Nachbarbezirk danke ich Ihnen. Nach
Prufung der Unterlagen ist davon auszugehen, dass
die Belange des Bezirkes Treptow-Kopenick durch
die beabsichtigte Entwicklung eines Schuistandortes
am Neudecker Weg nicht beriihrt werden und dass
negative Auswirkungen auf den Bezirk durch die
Planung nicht zu erwarten sind. Ergédnzenden Anre-
gungen und Bedenken bestehen nicht.

Ergebnis:

Grundséatzliche Anderungen des Bebauungsplanentwurfs wurden auf Grund der Be-
hordenbeteiligung gem. 8§ 4 Abs. 2 BauGB nicht erforderlich. Das Planbild wurde zu-
nachst durch die nachrichtliche Ubernahme eines Baudenkmals zu erganzen.

Die Textlichen Festsetzungen wurden aktualisiert und in der TF 3 zunachst wie folgt
erganzt:

Innerhalb der Flache fiur Gemeinbedarf mit den Zweckbestimmungen Schu-
le / Sporthalle sind zum Schutz vor Larm und Luftschadstoffen Be- und Entliiftungs-
offnungen, die unmittelbar an die benachbarte Wohnbebauung der Képenicker Stra-
Re 31/33A sowie an die Koépenicker Stral3e grenzen nicht zulassig. Aufgrund von Be-

anstandungen und Hinweisen der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Um-
welt - [I C — wurde die textliche Festsetzung TF 3 zwischenzeitlich modifiziert.

Die Auswertung der Beteiligung der Behtrden und sonstigen Trager offentlicher Be-
lange gemanR § 4 Abs. 2 BauGB hat zu keiner die Grundzlige der Planung berthren-

den Anderung gefiihrt. Der Planung entgegenstehende Sachverhalte liegen nicht vor.

4.5 Beteiliqung der Offentlichkeit

Die offentliche Auslegung des Bebauungsplans 8-16a fand in der Zeit vom
18.11.2013 bis einschlief3lich 18.12.2013 statt.
Es gingen funf schriftliche Stellungnahmen, davon eine mit geringer Fristiberschrei-

tung:
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Stellungnahmen:

Abwégung des Fachbereichs Stadtplanung (Stapl)

1. Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung un

d Umwelt IX C31 Grundsatz- und Planungs-

angelegenheiten des Larmschutzes vom 20.11.2013:

»(-..)zu dem offentlich ausliegenden Bebauungspla-
nentwurf werden hinsichtlich verkehrsverursachter
Immissionen sowie zu den Aktionsplanen zur Luft-
reinhaltung und des Larms keine Hinweise gege-
ben.”

Kenntnisnahme.

2. Bezirksamt Treptow vom 5.12.2013

»(---)Nach Priifung der Unterlagen ist davon auszu-
gehen, dass die Belange des Bezirkes Treptow-
Kdpenick durch die beabsichtigte Entwicklung eines
Schulstandortes am Neudecker Weg nicht berthrt
werden und dass negative Auswirkungen auf den
Bezirk durch die Planung nicht zu erwarten sind. Die
Information zum Vorhaben wurde an das bezirkliche
Schulamt im Hinblick auf die kiinftige Beachtung bei
der Infrastrukturplanung (Schulentwicklungspla-
nung) entsprechend weitergeleitet. Erganzende
Anregungen und Bedenken bestehen nicht.”

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen.

3. Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung un

d Umwelt | B vom 26.11.2013

»(---)*Aufgrund der origindren Zustandigkeiten der
Referate | A und | B fiur die vorbereitende Bauleit-
planung (Nr. 8 Abs. 2 ZustKatAZG) &ufRern wir uns
zur Abstimmung der Bauleitplanung wie folgt zur

1. Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan und
Beachtung der regionalplanerischen Festlegungen
(textliche Darstellung 1)

Es ist hierzu folgendes vorzutragen: Der B-Plan 8-
16a ist aus den derzeitigen FNP Darstellungen nicht
entwickelbar.

Damit schnellstmdglich eine Anpassung des FNP im
Wege der Berichtigung nach 813a BauGB durchge-
fuhrt werden kann, bitten wir zeitnah nach Auswer-
tung dieser offentlichen Auslegung (vor BVV-
Beschluss) um Benachrichtigung, damit wir unse-
rerseits mit der notwendigen Senatsvorlage begin-
nen kdnnen.

2. Ubereinstimmung mit Stadtentwicklungspléanen
(auer Verkehr) und sonstigen eigenen themati-
schen und teilrdumlichen Entwicklungsplanungen
Es ist hierzu folgendes vorzutragen:

Siehe unsere Stellungnahme vom 2.5.2013."

Darin hiel es:

»(--)Aufgrund der originaren Zusténdigkeiten der
Referate | A und | B fur die vorbereitende Bauleit-
planung (Nr. 8 Abs. 2 ZustKatAZG) &ufRern wir uns
zur Abstimmung der Bauleitplanung wie folgt zur

1. Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan und
Beachtung der regionalplanerischen Festlegungen
(textliche Darstellung 1)

Es ist hierzu folgendes vorzutragen:

Wir weisen erneut darauf hin, dass nach Abschluss
der Tragerbeteiligung eine Benachrichtigung an uns
erforderlich ist, damit wir den notwendigen Senats-
beschluss herbeifiihren kénnen. Erst danach kann
der B-Plan festgesetzt werden.

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen.
SenStadtUm IB wird nach Beschlussfassung des Be-
zirksamtes Uber die Abwagung des Fachbereichs
Stadtplanung informiert.
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2. Ubereinstimmung mit Stadtentwicklungsplanen
(auBBer Verkehr) und sonstigen

eigenen thematischen und teilrdumlichen Entwick-
lungsplanungen Es ist hierzu folgendes vorzutra-
gen:

Eine Anpassung des EpB / Entlassung aus dem
EpB erfolgt nach Klarung der Sachfragen und nach
Anderung bzw. Berichtigung des FNP friilhestens
mit der nachsten Aktualisierung des StEP Industrie
und Gewerbe.“(Letzter Stand Mai 2011)

4. Landesdenkmalamt, LDA 241 vom 21.11.2013

~gegen die Aufstellung des vorstehenden B-Planes
bestehen seitens des LDA keine Bedenken."

Kenntnisnahme.

5. Berliner Landesarbeitsgemeinschaft Naturschutz e.V. BLN (BLN, des BUND (LV Berlin),
des NABU (LV Berlin), der Baumschutzgemeinschaft Berlin, der GRUNEN LIGA Berlin, der
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald (LV Berlin), des Naturschutzzentrums Okowerk Ber-
lin, der NaturFreunde (LV Berlin) und der Gbrigen BLN-Mitgliedsverbande) vom 18.12.2013

(eing. 20.12.2013)

»Zum B-Plan 8-16a mdéchten wir wie folgt Stellung
nehmen:

Da das Grundstick unweit der Rudower H6éhe und
der Ausgleichsflachen der Autobahn A 113 liegt,
bereits berdaumt und entsiegelt ist und voraussicht-
lich bis 2017 bleiben wird, muss die Flache vor
Baubeginn auf Vorkommen von Zauneidechsen und
Bodenbriitern untersucht werden. Sollte ein positi-
ver Nachweis erfolgen, muss der Baubeginn mind.
bis zum Ende der Brutsaison ausgesetzt und Malf3-
nahmen zur Sicherung von Tieren und deren Fort-
pflanzungsstatten bzw. zur Vermeidung eines Ver-
bottatbestandes ergriffen werden.

Die zwischenzeitlich angelegten Sickerrigolen sind
regelmaRig auf moégliche gefangene Tiere zu unter-
suchen und bei gehduftem Auftreten dessen sind
SicherungsmalBnahmen gegen Hineinfallen solcher
Individuen vorzunehmen.

Da das Grundstlck bereits beraumt ist, kann keine
Aussage Uber ggf. ehemals vorhandene Sommer-
oder Winterquartiere von Fledermé&usen in den da-
mals leer stehenden Geb&uden getroffen werden.
Leider wird keine Aussage Uber die Zukunft des
ehemaligen Schulstandortes Lipschitzallee 25 ge-
troffen. Ggf. konnte das Grundstick als Grinflache
gesichert werden. ,Die Einbeziehung der Auf3en-
sportanlagen fir eine auBerschulische Nutzung wird
nicht in Betracht gezogen.” Diese Festlegung / Aus-
sage bedauern wir, da durch die Mdglichkeit einer
auBerschulischen Nutzung der Bedarf an Sport- und
Freizeitstatten und damit eine Neuversiegelung von
Flachen in der ndheren Umgebung verringert wer-
den konnte. ,Zur Verbesserung der ErschlieRungs-
situation fur das Industrie- und Gewerbegebiet Ka-
nalstral3e, ndrdlich des Geltungsbereichs, ... wird
der Ausbau der August-Froehlich-Stra3e in einer
Ausbaubreite von 10,5 m auf 16,5 m bertcksichtigt.”
Diese Aussage ist fur uns unverstandlich, da die
ErschlieBung des o. g. Industrie- und Gewerbege-

Rechtzeitig vor Baubeginn werden die artenschutzre-
levanten Erfordernisse gepruift.

Die Hinweise wurden an den Fachbereich Hochbau
sowie das Umwelt- und Naturschutzamt weitergeleitet.

Die Obere Naturschutzbehdérde (SenStadtUm | E)
wurde am Bebauungsplanverfahren beteiligt. Es lie-
gen keine Hinweise vor, die ein weitergehendes ar-
tenschutzrechtliches  Untersuchungserfordernis im
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens begriinden.

Die Anlage von Sickerrigolen sowie etwaiger Siche-
rungsmalnahmen sind nicht Regelungsgegenstand
des Bebauungsplanes.

Kenntnisnahme.

Im Zusammenhang mit dem Bebauungsplanverfahren
8-16a wurden ausschlie3lich Asphaltflachen (ehem.
ungedeckte Materiallagerflachen) entfernt, so dass
dies mit keinen Auswirkungen auf die Lebensraume
von Flederm&usen verbunden war.

Aussagen zum ehemaligen Schulstandort Lip-
schitzallee 25 sind nicht Gegenstand dieses Bebau-
ungsplanverfahrens.

Es besteht kein Regelungsbedarf im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens zur Zuléssigkeit einer au-
Rerschulischen Nutzung der Auf3ensportanlagen. Die
Begrindung wird in Pkt. I11.3.1 entsprechend erganzt

Zum Ausbau der August-Froehlich-Stral3e:

Aus der Textlichen Festsetzung Nr. 6 geht hervor,
dass die Einteilung der StraRenverkehrsflachen nicht
Gegenstand der Festsetzung ist. D.h. es werden kei-
ne konkreten Ausbauvorgaben im Bebauungsplan
gemacht. Fir eine sichere verkehrliche ErschlieRung
ist jedoch eine Verbreiterung der o6ffentlichen Ver-
kehrsflache erforderlich. Wie unter Kap. Ill 3.5 bereits
erwahnt wurde, sollte aus Griinden der Verkehrssi-
cherheit der Ausbau der August-Froehlich-Strale in
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bietes bereits sehr gut Uber die Kdopenicker StralRe /
Kanalstrae direkt zur Rudower StralBe und zur
Autobahn A 113 vorhanden ist.

Sinnvoller wére es die August-Froehlich-StralRe mit
einem extrabreiten Rad- und Gehweg incl. Parkta-
schen auszustatten, damit die Schiler sicher die
Schule bzw. Sporthalle erreichen kénnen und brin-
gende Eltern den Verkehr in der Képenicker Stral3e
und im Neudecker Weg durch falsches Halte- /
Parkverhalten nicht behindern.

Im Zuge dieses Ausbaus kénnte die vorhandene
Baum- / Strauchvegetation einbezogen werden und
musste bei Beseitigung nicht ausgeglichen werden.
Gleichzeitig hatte das den Vorteil der Schallreduzie-
rung fur die Anwohner der August-Froehlich-Stral3e
sowie der hoheren Schadstoffreduzierung durch
altere grol3kronige Baume und bereits integrierte
Straucher und dem Erhalt von Brutstatten.

Beziglich der Bindung von Schadstoffe und Staub-
emissionen aus Kohleheizkraftwerk und verkehrli-
cher Situation ware eine Festlegung von Dachbe-
griinung hier besonders wichtig. Zumal es nicht nur
Okologische sondern auch wirtschaftliche Vorteile
(z.B. Heizkosten) hatte.

Fur die geplanten Anpflanzungen an der 6stlichen
Grundstiicksgrenze fordern wir eine Pflanzliste. Da
aufgrund der Nahe zu den A- und E-Flachen der A
113 sowie der Rudower Héhe und bei Flachen des
Gemeinbedarfs die Verwendung gebietsheimischer
Pflanzen maf3geblich ist.

einer Breite von 10,5 m auf 16,5 m berlcksichtigt
werden. Hierdurch wird der bedarfsgerechte Ausbau
fur FuBganger und Radfahrer gemafl der Ausfiih-
rungsvorschriften zu 8§ 7 des Berliner StralRengeset-
zes Uber Geh- und Radwege (AV Geh- und Radwege)
vom 16. Mai 2013 planungsrechtlich erméglicht

(siehe Begrundung unter Kap.lll 3.5).

Im Rahmen der Entwurfsplanung fir die August-
Froehlich-StralRe ist auch Uber die mogliche Einbezie-
hung der vorhandenen Baum- / Strauchvegetation zu
entscheiden.

Fur die Festsetzung von Dachbegriinung gibt es kein
stadtebauliches Erfordernis, jedoch wird sie durch den
Bebauungsplan nicht ausgeschlossen und kann als
Hinweis flr die Ausschreibung des Wettbewerbs auf-
genommen werden. Die Weiterleitung an das zustéan-
dige Fachamt ist erfolgt (s.0.).

Im Ubrigen wurde das ehemalige Kohleheizwerk be-
reits um 2002 abgerdaumt und durch ein Holzheiz-
kraftwerk abgel6st, was nach Angaben des Betreibers
zu einer jahrlichen CO2-Minderung von ca. 235.000 t
Kohle/Jahr flihrte.

Zu Pflanzliste:

Eine Pflanzliste hat Empfehlungscharakter und soll
insbesondere private Bauherren und Grundstiicksei-
gentumer bei der Auswahl der Pflanzen unterstitzen.
Sie als Hinweis in den Bebauungsplan aufzunehmen,
ist in diesem Fall nicht erforderlich, da es sich hier um
ein Offentliches Vorhaben handelt und die konkrete
Gestaltung der Flachen zum Anpflanzen mit der zu-
standigen Naturschutzbehdrde abgestimmt wird.

Ergebnis:

Vier Behdrden und sonstige Trager offentlicher Belange sowie ein Verein haben An-

regungen und Hinweise vorgebracht, die im Rahmen der Abwégung behandelt wur-

den. Im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung wurden keine Belange geltend ge-

macht, die eine Anderung der Planungsziele zwingend erfordern. Die Abwagung der

im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung geauRerten Stellungnahmen fiihrt daher zu

keinen Anderungen der geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes.
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4.6 Erste Rechtskontrolle

Mit Schreiben vom 8.Mai 2014 teilte die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und
Umwelt Abt. Il C im Rahmen der Rechtskontrolle mit, dass der Bebauungsplan 8-16a
nicht festsetzbar sei und beanstandete folgende Punkte:

1. Verstol3 gegen § 23 Abs. 3 BauNVO: Mit der Festsetzung der Linien zur Abgren-
zung des Umfangs von Abweichungen in diesem vorgesehenen Ausmal} sei der
Sinn des § 23 Abs. 3 BauNVO verkannt worden. Anerkannt in der Rechtspre-
chung sei ein Abweichungsbefugnis nur flr ein Vor- oder Zurtcktreten von Ge-
baudeteilen, jedoch nicht fir die komplette bauliche Anlage. Die Ausnahmen
muissen im Bebauungsplan vorgesehen und nach Art und Umfang bestimmt wer-
den. Es genuige nicht nur in Verbindung mit dem Larmschutz in der (textlichen)
Festsetzung Nr. 4, dass diese Ausnahme ausnahmsweise zugelassen werden
kobnne.

zu 1.: Die Linie zur Abgrenzung des Umfangs von Abweichungen wird gestrichen

(zur Larmkonfliktbewéltigung siehe zu 3.).

2. Zur textlichen Festsetzung Nr. 3: Da im Bebauungsplan die 6stliche Baugrenze in
der Flache fur Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung ,Schule/Sporthalle” in ei-
nem Abstand von 13 m zu den Grundstiicken der benachbarten Wohnbebauung
Kopenicker StralRe 31/33A festgesetzt werden soll, kdnne sich auch keine Be-
und Entluftungsoffnungen ergeben, die unmittelbar an diese Grundsticksgrenze
angrenzen. Die textliche Festsetzung sei entsprechend zu konkretisieren.

zu 2.: Die textliche Festsetzung Nr. 3 wurde entsprechend der Beanstandung Nr. 2

wie folgt geandert: ,Innerhalb der Flache fir Gemeinbedarf mit den Zweckbestim-

mungen Schule / Sporthalle sind zum Schutz vor La&rm und Luftschadstoffen Be- und

Entluftungsoffnungen, die unamittelbaran-die zur benachbarten Wohnbebauung der

Kdpenicker Stral3e 31/ 33A sowie an die Kopenicker StralRe orientiert sind, nicht

zulassig.

3. Larmschutzsicherung: Die Abwagung lege nicht nachvollziehbar dar, wie die
Larmbelastung durch Verkehrslarm entlang der August-Froehlich-Stral3e und ent-
lang des Neudecker Wegs bewaltigt wirde. Die Beurteilungspegel betriigen 62
dB(A) bzw. 67 dB(A), wobei in der Abwagung von Orientierungswerten am Tag
von 55 dB(A) ausgegangen wurde. Die vorgesehene Baufensterausweisung min-
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dere nicht die Belastung entlang der August-Froehlich-Stral3e. Der Gutachter hat-
te, da die Orientierungswerte an den Strafl3en zugewandten Fassaden tUberschrit-
ten werden, passive SchallschutzmafRnahmen empfohlen. Sollten diese méglich-
erweise nicht erforderlich sein, weil aufgrund anderer Vorschriften (z. B. durch die
Energiesparverordnung) diese Bedingungen erflllt wirden, sei dies in der Abwa-
gung darzulegen.
Ferner solle als Voraussetzung der Nachvollziehbarkeit der Abwagung aus der
Begriindung hervorgehen, welches Baugebiet fur die Heranziehung der der Orien-
tierungswerte zugrunde gelegt wurde. Da der Bebauungsplan Flachen fur Ge-
meinbedarf festsetzt und diese in der DIN 18005, Beiblatt 1 typischerweise kein
eigenstandiges Baugebiet bilde.
Die aul3erschulische Sportnutzung sei durch den Bebauungsplan (siehe Hand-
buch der verbindlichen Bauleitplanung A 8 10 ,Doppelnutzung) und nicht durch
die Schul- und Sportverwaltung zu regeln (Seiten 22 und 48 der Begriindung).
Die textlichen Festsetzungen Nr. 4 und 5 ertbrigen sich mdglicherweise, da mit
einem angemessenen Baufenster die Uberbaubare Flache bestimmbar bzw. nach
Ausraumung der Beanstandungen entsprechend anzugleichen sei.
zu 3.:
Das Immissionsschutz — Gutachten tber die schalltechnische Untersuchung vom der
Acoustic Consulting Bernhard Marx ACBM vom 28.2.2012 wurde entsprechend der
Hinweise aus der Rechtskontrolle Gberarbeitet und von der SAB (Scholz Akustikbera-
tung vom 10.9.2014 neu erstellt. Aus dem Ergebnis dieses Gutachtens (siehe Aus-
fuhrungen unter 11l 3.4) resultierten folgende Anderungen:
Die Darstellung der Abgrenzung des Umfangs von Abweichungen im Planbild sowie
die textliche Festsetzung Nr. 4 wurden entsprechend der Beanstandung Nr. 1 ersatz-
los gestrichen.
Das Erfordernis Schall absorbierender MaRRnahmen der textliche Festsetzung Nr. 5)
wurde gutachterlich bewertet und entféllt, da die schallabsorbierende Ausbildung der
Fassade des geplanten Schulgebaudes durch Verschiebung der Baugrenze keine
relevante Erhdhung der Verkehrslarmbelastung durch Reflexionen an den bestehen-
den Wohngebauden erwarten lasst.
Unabhangig davon, dass durch die Neufestlegung der Baugrenzen eine ausreichen-
de Larmschutzwirkung erzielt wird und auf passive Schallschutzmalinahmen wie der

Errichtung von Fenstern in Festverglasung fur Aufenthaltsraume (bisher textliche
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Festsetzung Nr. 4), verzichtet werden kann, soll die Schule unter Einhaltung der Vor-
gaben der Energieeinsparverordnung (EnEV) und dem geplanten Niedrigenergie-
standard mit einer maschinellen Zu- und Abluftanlage ausgestattet werden, so dass
ein Schulbetrieb auch ohne die Notwendigkeit einer Offnung der Fenster moglich
ware. Festverglasung wurde seitens der Schulverwaltung aus Griunden der Zweck-
mafigkeit sowie aus psychologischen Grinden abgelehnt.

Die textlichen Festsetzungen Nr. 4 und 5 hatten folgenden Wortlaut:

Nr. 4.:

Zum Schutz vor L&rm konnen innerhalb der Flache fur Gemeinbedarf mit den
Zweckbestimmungen SCHULE UND STADTTEILBIBLIOTHEK bauliche Anlagen
die Baugrenze bis zur Linie der Abgrenzung des Umfangs von Abweichungen
uberschreiten, wenn die Fenster der zu den Stral3enverkehrsflachen sowie der
zum Grundstiick Neudecker Weg 6 ausgerichteten Aufenthaltsrdume in Festver-
glasung ausgefuhrt werden. Die Beluftung dieser RAume ist so anzuordnen, dass
diese von der larmabgewandten Seite erfolgt.
Gebaude mit Raumen die nicht dem Aufenthalt dienen, kdnnen generell bis zur
Linie der Abgrenzung des Umfangs von Abweichungen zugelassen werden.
Es sind auch andere als die im ersten Absatz aufgefihrten MaRnahmen mdglich,
wenn eine gleichwertige Wirkung zur La&rmminderung erreicht wird.

Nr. 5.:

Zum Schutz vor Larm sind innerhalb der Flache fir Gemeinbedarf mit den
Zweckbestimmungen SCHULE UND STADTTEILBIBLIOTHEK die Fassaden ent-
lang des Neudecker Wegs zwischen der Linie zur Abgrenzung des Umfanges von
Abweichungen und der Baugrenze schallabsorbierend zu errichten.
Aufgrund der Streichung riicken die nachfolgenden textlichen Festsetzungen ent-
sprechend auf. Die gednderten Textlichen Festsetzungen sind im Anhang dieser Be-
grindung aufgefuhrt.
Die Begrindung zum Bebauungsplan wurde entsprechend der genannten Anderun-
gen angepasst.
Die Anderungen erfolgen mittels eines Deckblatts vom 24.9.2014. Die erneute Betei-
ligung der Offentlichkeit erfolgt mit Einschrankung des Beteiligungszeitraums gem.
§ 4a (3) BauGB mit paralleler Information bzw. Beteiligung der (betroffenen) Behor-

den und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange.

4.7 Sonstige Anderungen nach der ersten Rechtskontrolle

Als weitere Anderung wurde die Zweckbestimmung innerhalb der stidlichen Gemein-
bedarfsflache geandert, da die urspriinglich am Schulstandort vorgesehene Stadt-
teilbibliothek nunmehr im alten Rudower Dorfkern errichtet werden soll. Somit be-
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steht kein Planerfordernis zur Festsetzung einer Stadtteilbibliothek. Die Zweckbe-
stimmung ,STADTTEILBIBLIOTHEK" wurde entsprechend im Planbild gestrichen.

4.8 Erneute Beteiligung der Behdérden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange gemal 8 4a Abs3i.V. mit 8 3 Abs.2 BauGB

Fur den Bebauungsplanentwurf 8-16a wurden die Behodrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange (T6B) am 7.11.2014 von der erneuten Auslegung in Kenntnis
gesetzt. Ihnen wurde mitgeteilt dass der Bebauungsplanentwurf ab 10.11.2014 unter:
www.berlin.de/ba-neukoelln/verwaltung/bebauungsplaene/bplan.html einsehbar ist.
Die Behdrden und Trager offentlicher Belange, einschlief3lich der Abteilungen bzw.
Amter im BA Neukodlin deren Aufgabenbereich durch die Anderungen der Planung
bertihrt wurden aufgefordert, ihre Stellungnahmen nur zu den geénderten oder er-

ganzten Teilen innerhalb von 14 Tagen zu aul3ern.

Folgende Stellungnahmen wurden vorgebracht:

Stellungnahme der T6B Abwégung des Fachbereichs Stadtplanung

Stapl, Untere Denkmalschutzbehotrde, 18.11.20014

»nachfolgend méchte ich auf die Begriindung zu 0.g. | Begriindung wurde redaktionell aktualisiert
B-Plan eingehen:
Pkt. 2.8S.8

o .wurde vom Hochbauamt empfohlen, die

Baracke abzubrechen und fachgerecht zu

entsorgen. Dem Abrissantrag des Hochbauamtes

wurde von Seiten des Landesdenkmalamtes

stattgegeben.
o Die Baracke wurde Ende Oktober 2014
abgetragen. Ein Gebauderelikt wurde

fachgerecht geborgen (s. Fotodokumentation).
Die Schadstoffbelastung ist hinsichtlich der
Lagerung im Depot des Landesdenkmalamtes
unbedenklich (s. Gutachten). Fur einen Einbau in
den Gedenkort der kinftigen Schule muss im
Planungsprozess ein Konzept erbracht werden.

o Fur die Erstellung eines Gedenkortes sollten
Institutionen einbezogen werden, die
Zwangsarbeit erforschen und Erfahrungen in der
Vermittlung dieses Themas besitzen.

o ... beauftragte der Bezirk das Arch&aologiebiro
archaeofakt ...

o Das Landesdenkmalamt beauflagte, die
bronzezeitlichen Grabungsfunde vor Baubeginn-
und die Uberreste des Splitterschutzgrabens
baubegleitend zu bergen (s. Stellungnahme)*

Senatsverwaltung flr Stadtentwicklung und Umwelt Referat IX C - Immissionsschutz vom
18.11.2014

.“ zum vorliegenden Stand der Planung und zum Kenntnisnahme
Bebauungsplanentwurf werden hinsichtlich vom Ver-
kehr verursachter Immissionen keine weiteren Hin-
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weise gegeben. Auch kann die Abwagungsentschei-
dung des Bezirks zum Umgang des Heranriickens
an andere sensible Nutzungsarten nachvollzogen
werden.”

SE FM FB Objektmanagement OM 2

.Im Hinblick auf die erneute Tragerbeteiligung beste- | Kenntnisnahme
hen aus gurndsticksverkehrlicher Sicht keine Be-
denken gegen die weitere Durchflihrung des verfah-
rens.”

Senatsverwaltung flr Stadtentwicklung und Umwelt IB 17, 14.11.2014

.Im Rahmen der erneuten o6ffentlichen Auslegung Begriindung wurde entsprechend geandert
wird von uns folgender Hinweis zum Begrin-
dungstext gegeben: In der Begriindung steht unter
Punkt 2 ( Entwickelbarkeit aus dem FNP), dass die
Berichtigung in der néchsten Planzeichnung zur
Neubekanntmachung des FNP ibernommen wird.
Diese Aussage ist nicht ganz richtig, da der B-Plan
zuvor erst festgesetzt werden muss und erst dann
kann die FNP-Berichtigung in die darauf folgende
Neubekannmachung Ubernommen werden. Bitte
schreiben Sie daher folgende Formulierung: Nach
Abschluss des Verfahrens wird die FNP-Berichtigung
in die Planzeichnung des Flachennutzungsplans

Ubernommen.”
Umwelt- und Naturschutzamt UmNAt 14 / UmNAt 1l 1 vom 21.11.2014
LAltlasten und Bodenschutz Kenntnisnahme

Der Sachstand zu Altlasten und die gegebene Emp-
fehlung fur kiinftige Vorhaben wurden in die Begriin-
dung zum Bebauungsplan aufgenommen (s. Stel-
lungnahme des Umwelt- und Naturschutzamtes vom
19.09.2013)"

Ergebnis:

Von den oben aufgefihrten Behdrden und sonstigen Tréagern offentlicher Belange
wurden Anregungen und Hinweise vorgebracht, die redaktionelle Anderungen und
Aktualisierungen in der Begriindung erforderlich machten. Es wurden keine Belange

geltend gemacht, die eine Anderung der Planungsziele erforderten.

4.9 Erneute eingeschréankte Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 4a
Abs3i.V. mit 8 3 Abs.2 BauGB

Vom 10.11.2014 bis einschlief3lich 21.11.2014 wurde eine erneute Beteiligung der
Offentlichkeit zum Bebauungsplan durchgefiihrt. Diese wurde auf einen Zeitraum von
zwei Wochen angemessen verkirzt.

Zugriffe auf der Internetseite des Bezirks fur den Bebauungsplan lagen in diesem
Zeitraum bei 90 Besuchern.

Dazu gab es eine schriftliche Stellungnahme eines Vereins. Dieser hat in seiner Stel-

lungnahme vom 21.11.2014 bis auf die Einleitung, in der geschrieben wurde, dass
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die Anmerkungen und Hinweise aus der Stellungnahme vom Dezember 2013 aus
dem Grund wiederholt wirden, da nicht auf sie eingegangen worden sei bzw. diese
nicht kommentiert worden seien. Da Hinweise mit gleichen Wortlaut vorgebracht
wurden und diese bereits im Rahmen der Abwagung zur Offentlichkeitsbeteiligung
behandelt und abgewogen bzw. kommentiert wurden (vig. Il 4.5) und zu den geén-
derten und ergénzten Teilen keine Stellungnahme abgegeben wurde hier sind keine
weiteren Belange zu beachten.

Ergebnis:

Im Rahmen der erneuten Offentlichkeitsbeteiligung wurden keine Belange geltend
gemacht, die eine Anderung der Planungsziele erforderten und somit zu keinen wei-

teren Anderungen der geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes.

5 Abwéagung der 6ffentlichen und privaten Belange

Im Rahmen der Abwégung von Stellungnahmen wurde den Belangen des Bildungs-
wesens Vorrang vor den Belangen der Wirtschaft eingeraumt, eine unzumutbare Be-
eintrachtigung der Belange der Wirtschatt ist nicht erkennbar und wurde im Rahmen
der Abwagung gem. 8 3 Abs. 2 BauGB auch nicht geltend gemacht. Die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse sowohl fiir die Nutzer des
Gemeinbedarfsstandorts als auch fir Anwohner angrenzender Grundstiicke bleiben
gewahrt, unzumutbare umweltbezogene Auswirkungen insbesondere auf den Men-
schen und seine Gesundheit sind nicht zu erwarten.

Die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege werden in der Ausfih-
rungsplanung angemessen bericksichtigt. Die geplanten Festsetzungen stehen im
Ubrigen den Belangen des Denkmalschutzes nicht entgegen.

Die im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens geltend gemachten privaten Belange
stehen den geplanten Festsetzungen nicht entgegen, eine adaquate wirtschaftliche
Ausnutzung benachbarter Gewerbegrundstiicke ist weiterhin gegeben.

Die Belange des Artenschutzes sind im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens

zu bertcksichtigen.
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IV Auswirkungen der Planung

1 Auswirkungen auf die Umwelt

1.1 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Bis auf eine ca. 800 m2 gro3e Flache auf dem Grundstick, die Stral3e 18S und die
Flache der Baum- und Geholzreihe entlang der August-Froehlich-Stral3e war der

Geltungsbereich fast vollstandig versiegelt.

Nutzung Bestand / m2 Planung / m2
Gewerbeflache 37.817 -
Gemeinbedarfsflache - 35.900
StralBenverkehrsflache 7.667 9.584
Geltungsbereich 45.484 45.484

Mogliche Eingriffe in Natur und Landschaft, welche die Leistungsfahigkeit des Natur-
haushalts beeintrachtigen kdnnten, sind zu vermeiden.

Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten bei Bebauungsplanen der Innenentwicklung
Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im
Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder
zulassig. Da das Verfahren des Bebauungsplanentwurfs 8-16a nach § 13a BauGB
durchgefuhrt wird, gelten mogliche Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Be-
bauungsplanes zu erwarten sind, als vor der planerischen Entscheidung erfolgt bzw.
zulassig (8 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). Daher wird auch von der Umweltprifung bzw.
dem Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB gemaf 8§13 Abs. 3i. V. m. § 13a Abs. 2
Nr.1 BauGB abgesehen. In rechtlicher Hinsicht wird kein Eingriff in Natur und Land-
schaft gemafl § 1a BauGB i. V. m. § 18 BNatSchG begriindet.

Da sich durch die geplanten Festsetzungen das rd. 36.000m2 groRe Gelande von
einem nahezu voéllig versiegelten Gewerbegebiet zu einem Schulstandort mit
ca. 13.240 m? Nettobauflache sowie einer planungsrechtlich méglichen Grundflache
von ca. 18.000 m2 entwickelt, ist im Ubrigen insgesamt von einer Verbesserung der
naturrdumlichen Situation auszugehen, so dass auch in tatsachlicher Hinsicht mit

keinem Eingriff in Natur und Landschaft zu rechnen ist.
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1.2 Boden

Altlasten innerhalb des Geltungsbereichs
Aus der Stellungnahme des Umwelt- und Naturschutzamtes vom 19.9.2013

Allgemeines:

Ein groBer Teil des Planungsgebietes liegt auf Flachen, welche im Bodenbelas-
tungskataster (BBK) aufgefuihrt sind. Es liegen Hinweise auf diverse frihere Nutzun-
gen vor.

Geologische Erkundungen weisen zum Teil flachendeckende anthropogene Auffll-
lungen auf.

Fur einige Flachen bestand der Verdacht auf verfillte Kiesgruben.

Weiterhin wurde auf Karten der Verlauf von Splittergraben/ Panzergrabenabschnitten
eingetragen. Diese wurden oftmals mit unbekanntem Material verfulit.

Kenntnisse zu den Katasterflachen im Einzelnen:

e Grundstuck Neudecker Weg 14-22, gespeichert unter BBK Nr. 13674

Aus einem im Umweltamt vorliegenden Gutachten mit orientierenden Untersuchun-
gen gehen fur das Grundstiick Neudecker Weg 16-22 keine altlastenrelevanten Bo-
denverunreinigungen hervor. Es wurden allerdings bis zu 2,7m machtige Auffullun-
gen mit Bauschuttanteilen erbohrt. Aufgrund der ehemaligen Nutzungen kdnnen lo-
kale Bodenverunreinigungen nicht ausgeschlossen werden. Flachendeckende Daten
zu Boden und Grundwasser liegen dem Umweltamt nicht vor. Diese Flache wurde
vom Verdacht auf schadliche Bodenveranderungen oder Altlasten befreit.

e Grundstick Stral3e 18s, Nr. 9+10 gespeichert unter BBK Nr. 242

Es wurden Auffillungen von 1 bis 2,7m Machtigkeit (mit Bauschutt) erbohrt. Weitere

Auffillungen in bisher nicht untersuchten Bereichen kdnnen nicht ausgeschlossen
werden, da auch angrenzende Flachen von Auffillungsschichten tberdeckt sind. Es
erfolgte die Befreiung der Flache vom Altlastenverdacht hinsichtlich Grundwasser-

pfad.
e Grundstuck Stral3e 18s, Nr. 25 gespeichert unter BBK Nr. 398

Es wurden anthropogene Auffiillungen von 1 bis 2 m Machtigkeit erbohrt, welche
Bauschuttanteile enthielten. Untersuchungen des Bodens liegen nicht vor. Lokale

Belastungen des Bodens sind nicht auszuschlieRen. Es erfolgte die Befreiung der

Flache vom Altlastenverdacht hinsichtlich Grundwasserpfad.

Darstellung der neuesten Erkenntnisse aus den Gutachten vom Oktober 2012 und

August 2013: Zwischenzeitlich erfolgten im Planungsbereich eine Orientierende
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Baugrunduntersuchung (keine Bodenanalytik) und eine Orientierende umweltgeo-
technische Bodenuntersuchung (mit Analytik) durch das IngGeo Ing.-Biro Danny
Behm.

Die Gutachten vom 16.10.2012 und 20.08.2013 liegen dem Umwelt- und Natur-
schutzamt seit Mai bzw. August 2013 vor und wurden mit folgendem Ergebnis aus-
gewertet: Bei beiden Erkundungen wurden Aufflllungen von 0,2m bis maximal 2m
Méachtigkeit erbohrt. Es wurden Uberwiegend sandige Auffillungen angetroffen, nur
sehr vereinzelt wurden Betonreste bzw. Reste von RC Material erbohrt.

An den untersuchten Bohrpunkten wurden keine Hinweise auf das Vorhandensein
von verfillten Kiesgruben oder ehemaligen Splittergraben festgestellt.

Die untersuchten Proben aus den Auffillungsbereichen waren nahezu schadstofffrei.
Lediglich in 2 Bodenproben (Bohrung RKB 5 und RKB 6) wurde ein erhdhter Gehalt
an Quecksilber in der Eluatbestimmung gemessen. Die Herkunft dieser Belastungen
ist nicht bekannt, ist aber vermutlich auf die vorliegende Auffillung zuriickzuftihren.
Da der Untergrund vom Gutachter als nur bedingt tragfahig eingestuft wurde, ist von
einer Entfernung der Auffiillungsschicht auszugehen.

Zu erforderlichen Mal3nahmen fir eine sensible Nutzung

Vor der Realisierung der geplanten baulichen Veranderungen im Planungsbereich
empfiehlt das Umwelt- u. Naturschutzamt detaillierte Bodenuntersuchungen gemar
der Bundes-Bodenschutz-Verordnung (BBodSchV vom 12.07.1999), welche zuvor
mit dem Umwelt u. Naturschutzamt abzustimmen sind. Bei diesen Bodenuntersu-
chungen steht die geplante sensible Nutzung im Vordergrund. Dazu sind dann die
oberen 10 bzw. 30 cm des anstehenden Bodens gemal3 der BBodSchV zu untersu-
chen.

Vorsorgender Bodenschutz:

Der gesamte Planungsbereich ist als Unerheblichkeitsbereich gekennzeichnet. Hier
sind daher die allgemeinen Belange des Bodenschutzes zu bertcksichtigen.

Einschétzung der Planungsabsicht aus Altlastensicht:

Aus Altlastensicht bestehen gegen die Planungsabsichten grundsatzlich keine Ein-
wande. Sehr kleinrdumig vorhandene Bodenbelastungen kdnnen trotz der erfolgten
Bodenuntersuchungen nicht véllig ausgeschlossen werden. Dann wirden ggfs. er-
hohte Entsorgungskosten anfallen. Es werden Bodenuntersuchungen fur die Berei-
che mit einer geplanten sensiblen Nutzung nach der BBodSchV empfohlen, welche

zuvor mit dem Umwelt- u. Naturschutzamt abzustimmen sind. Aufgrund der erfassten
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Splittergraben konnen Kampfmittel nicht ausgeschlossen werden. Eine Abfrage
durch den FB Hochbau wurde Ende September 2013 veranlasst.
Niederschlagswasser

In der Stellungnahme der Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung und Umwelt VIII D
25 vom 13.5.2013 wurde darauf hingewiesen, dass sofern die Altlasten beseitigt
wurden und ein Abstand zum Grundwasser von mindestens 1,0 m eingehalten wird,
Niederschlagswasser von Dachflachen direkt in den Untergrund eingeleitet und von
Fahr- und Parkflachen Uber die belebte Bodenzone versickert werden kdnnen. Spe-
zielle Regelungen zur angestrebten Versickerung des Regenwasser wurden nicht
getroffen.

Im Zuge der Entsiegelung und Maflinahmen zur Versickerungsmadglichkeit des Re-
genwassers wurde ein Bodengutachten erstellt. Asphalt, Auffillung/-schittung, Beton
bis in 35 cm Tiefe, darunter Sande und Geschiebemergelablagerungen, ggf. Ge-
schiebelehm. Hochster Grundwasserstand im Januar 2011 lag bei ca. NHN+33,1 m.
Die Vorbereitungen und Ausfiihrungsarbeiten zur Entsiegelung des Gelédndes sowie
eine vorlaufige Entwasserungskonzeption sind bereits durch den Fachbereich Hoch-
bau durchgefiihrt worden.

1.3 Luft

In der Stellungnahme zur friihzeitigen Behdrdenbeteiligung des Umweltamtes Umb1,

Umcl, vom 16.6.2011 zum Immissionsschutz, wurde darauf hingewiesen, dass die
zwei sich in der Nahe des Plangebiets befindlichen Kraftwerke, nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedirftige Anlagen nach der Bundes-
Immissionsschutzverordnung (BImSchV) darstellen wirden und der Betrieb des
Holzheizkraftwerkes eine Anlage zur Verwertung / Beseitigung von gefahrlichen Ab-
fallen, mit Lagerkapazitaten fir 18.000 m2 Holz der Kategorien (Al-AlV) sei. Es wurde
empfohlen, die zustdndige Behorde, das LAGetSi, fur die genannten genehmigungs-
bedirftigen Anlagen sowie fir Gberwachungspflichtige Dampfkesselanlagen einzu-
beziehen. Eine gutachterliche Einschatzung zu den Immissionen von benachbarten
Gewerbe- und Industrieflachen sowie der Verkehrsaufkommen sollte vorgenommen
werden.

Das Landesamt fiur Arbeitsschutz, Gesundheit und technische Sicherheit (LAGetSi)

aul3erte sich folgendermalfien:
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~Zwischen dem Teltowkanal und der Kopenicker Stral3e befindet sich nordostlich des
Geltungsbereich auf im unmittelbaren Einwirkungsbereich zum Plangelande das
HHKW (Holzheizkraftwerk) ... . Gemal} der Stellungnahme des Landesamts fur Ar-
beitsschutz und technische Sicherheit vom 21.6.2011 wurde die Anlage mit Bescheid
vom 23.09.2002 nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes mit einer Feue-
rungswarmleistung von 251,6 MW (Megawatt) und den Brennstoffen Holz und Erd-
gas in einem foérmlichen Verfahren unter Beteiligung der Offentlichkeit genehmigt.
Die beiden Holzfeuerungen, in denen Holzhackschnitzel aus Frischholz und auch
Altholz (Abfallschlissel nach der Altholzverzeichnisverordnung) mit Ausnahme stark
belasteter Holzer (PCBIPCT, Quecksilber, Chlor) verfeuert werden durfen, sind tech-
nisch entsprechend den Vorschriften ausgeristet und werden kontinuierlich mess-
technisch Uberwacht, so dass eine Beeintrachtigung der Nachbarschaft durch Luft-
schadstoffe auszuschlief3en ist. Ferner werden vier Erdgasfeuerung betrieben, die
als unbedenklich einzustufen sind.”

Aufgrund der Hinweise durch das Umweltamt zu Feinstaub vom 20.10.2011 wurden
zusatzlich aktuelle Auskiinfte zur Luftbelastung im Umfeld des Geltungsbereichs vom
Landesamts fur Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin
(LaGetSi) eingeholt.

Dazu teilte das LAGetSi am 15.11.2011 erganzend mit:

.Hinsichtlich der Luftbelastung durch Schadstoffe aus den beiden Holzfeuerungen
und den vier Erdgasfeuerungen gibt es keine Beanstandungen, die vorgegeben
Grenzwerte werden sicher eingehalten.”

Einzelne Ausfihrungen waren in der Begrindung zur Behdrdenbeteiligung aufge-
fuhrt, sie ist Bestandteil der Verfahrensakte.

In der Stellungnahme zur Behordenbeteiligung des Umwelt- und Naturschutzamtes

vom 19.9.2013 wurde nochmals auf den unmittelbaren Einwirkungsbereich des
Plangebietes durch das Holzheizkraftwerk hingewiesen. Ferner wurde die Feuerung
mit Abfallhdlzern als gefahrlich eingestuft.

Messergebnisse des Holzheizkraftwerks in Bezug auf die Luftbelastung liegen der
zustandigen Behotrde, dem LaGetSi vor. Diese bestatigte in IThrem Schreiben vom
9.1.2012, dass die Anlagen seit der Inbetriebnahme 2002/2003 stérungsfrei liefen
und die Schadstoffkonzentration im Abgas kontinuierlich gemessen und aufgezeich-
net wirde. Ferner wurde dokumentiert, dass beztiglich der genannten Staubbelas-
tungen aus Anlieferung, Transport und Aufbereitung der Holzhackschnitzel vom Be-
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trieb entsprechende Nachbesserungen durchgeftihrt wurden.

Der im Rahmen der Behoérdenbeteiligung erfolgte Hinweis des Umwelt- und Natur-

schutzamts zum Abstandserlass von Nordrhein-Westfalen war fur den Bebauungs-
plan nicht zu verwenden. Die Anwendung des erstmals 1972 eingefuhrten Abstand-
serlasses ist fur das Land Berlin nicht einschlagig. Die darin aufgefiihrten Abstande
sind zur Anwendung bei raumbedeutsamen Planungen und Mafinahmen im Sinne
von 8 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz bestimmt.

Zum Vergleich der Gefahreneinstufung wird hier auf das Tanklager an der Stuben-
rauchstrale / Seidelbastweg in Rudow verwiesen, das als sogenannter Seveso-II-
Betrieb eingestuft und somit im Gegensatz zum HHKW, mit einem hoheren Gefahr-
dungspotenzial eingruppiert wurde. Das Ergebnis des Technischen Gutachtens vom
26.11.2012 zur Bestimmung angemessener Abstande im Sinne der Bauleitplanung
stellte fir das Tanklager, mit einer flachenspezifischen Strahlungsleistung von 1,6
kW/mz fir unterstellte Tankbréande, einen ausreichenden Radius von weniger als
100 m dar.

Das Holzheizkraftwerk gehort nicht zu den seitens der Senatsverwaltung fur Stadt-
entwicklung und Umwelt benannten Betriebsbereichen, die der sogenannten Seveso-
[I-Richtlinie unterliegen.

Vom Umwelt- und Naturschutzamt wurde darauf hingewiesen, dass aufgrund der

geringen Abstande zu den industriellen und gewerblichen Nutzungen im Falle von
dortigen Havarien (z.B. Staubexplosionen), Unféllen (z.B. mit Chemikalien) und
Branden (z.B. Trafobranden) Gefahrdungen fur Schiler und Lehrpersonal méglich
seien und daher Ansaugoffnungen fur Hallenbellftungen nicht in Richtung von In-
dustrieanlagen angeordnet werden sollen (siehe 111 3.4).

Einzelheiten zu Luftbelastungen sind unter | 3.10 (Umweltatlas) aufgefthrt.
1.4 Menschen

In Bezug auf Larmbelastungen wurde von SenStadtUm IX C 31 in der Stellungnah-
me vom 13.5.2013 darauf hingewiesen, dass solange in der Schule keine Wohnung
(z. B. fur Hausmeister) entsteht, aus Sicht des Anlagenlarms keine zuséatzliche Ein-

schradnkungen zu erwarten sind.
15 Tiere

Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck von Gebieten von gemeinschatftlicher Be-

deutung und europaische Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnatur-
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schutzgesetzes werden durch die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans
nicht berthrt.

1.6 Pflanzen

Auf der ehemals fast vollstandig versiegelten Flache des Gelandes selbst gab es nur
einen geringen Vegetationsbestand. Entlang der StrafRen sind im Laufe der Jahre
verschiedene Laubbaume herangewachsen. Ein Baumschutzgutachten wird von der
Unteren Naturschutzbehdrde erstellt.

Entsprechend der Baumschutzverordnung Berlin (BaumSchvVO vom 11.1.1982, zu-
letzt gedndert durch Verordnung vom 5.10.2007 (GVBI S.558) sind alle Einzelbaume
ab einem Stammumfang von 80 cm, flir mehrstammige bis 50 cm ab einer Hohe von
1,30 m geschiitzt. Dadurch ist sichergestellt, dass der Verlust geschitzter Baume bei
Fallung im Rahmen von Baumalnahmen ausgeglichen wird und negative Auswir-
kungen nicht zu erwarten sind. Ein erforderlicher Ersatz von Baumen wird von dem

zustandigen Fachbereich des Bezirksamtes Neukdlln geprift und festgelegt.
2 Auswirkungen auf die Wohnbedtrfnisse und Arbeitsstatten

Durch die Festsetzung von Gemeinbedarfsflachen wird das Plangebiet einer gewerb-
lichen Nachnutzung dauerhaft entzogen. Auf Grund vorhandener Baupotentiale im
Industrie- / Gewerbegebiet KanalstralRe sowie im nahegelegenen Wirtschafts- und
Wissenschaftsstandort Adlershof / Johannisthal sind hiermit keine negativen Auswir-
kungen auf Arbeitsstatten verbunden.

Im Ubrigen sind auch keine negativen Auswirkungen auf vorhandene Arbeitsstatten
zu erwarten. Die Wohnbedurfnisse der Bevolkerung werden angemessen beruck-
sichtigt, bebauungsplanbedingte negative Auswirkungen sind ebenfalls nicht zu er-
warten. Durch die planungsrechtliche Sicherung eines Gemeinbedarfsstandorts in-
nerhalb eines im Sekundarschulbereich ansonsten unterversorgten Ortsteils wird die
Wohnfunktion der Rudower Wohngebiete durch Verbesserung der Schulversor-

gungssituation vielmehr gestarkt.

3 Auswirkungen auf den Haushalt und die Finanz- bzw. Investitions-

planung

Das Bedarfsprogramm wurde im September 2012 bei der Senatsverwaltung fur

Stadtentwicklung und Umwelt eingereicht.
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3.1 MalRnahmen, deren Finanzierung gesichert ist

Schule und Sport

Die SchulbaumalRnahme befindet sich mit Stand vom 26.7.2013 auf Platz 9 der 30
Positionen umfassenden Dringlichkeitsliste der Senatsverwaltung fir Bildung, Wis-
senschaft und Forschung.

Nach Priufung der Gesamtkosten des Bedarfsprogramms (Schreiben der Senatsver-
waltung fur Stadtentwicklung und Umwelt vom 31.01.2013) betragen diese nunmehr
41.230 T€. Dieser Betrag vermindert sich noch um die Kosten von 1.300 T€ fur die
Errichtung der Stadtteilbibliothek, da diese an dem neuen Ort anderweitig und nicht
aus Mitteln fur die gezielte Schulzuweisung fur die Clay-Oberschule zu finanzieren
sind.

In der nachsten aufzustellenden Investitionsplanung 2015 — 2019 wird die Senats-
verwaltung fur Finanzen gemal ihrem Schreiben vom 9.1.2014 dem aktuellen Pla-
nungsstand entsprechend Gesamtkosten von 39.930 T€ bertcksichtigen.

Im Entwurf zur Investitionsplanung 2013 - 2017 (BVV-Beschluss vom 23.1.2013) be-
inhaltete die Hochbaumal3nahmen fir die Sekundarschule unter Kapitel 3702 — Titel
70108 die Errichtung des Neubaus als dringend erforderlich und unter dem Aspekt
der Wirtschaftlichkeit mit hoher Prioritét.

Es soll ein Schulneubau im Niedrigstenergiestandard bzw. Passivhausstandard unter
Anwendung des EEWarmeG (Erneuerbare-Energien-Warmegesetz) als ,Pilotprojekt
des nachhaltigen Bauens” mit 8-zlgiger Mittelstufe und 3-zligiger Oberstufe entste-
hen. Weiterhin ist der Bau einer Vierfach- bzw. Vierfeldsporthalle und von Sportfrei-
flachen vorgesehen. Fur die Errichtung des Neubaus steht das Grundstiick am Neu-
decker Weg / August-Froehlich-Stral3e / Képenicker Str. (Neukdlln-Rudow) mit ins-
gesamt ca. 36.000 m2 zur Verfugung, Grunderwerb ist nicht erforderlich.

Neubau der Kopenicker Stral3e von Kanalstral3e bis Hausnummer 26 ; 4212 — 73830
(Kapitel / Titel bis 2013); 3800 — 73830 (Kapitel / Titel ab 2014).

Gemal des intern am 24.1.2012 beschlossenen Haushaltsplans 2012/2013 liegt der
Stral3enabschnitt in einem Gewerbe- und Industriegebiet und soll in dem Abschnitt
des Bebauungsplanentwurfs 8-16a als Strafl3enverkehrsflache ausgewiesen werden.
Die Fahrbahn ist bis in den Untergrund zerstort und muss zur Aufrechterhaltung des
Wirtschaftsverkehrs dringend grunderneuert werden. Kleinflachige Ausbesserungs-

arbeiten sind nicht mehr mdglich und wirtschaftlich. Die Mal3nahme ist mit insgesamt
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570 T€ in den Haushaltsjahren 2013 und 2014 veranschlagt. Grunderwerb ist nicht
erforderlich.

Die von der Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung und Umwelt vorgegebenen Stan-
dardreduzierungen werden eingehalten. Folgekosten gehen ggf. zu Lasten der fur
diese Anlage veranschlagten Unterhaltungsmittel.

3.2 MalRnahmen, deren Finanzierunqg bereits erfolgt ist

Das Immissionschutz-Gutachten Uber die schalltechnische Untersuchung im Rabh-
men der Bauleitplanung fur die Gemeinbedarfsflache Neudecker Weg 14-22 wurde
aus Mitteln des Bezirkshaushalts des Fachbereichs Hochbau und die Ergédnzung
zum Verkehrslarm aus Mitteln des Fachbereichs Stadtplanung finanziert.

DarUber hinaus wurden ein Bodengutachten, die geotechnische Voruntersuchung
vom 16.10.2012 erstellt sowie eine Schadstoffuntersuchung des Bodens vorgenom-
men. Das Grundstick wurde entsiegelt, eingezaunt und die Abwasserleitungen vom

Nachbargrundstiick getrennt.

3.3 MaRRnahmen / Kostenrisiken, deren Finanzierung nicht gesichert ist

und deren Finanzierung zu sichern ist

e Umzug der derzeitigen Stadtteilbibliothek:
Die beabsichtigte Integration der Stadtteilbibliothek in den neuen Schulstandort war
finanziell nicht abgesichert. Da die anteiligen Kosten fur die Stadtteilbibliothek im
Rahmen der gezielten Zuweisung fur den Schulneubau nicht berlcksichtigt wurden,
hat das Bezirksamt am 20.5.2014 beraten und entschieden, aufgrund der Standort-
vorteile eine neue Bibliothek auf dem Grundstick Alt-Rudow 45 im Ortsteil Rudow
anzusiedeln.
Denkmalrechtliche Bestandserfassung und Ruckbaudokumentation der ehemaligen
Wirtschaftsbaracke
Als Fundpunkt fir NS-Archéologie wurden Kosten, die der Bezirk zu tragen hétte,
von etwa 300.000 € fur das Gelande kalkuliert. Auf Grund der aktuellen Entwicklun-
gen und des gutachterlich festgestellten Sanierungsbedarfs wird von einem Abriss
der Baracke ausgegangen (siehe dazu Kap. | 2.8 — Denkmalschutz).

e Verbreiterung der August-Froehlich-Stral3e:
Eine bereits geplante Verbreiterung der August-Frohlich-StraRe auf 16,5 m inklusive
Beleuchtung, Begleitgriin, Kreisverkehr, Radfahrstreifen, Neubau von Lichtsignalan-

lage, Regenkanal sowie Wasserversorgung und Verlegung der gesamten Leitungen
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(Flachenbedarf fur Stral3enerweiterung: 5.775 m?) wurde in dem Entwurf flr einen
Fordermittelantrag gem. Gemeinschaftsaufgabe zur ,Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur* (GA-Mittel) vom 4.3.2009 mit rund 2,7 Mio. € kalkuliert. Aufgrund
der nunmehr geplanten Umwidmung einer bisher gewerblich genutzten Brachflache

liegen die ursprunglichen Voraussetzungen fir eine Antragstellung nicht mehr vor.

4 Weitere Auswirkungen

Keine.
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V Verfahren
1 Altverfahren

Die Aufstellung des Bebauungsplanes 8-16 erfolgte mit BA-Beschluss Nr. 157/04
vom 9.11.2004 und wurde im Amtsblatt fir Berlin Nr. 33, S. 2475 ortsublich bekannt
gemacht. Der Bebauungsplan 8-16a wurde mit BA-Beschluss Nr. 87/07 vom
17.7.2007 aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplan 8-16 herausgetrennt, die

Bekanntmachung erfolgte im Amtsblatt fir Berlin Nr.34, S.2151.
2 Mitteilung der Planungsabsicht

Uber die Absicht, den Planinhalt und den Geltungsbereich des Bebauungsplans 8-
16a sowie das Verfahren gemald § 13a BauGB zu &ndern, wurden gemald 8§ 5 AG-
BauGB die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung 11IC sowie die Gemeinsame Lan-
desplanungsabteilung Berlin-Brandenburg GL 5.1 mit Schreiben vom 25.10.2010
informiert (siehe hierzu Pkt. Il 4.1 und 111 4.2).

3 Verfahren gem. 8 6 oder 8 7(1) AGBauGB

Das Bebauungsplanverfahren wird nach 8§ 7 Absatz 1 Nr. 2 AGBauGB weitergefuhrt,
da aus verkehrlicher Sicht Belange berthrt werden, die von Gesamtinteresse Berlins
sind. Teile des Neudecker Weges (als ortliche StraRenverbindung) und der August-
Froehlich-Stral3e (Ergédnzungsstralie) liegen im Geltungsbereich des B-Planes 8-16a.
Das Tiefbauamt hat Kenntnis dartber, dass bei Planungen, welche die Ubergeordne-
ten StraRen Neudecker Weg (Verbindungsfunktionsstufe 11I) und August-Froehlich-
Stral3e (Stufe V) berthren, die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Umwelt
VII B in das weitere Verfahren einzubeziehen ist.

4 Aufstellungsbeschluss

Der Bezirksamtsbeschluss, Vorlage Nr. 202/10, zur Planinhaltsanderung, zur Gel-
tungsbereichsreduzierung sowie zur Verfahrensumstellung gemaR § 13a BauGB er-
folgte am 14.12.2010, im Anschluss an den Bezirksamtsbeschluss Nr. 164/10 vom

5.10.2010 uber die neue Standortentscheidung.
5 Bekanntmachung Uber den Beschluss

Die Veroffentlichung erfolgte am 30.12.2010 im Amtsblatt von Berlin (S.2308).
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6 Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 13a (3) Satz 1 Nr. 2 BauGB

Da die Aufstellung des Bebauungsplans gemald § 13a BauGB als Bebauungsplan
der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren durchgefuhrt wird, wurde auf die
Durchfiihrung der frihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs.1, gem. § 13
Abs.2 Nr.1i. V. m. § 13a Abs.2 Nr.1 BauGB, verzichtet.

Die Offentlichkeit erhielt jedoch Gelegenheit, sich in der Zeit vom 6. Juni 2011 bis
einschliel8lich 17. Juni 2011 im Bezirksamt Neukdlln von Berlin, Amt fur Planen,
Bauordnung und Vermessung -Fachbereich Stadtplanung- Gber die allgemeinen Zie-
le und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung zu unterrichten
und zu dieser Planung zu auf3ern. Die Bekanntmachung erfolgte am 3.Juni 2011 im
Amtsblatt von Berlin, S.1244.

7 Frihzeitige Behdrdenbeteiligung gem. § 4 (1) BauGB

35 Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange einschliel3lich der Abteilungen
bzw. Amter im BA Neukolln sowie der Nachbarbezirk Treptow-Kopenick wurden mit
Schreiben vom 23.5.2011 zur Stellungnahme zu den Ausweisungen des Bebau-
ungsplanentwurfs und der Begriindung aufgefordert.

Als Frist zur Ruckaul3erung wurde der 27. Juni 2011 festgesetzt.

8 Behordenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB

41 Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange einschlief3lich der Abteilungen
bzw. Amter im BA Neukolln sowie der Nachbarbezirk Treptow-Kopenick wurden mit
Schreiben vom 29.5.2013 zur Stellungnahme zu den Ausweisungen des Bebau-
ungsplanentwurfs und der Begrindung innerhalb der festgelegten Monatsfrist aufge-

fordert.
9 Offentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB

Die offentliche Auslegung des Bebauungsplans 8-16a fand in der Zeit vom
18.11.2013 bis einschlieB3lich 18.12.2013 statt und wurde im Amtsblatt Nr. 49 vom
8.11.2013 auf Seite 2323 sowie in der Presse (Berliner Morgenpost) am 15.11.2013
fristgerecht bekannt gemacht. Die Bekanntmachung enthielt den Hinweis, dass ein
Antrag nach 8 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzuldssig ist, soweit mit ihm
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Aus-
legung nicht oder nur verspéatet geltend gemacht wurden, aber hétten geltend ge-

macht werden kénnen. Die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange
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wurden per E-mail am 15.11.2013 von der offentlichen Auslegung informiert. Zusatz-
lich wurde auf die erganzende elektronische Informationstechnologie gem.
8 4a Abs. 4 BauGB hingewiesen, dass die Unterlagen im Internet unter
www.berlin.de/ba-neukoelln/verwaltung/bebauungsplaene/bplan.html eingesehen

werden konnten.
10 Beschlussfassung Uber den Bebauungsplan

Der BA-Beschluss (Vorlage-Nr. 19/14) zur Vorlage an die Bezirksverordnetenver-
sammlung erfolgte am 28.1.2014. Am 11.2.2014 wurde der Vorlage zur Beschluss-
fassung vom Ausschuss fur Stadtentwicklung einstimmig zugestimmt.

Der BVV-Beschluss (Drucksache Nr. 0832/XIX) wurde am 26.2.2014 gefasst.

11 Erste Anzeige des Bebauungsplanes

Nach dem Beschluss der Bezirksverordnetenversammlung am 26.2.2014 wurde der
Bebauungsplan 8-16a geméal} 8 6 Abs. 4 AGBauGB der Senatsverwaltung fur Stadt-
entwicklung und Umwelt Abt. Il C mit Schreiben vom 10.3.2014 angezeigt.

In der Rechtskontrolle erfolgten Beanstandungen und Hinweise durch die Senats-
verwaltung fur Stadtentwicklung und Umwelt Abt. Il C 34 mit dem Schreiben vom
8.Mai 2014. Auf Grund dieser Beanstandungen wurde der Bebauungsplan und die
Begriindung Uberarbeitet und auf der Grundlage des aktualisierten Larmgutachtens
vom 10.9.2014 ergénzt und ein Deckblatt erstellt.

Eine eingeschrankte Behdrdenbeteiligung sowie eine erneute eingeschrankte Betei-
ligung der Offentlichkeit mit erneuter Beschlussfassung der Bezirksverordnetenver-

sammlung wurden dadurch erforderlich.

12 Erneute eingeschrankte Beteiligung der Behdrden gem. 8 4a (3) i.V.
mit 8§ 4 (2) BauGB

Die bertuhrten Behorden und sonstigen Trager oOffentlicher Belange wurden gem.
8§ 4a Abs.3 BauGB i.V. mit 84 Abs.2 BauGB mit Schreiben per E-Mail vom
14.11.2014 erneut beteiligt.

13 Erneute eingeschrankte Offentlichkeitsbeteiligung gem. § 4a (3) i.V.
mit 8 3 (2) BauGB

Der Bebauungsplan 8-16a vom 29.10.2013 mit Deckblatt vom 24.9.2014 wurde nach
8§ 4a Abs. 3 1.V. mit 8 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches in der Zeit vom 10.11.2014 bis

einschlieBlich 21.11.2014 erneut o6ffentlich ausgelegt. Die erneute Beteiligung der
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Offentlichkeit wurde gemar § 4a Abs. 3 Satz 3 BauGB auf einen Zeitraum von zwei

Wochen angemessen verkurzt,

Die ortsuibliche Bekanntmachung erfolgte im Amtsblatt Nr. 45 vom 31.10.2014 auf
Seite 2042 sowie in der Presse (Tagesspiegel) am 7.11.2014 . Die Bekanntmachung
enthielt den Hinweis dass wahrend der Auslegungsfrist nur zu den gednderten und
erganzten Teilen Stellungnahmen abgegeben werden kénnen, diese in die anschlie-
Rende Abwagung der offentlichen und privaten Belange gegeneinander und unterei-
nander einzubeziehen sind und nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen unbe-
rucksichtigt bleiben kdnnen. Ferner ein Antrag nach 8 47 der Verwaltungsgerichts-
ordnung unzulassig ist, wenn mit ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden,
die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder nur verspéatet geltend
gemacht wurden, aber hatten geltend gemacht werden kénnen und das Verfahren
gemal 8§ 13a des Baugesetzbuchs als beschleunigtes Verfahren ohne Durchfiihrung
einer Umweltprifung nach 8§ 2 Abs. 4 des Baugesetzbuchs durchgefuhrt wird.

Die Behotrden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurden per E-mail am
7.11.2014 von der offentlichen Auslegung informiert. Zusatzlich wurde auf die ergén-
zende elektronische Informationstechnologie gem. 8§ 4a Abs. 4 BauGB hingewiesen,
wonach die Unterlagen im Internet unter www.berlin.de/ba-

neukoelln/verwaltung/bebauungsplaene/bplan.html eingesehen werden konnten.

14 Erneute Anzeige des Bebauungsplanes

Nach dem Beschluss der Bezirksverordnetenversammlung am 28.1.2015 wurde der
Bebauungsplan 8-16a gemal 8 6 Abs. 4 AGBauGB der Senatsverwaltung fur Stadt-
entwicklung und Umwelt Abt. Il C mit Schreiben vom 30.1.2014 zur Uberprifung im
Anzeigeverfahren erneut versandt.

Nach rechtlicher Uberprifung durch die Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung und
Umwelt Abt. Il C 37 mit dem Schreiben vom 30.3.2015 wurden keine Beanstandun-
gen erhoben. Zur Verbesserung der Rechtsicherheit wurden redaktionelle Anderun-
gen und Erganzungen empfohlen. Entbehrlich wurde die Darstellung der ehemaligen
Wirtschaftsbaracke als nachrichtlich zu tbernehmendes Baudenkmal.

Die Korrektur erfolgte in der Planunterlage und den entsprechenden Abschnitten

der Begriindung.
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4 Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004
(BGBI. | S. 2414), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November
2014 (BGBI. | S. 1748)

Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke Baunutzungsverordnung
(BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. I, S. 132), zuletzt gedndert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548)

Gesetz zur Ausfiihrung des Baugesetzbuches (AGBauGB) in der Fassung vom
7. November 1999 (GVBI. S.578), zuletzt geandert durch Gesetz vom
3. November 2005 (GVBI. S. 692)

Berlin-Neuko6lin, den 17.4.2015
Bezirksamt Neukolln von Berlin

Stadtentwicklungsamt

Blesing Groth

Bezirksstadtrat Leiter des Stadtentwicklungsamtes
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Anhang 1

VIl

Textliche Festsetzungen

Die Flache zum Anpflanzen ist dicht mit hochwachsenden Strauchern zu be-
pflanzen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflan-

zen.
Rechtsgrundlage 8§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchst. b und a BauGB.

Auf den Flachen mit Bindungen fir Bepflanzungen und Erhaltung sind die
vorhandenen Baume und Straucher zu erhalten und bei Abgang nachzu-
pflanzen. Die Verpflichtung zum Anpflanzen gilt nicht fur Wege, Zufahrten,
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne von 8§ 14 Abs. 1
Satz 1 der Baunutzungsverordnung sowie fir Stellplatze fir Menschen mit

Behinderung.
Rechtsgrundlage 8§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchst. b und a BauGB.

Innerhalb der Flache fiur Gemeinbedarf mit den Zweckbestimmungen
SCHULE / SPORTHALLE sind zum Schutz vor Larm und Luftschadstoffen
Be- und Entluftungsoffnungen, die zur benachbarten Wohnbebauung der
Kdpenicker StralRe 31/ 33A sowie an die Kopenicker Stral3e orientiert sind,

nicht zul&assig.
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Die Einteilung der Stral3enverkehrsflachen ist nicht Gegenstand der Festset-

zungen dieses Bebauungsplanes.
Rechtsgrundlage § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans treten alle bisherigen Festset-
zungen und baurechtlichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in
8 9 Abs. 1 des Baugesetzbuchs bezeichneten Art enthalten, aul3er Kraft.

86 von 89



Festsetzungsbegrindung zum Bebauungsplan 8-16a RASTERLARMKARTEN

Anhang 2

VI RASTERLARMKARTEN
Abb.1:
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Festsetzungsbegrindung zum Bebauungsplan 8-16a RASTERLARMKARTEN

Abb. 2:
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Festsetzungsbegrindung zum Bebauungsplan 8-16a RASTERLARMKARTEN

Abb.3
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	Grundsätzliche Änderungen des Bebauungsplanentwurfs wurden auf Grund der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB nicht erforderlich. Das Planbild wurde zunächst durch die nachrichtliche Übernahme eines Baudenkmals zu ergänzen.
	Die Textlichen Festsetzungen wurden aktualisiert und in der TF 3 zunächst wie folgt ergänzt:



